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Geld spenden für Notre-Da-
me? Für manche Zeitgenossen 
Verschwendung. Doch sol-
len wir in stürmischen Zei-
ten unsere christlichen Wur-
zeln kappen und auf Sinnsti f-
tung verzichten? Mitnichten, 
meint der Bürgermeister. Er 
fordert nach dem Osterfest 
zur Besinnung auf.   Seite 19
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„Wasser. Kraft . Bayern.“ heißt es am 23. Mai 2019 in Töging am Inn beim 7. Bayerischen 
Wasserkraft Forum. Die Bayerische GemeindeZeitung als Veranstalter lädt hierzu politi sche 
und kommunale Entscheidungsträger, Behördenvertreter sowie Multi plikatoren und Wirt-
schaft svertreter aus den Regionen entlang der bayerischen Lebensadern ein.
Informati onen unter www.bayerisches-wasserkraft forum.de/
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Aufruf zum Mitmachen:

Bücher aus dem Feuer
Lesungen zum Jahrestag der Nazi-Bücherverbrennung

Verbrannt, verboten, verbannt – die Namensliste der Auto-
rinnen und Autoren ist lang. Unzählige Intellektuelle, Künstle-
rinnen und Künstler wurden ihrer Heimat und Arbeit beraubt, 
viele wurden ermordet oder in den Tod getrieben. Das darf 
nicht vergessen werden.

Deshalb fi nden alljährlich am 10. Mai zahlreiche Gedenkver-
anstaltungen statt . „Viele bayerische Kommunen unterstützen 
seit Jahren die Akti on Bücherlesung“, bedankt sich der Initi ator, 
TV-Moderator Gerhard Schmitt -Thiel.

Zum 86. Jahrestag der Bücherverbrennung werden erneut 
zahlreiche Lesungen aus den Werken jener Autoren stattf  inden, 
deren Vernichtung die Nazis beschlossen hatt en. Schmitt -Thiel 
konnte wieder viele prominente Mitstreiter für die Zentralver-
anstaltung am Münchner Odeonsplatz (ab 12.00 Uhr) gewinnen.
Weitere Informati onen: www.buecherlesung.de 

V.l.: Landrat Hubert Hafner, Vorsitzender des Ausschusses für 
Gesundheit und Soziales, Landrat Christi an Bernreiter, Präsident 
des Bayerischen Landkreistags, Staatsministerin Kersti n Schreyer, 
Landräti n Tamara Bischof, Dritt e Vizepräsidenti n des Bayerischen 
Landkreistags.  

Ministerpräsident Söder in Äthiopien:

Drehscheibe für 
Kontakt mit Afrika

Der Freistaat Bayern wird sein humanitäres Engagement in Afrika 
massiv ausbauen. Aus diesem Grund reiste Ministerpräsident Dr. 
Markus Söder jüngst nach Äthiopien und eröff nete in Addis Abe-
ba das Bayerische Afrikabüro.

„Es ist Anlaufpunkt und Dreh-
scheibe für den Kontakt mit 
Äthiopien und ganz Afrika. Da-
mit setzen wir ein Zeichen für 
bleibendes Engagement, Zu-
sammenarbeit und Zuversicht. 
Bayern will Äthiopien bei sei-
ner Entwicklung akti v unterstüt-
zen. Wir setzen uns ambiti onier-
te Ziele und bringen ein langfris-

ti ges Engagement vor allem in 
den Bereichen Wirtschaft , Bil-
dung und Entwicklungszusam-
menarbeit voran. Unser Afri-
kabüro soll Ideen entwickeln, 
koordinieren und die feste 
Kontaktstelle Bayerns zu Äthio-
pien und zur Afrikanischen Uni-
on werden“, so Söder.

Zusammenarbeit mit der GIZ

Das Bayerische Afrikabüro 
ist räumlich bei der Repräsen-
tanz der Deutschen Gesellschaft  
für Internati onale Zusammen-
arbeit (GIZ) untergebracht. Ge-
leitet wird das Büro von Linda 
Schraml. Neben dem Ausbau 
und der Begleitung der Entwick-
lungszusammenarbeit beobach-
tet das Büro Entwicklungen bei 
der Afrikanischen Union und 
pfl egt Kontakte zu Insti tuti onen 
und Vertretern anderer afrikani-
scher Staaten in Addis Abeba.

Eines der Vorhaben, das von 
Bayern betreut werden soll, ist 
das Auff orstungs- und Wissen-
schaft sprojekt „Kirchenwald“ 
in Bole Bulbula. Die Bayerische 
Staatsregierung unterstützt For-
schungen der Technischen Uni-
versität München vor Ort mit 
bis zu 250.000 Euro.

Söder sieht den Bestand hei-
mischer Wälder als Schicksals-
frage für Äthiopien: „Sie schüt-
zen das Klima und wirken der 
Bodenerosion entgegen. Wir 

Bayerns Familienministerin Kersti n Schreyer beim Bayerischen Landkreistag:

Gemeinsame Lösungen 
mit den Kommunen

„Das Bayerische Familiengeld ist ein Erfolgsmodell. Wir 
wollten, dass alle Eltern das Geld bekommen. Wer selbst 
Kinder hat, weiß, was man in den ersten Jahren alles 
braucht. Nach Diskussionen mit dem Bund haben wir ei-
nen Weg gefunden, den er mitgegangen ist. Entscheidend 
ist am Ende, dass wir die Familien fördern können“, so 
Bayerns Familienministerin Kersti n Schreyer zu einem der 
sozialpoliti schen Schwerpunkte der Bayerischen Staats-
regierung in der Sitzung des Ausschusses für Gesundheit 
und Soziales beim Bayerischen Landkreistag. 

Auf Einladung des Präsiden-
ten des Bayerischen Landkreis-
tags, Landrat Christi an Bernrei-
ter war die Ministerin im Haus 
der bayerischen Landkreise, um 
sich mit den Landräten über ak-
tuelle Themen auszutauschen.

einfach nur bei den Kommunen 
abzuladen. Zudem seien die so-
zialen Problemlagen in den Land-
kreisen oft mals sehr diff eren-
ziert, weswegen eine Lösung für 
alle schwierig sei. So seien zum 
Beispiel in München Dinge rele-

reiter bat die Ministerin auch, 
die Dimensionen der Jugendhil-
fe nicht zu unterschätzen: „Die 
Jugendhilfekosten galoppieren 
uns nach wie vor davon. Wir 
bitt en Sie inständig, im Bayeri-
schen Landtag auf diesen Fakt 
hinzuweisen.“ Dabei mangle es 
nicht an Initi ati ven und Projek-
ten. Deren Erfolgsaussichten 
seien aber nicht immer überzeu-
gend. Die Landkreise blieben am 
Ende auf Rekordausgaben sit-
zen. Die Staatsministerin warb 
ihrerseits darum, auch gelöste 
Einzelfälle als Erfolg zu werten. 

Kindertagesbetreuung

Bei der künft igen Ausgestal-
tung der Kindertagesbetreuung 
bedarf es nach Ansicht der Land-
räte nicht nur fi nanzieller Anrei-
ze im Sinne der aktuellen Bei-
tragsentlastung für die Eltern. 
Vor allem die qualitati ve Ange-
botssicherung durch Fachkräf-
teentlastung und die Att rakti vi-
tätssteigerung für das erzieheri-
sche Berufsfeld müssen auf der 
Agenda des Familienministeri-
ums stehen. Die Staatsministe-
rin kündigte ein entsprechendes 
Bündnis an. 

Immense Aufgaben 
im sozialen Bereich

Im sozialen Bereich gibt es viele 
Spannungsfelder. Die Pfl ege, Ju-
gendhilfekosten, Frauenhäuser, 
Rechtsanspruch in der Kinderta-
gesbetreuung und einiges mehr 
stellen die bayerischen Landkrei-
se vor enorme Herausforderun-
gen. Den in den zurückliegen-
den Jahren gesti egenen kommu-
nalen Steuereinnahmen stehen 
immense und steti g wachsen-
de Aufgaben- und Ausgabenver-
pfl ichtungen im sozialen Bereich 
gegenüber. Christi an Bernreiter 
bat die Staatsministerin, die seit 
1996 selbst Kreisräti n und damit 
kommunalpoliti sch erfahren ist, 
mehrfach, nicht alle Aufgaben 

vant, die für andere Landkreise 
gar kein Thema seien. 

Dass in vielen Fällen nur eine 
enge Absti mmung und gemein-
same Wege zu guten Lösun-
gen führen, bestäti gte auch die 
Staatsministerin. Zum Beispiel 
könne im Bereich der Frauen-
häuser nur ein gemeinsames 
Vorgehen zielführend sein, was 
aber nicht bedeuten würde, dass 
das Land die kommunale Aufga-
be der Frauenhäuser überneh-
men würde. Die Staatsministerin 
verwies auf ihren Drei-Stufen-
Plan zum Gewaltschutz und zur 
Gewaltpräventi on. Ein Schwer-
punkt sei dabei der Ausbau der 
Plätze, aber auch mehr Geld für 
die Verstärkung des Personals. 
Zwar seien die Kommunen zu-
ständig für die Frauenhäuser, 
die Problemati k, die sich aus der 
Betreuungssituati on über meh-
rere Landkreise hinweg ergebe, 
sei aber erkannt worden. 

Besondere Problemlagen

Aus diesem Grunde müsse 
man das Thema auch gemein-
sam angehen. „Wir müssen ge-
nau hingucken, was fehlt und 
was gebraucht wird. Man muss 
sich auch anschauen, wohin sich 
Gewalt entwickelt. Auch Män-
ner sind Opfer von Gewalt. Hin-
zu kommen viele besondere 
Problemlagen wie zum Beispiel 
Zwangsprosti tuti on. Für die Be-
antwortung solcher Fragen be-
nöti gt man ein Gesamtkonzept“, 
so die Staatsministerin. 

Landkreistagspräsident Bern-

fördern ein Forschungsprojekt, 
das die Artenvielfalt der Kir-
chenwälder nutzt, um geeignete 
Baumarten für Auff orstungen zu 
erkennen.“ Daraus sollen Kon-
zepte für eine nachhalti ge Land-
nutzung im gesamten äthio-
pischen Hochland entwickelt 
werden. 

Das Projekt profi ti ert von den 
Prinzipien der äthiopisch-ortho-
doxen Kirche, die ihre „heili-
gen Wälder“ rund um ihre Kir-
chen in besonderer Weise 
schützt. So konnte sich die Vege-
tati on dieser Wälder an den Kli-
mawandel anpassen.

Sonnenstrom für
German Church School

An der „German Church School“ 
in Trägerschaft  der Evangeli-
schen Kirchengemeinde in Ad-
dis Abeba fördert Bayern den 
Bau einer Photovoltaikanlage, 
um Stromausfälle während des 
Unterrichts zu verhindern. Eine 
durchgängige Stromversorgung 
ist notwendig, weil die Schüler 
auf technische Sehhilfen ange-
wiesen sind. 

Bekanntlich haben schon zahl-
reiche bayerische Kommunen 
sich in afrikanischen Schulpro-
jekten engagiert. So steht die 
Förderung des Freistaats Bayern 
in logischer Konsequenz zu be-
reits vorhandenen und geplan-
ten bayerischen Bildungsein-
richtungen.

Zukunft schancen 
für junge Menschen

Ministerpräsident Dr. Markus 
Söder: „Bildung eröff net jun-
gen Menschen in Afrika Chan-
 (Fortsetzung auf Seite 2)

In der Grundschule von Plan Internati onal im Nguenyyiel Refugee 
Camp Zon A informierte sich Ministerpräsident Dr. Markus Söder, 
MdL (2. von links), über die Bildungsangebote und Jugendpro-
gramme im Flüchtlingscamp.  Bild: Bayerische Staatskanzlei, Jörg Koch.

DStGB-Positi onen zur Flüchtlings- und Integrati onspoliti k:

Kein Grund zur 
Entwarnung

Mit den Kernforderungen Flüchtlingsbewegung weiter 
steuern und begrenzen, Integrati on fordern, fördern und 
dauerhaft  fi nanzieren und Asylverfahren weiter beschleu-
nigen, sowie Rückführungen abgelehnter Asylbewerber 
konsequent umsetzen, richtet sich der DStGB in einem ak-
tuellen Statement an Bund und Länder und stellt die aus 
kommunaler Sicht wichti gsten Maßnahmen für eine er-
folgreiche Flüchtlings- und Integrati onspoliti k vor.

Neben der Steuerung und Be-
grenzung der weiterhin hohen 
Zuwanderungsbewegung nach 
Deutschland besteht die Mam-
mutaufgabe in der Integrati on 
der Menschen in Arbeit und Ge-
sellschaft  vor Ort in den Städten 
und Gemeinden. „Dies wird Jah-

re dauern und setzt eine dauer-
haft e und verlässliche Finanzie-
rungsbasis voraus. Genau die-
se steht jedoch derzeit auf dem 
Spiel“, heißt es in dem Papier.

Fakt ist: Die Zahl der nach 
Deutschland gefl üchteten Men-
 (Fortsetzung auf Seite 4)
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ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister  

Hans-Peter Laschka 
96268 Mitwitz 

am 9.5.

Bürgermeister Peter Mahl 
86694 Niederschönenfeld 

am 9.5.

Bürgermeister  
Harald Schlegel 
95482 Gefrees 

am 14.5.

Bürgermeistger  
Anton Drexler 

94344 Wiesenfelden 
am 19.5.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Friedrich Gleitmann 
96193 Wachenroth 

am 13.5.

Bürgermeisterin  
Barbara Wilhelm 
93080 Pentling 

am 14.5.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Dieter Möhring 

97491 Aidhausen 
am 13.5.

Bürgermeister Alfons Neumeier 
94330 Salching 

am 14.5.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Michael Müller 

82538 Geretsried 
am 5.5.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Martin Dannhäußer 
95473 Creußen 

am 9.5.

Bürgermeister Reinhard Dorn 
87763 Lautrach 

am 12.5.

ZUM 40. GEBURTSTAG
Bürgermeister 

Torsten Gunselmann 
91352 Hallerndorf 

am 14.5.

Wir gratulieren

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind unsere Daten nicht vollständig. Wir bitten deshalb 
um rechtzeitige Bekanntgabe der bevorstehenden runden Geburtstage.

Elektrofahrzeuge deutlich schlechtere 
Ökobilanz als Erdgasautos? 

So war es zumindest zu le-
sen in der Bayerischen Gemein-
dezeitung vom 18.04.2019. Be-
gründet wurde es damit, dass 
Erdgasautos fast keine Stickoxi-
de und Partikel ausstoßen. 

Komisch, das machen Elektro-
autos doch auch nicht! In min-
destens zehn seriösen Studi-
en wurde mittlerweile wissen-
schaftlich bewiesen, dass sich 
die heutige Ökobilanz eines 
Elektroautos nicht hinter der ei-
nes Verbrenners, sei er mit Ben-
zin, Diesel oder Erdgas betrie-
ben, verstecken muss. Das wei-
tere ökologische Potenzial von 
Elektroautos ist enorm. Je mehr 
erneuerbarer Strom im System 
ist, desto besser wird die Ökobi-
lanz für die Herstellung und den 
Betrieb der Fahrzeuge. Dafür ar-
beiten wir jeden Tag von früh 
bis spät. Also geht es auch jeden 
Tag einen Schritt nach Vorne! 

Der Verband der Bayeri-
schen Energie- und Wasser-
wirtschaft e.V. – VBEW ist über-
zeugt davon, dass grünes Gas 

und grüner Strom eine zen- 
trale Säule bei der Individualmo-
bilität der nächsten Jahrzehnte 
bilden können. Beide Technolo-
gien werden gebraucht. 

Das Schlechtreden der Elek-
tromobilität von Professoren 
und Journalisten ist nicht mehr 
auszuhalten und schadet unse-
rem Automobilstandort mehr 
als es ihm vielleicht kurzfristig 
nützt. 

Wer versucht den Wandel 
aufzuhalten, wird verlieren. Wir 
haben doch 100 Jahre auf den 
Durchbruch der Elektromobili-
tät gewartet! Jetzt ist er da und 
man kann alle, die daran immer 
noch nicht glauben mögen, nur 
empfehlen, mal ein ordentliches 
Elektroauto ausgiebig zu testen. 
Bayerische Produkte sind dafür 
derzeit weder vom Preis noch 
von der Leistungsfähigkeit lei-
der nicht die erste Wahl, und 
das ist doch die wahre und einzi-
ge Katastrophe!   
Detlef Fischer 
VBEW-Geschäftsführer 

Leserbrief an die GZ

Drehscheibe für 
Kontakt ...

(Fortsetzung von Seite 1)
cen für ein selbstbestimmtes 
Leben und damit die Grundla-
ge, den Lebensunterhalt spä-
ter selbst verdienen zu können. 
Bayern leistet gerne einen Bei-
trag, um diese Zukunftschancen 
zu gewährleisten.“ Das Volumen 
des Projekts beträgt insgesamt 
80.000 Euro. Es wird durch den 
Freistaat Bayern bezuschusst 
und künftig ebenfalls vom Bay-
erischen Afrikabüro koordiniert.

Kurz vor Ostern reiste Minis-
terpräsident Söder in die Demo-
kratische Bundesrepublik Äthio-
pien und warb für eine verbes-
serte Nachbarschaft Europas 
mit Afrika. Der Freistaat Bayern 
will Äthiopien aktiv bei seiner 
Entwicklung unterstützen und 
baut seine internationalen Be-
ziehungen aus. Äthiopien gilt als 
Stabilitätsanker am Horn von 
Afrika und ist zugleich Brenn-
glas für globale Herausforde-
rungen. r

Osterüberraschung für Stefan Rößle:

55.000 Euro im Briefkasten
Anonyme Spende ermöglicht neue Schule in Liberia

Bundesweites Aufsehen erregte GZ-Herausgeber Landrat 
Stefan Rößle anlässlich eines Pressegesprächs kurz vor Os-
tern. Hatte ihm doch ein anonymer Spender in seinen pri-
vaten Briefkasten ein Kuvert mit sage und schreibe 55.000  
Euro eingeworfen. In der beiliegenden Karte war klar ver-
merkt, wofür das Geld zu verwenden ist: Eine Schule in Afri-
ka soll damit errichtet werden. 

Der Landrat glaubte zunächst an einen Scherz; brachte das 
Geld zu Polizei und ließ überprüfen, ob die Geldbündel wo-
möglich Falschgeld sind, oder aus einem Banküberfall stamm-
ten. Alle Sorgen konnten letztlich ausgeschlossen werden.

Es war wohl so, dass die zahlreichen Aktivitäten des Lan-
desvorsitzenden der bayerischen Kommunalpolitischen Ver-
einigung (KPV) erneut das Herz eines großzügigen Menschen 
erreichten, der sich an Rößles Aktionen beteiligen und die Bil-
dungsinitiativen in unserem Nachbarkontinent unterstützen 
möchte.

Inzwischen wurde ein Projekt ausgesucht. Das Geld geht 
in Zusammenarbeit mit der Stiftung Fly & Help sowie Street 
Child of Liberia und dem dortigen Bildungsministerium nach 
Liberia. Die neue Schule bekommt sechs Klassenzimmer, Sa-
nitäranlagen, Wasserversorgung und ein Büro für den Schul-
leiter. 

Die derzeitige Schule ist einsturzgefährdet. Sie wird von 
128 Kindern besucht, die von dem Neubau ebenso profitieren 
wie etwa 200 weitere Kinder aus acht umliegenden Dörfern. 
Durch den sechsstufigen Ausbau kann künftig zudem verhin-
dert werden, dass die Kinder täglich zwei Stunden Fußmarsch 
auf sich nehmen müssen, um den Unterricht der 6. Klasse be-
suchen zu können. 

Die neue Schule in Liberia ist die 50. Schule im bundeswei-
ten Projekt „1.000 Schulen für unsere Welt“ entsteht. Es tut 
sich viel Gutes; aber das Ziel ist noch fern! Große Gratulation 
an Landrat Rößle und sein Team!  r

Diskussion um Wahlalter:

Lust am Wählen wecken  
versus verantwortungsvolle Reife
Auch Kinder und Jugendliche werden zur Europawahl an die Urne 
gebeten. Die Stimmabgabe bei der U18-Wahl ist allerdings nur ei-
ner echten Wahl nachempfunden. Mitmachen kann jede Institu-
tion, die parteipolitisch unabhängig und demokratisch gesinnt ist. 
Die Initiative lenkt den Blick auf die aktuelle Diskussion, das offi- 
zielle Wahlalter auf 16 Jahre abzusenken. 

Ob    LBS-Kinderbarometer, Shell- 
Jugendstudie oder die AID:A-Stu-
die des Deutschen Jugendinsti-
tuts – seit Jahren weisen Umfra-
gen ein hohes Interesse der jun-
gen Generation am Geschehen 
in der eigenen Umgebung nach. 
Über die Hälfte der Neun- bis 
Vierzehnjährigen will an der po-
litischen Meinungsbildung teil-
nehmen, laut LBS-Kinderbaro-
meter. Bei Entscheidungen auf 
europäischer Ebene ist es im-
merhin noch ein Drittel. Dieses 
Interesse soll die U18-Wahl för-
dern. Von Arbeitslosigkeit über 
Digitalisierung und Tierschutz 
bis zu Zusammenhalt: Der Bay-
erische Jugendring (BJR) hat zu-
sammen mit Kindern und Ju-
gendlichen insgesamt zwölf The- 
men erarbeitet, die Menschen 
unter 18 Jahren bei der Europa-
wahl am 26. Mai wichtig sind. Da-
zu wurden Fragen formuliert und 
die an die Parteien verschickt. 
„Die Antworten sind nicht 
einfach aus dem Wahlprogramm 
kopiert, sondern gehen in ver-
ständlicher Sprache auf die Fra-
gen der Jugendlichen ein“, sag-
te BJR-Präsident Matthias Fack 
im Europaausschuss. Mit die-
sen Informationen sollen Kinder 
und Jugendliche das nötige Rüst- 
zeug bekommen, um bei der 
U18-Wahl ihr Kreuz an der für sie 
richtigen Stelle zu machen. 

Bundesweite Initiative

Die U18-Wahl gibt es nicht 
nur in Bayern, sondern bundes-
weit zu allen Wahlen. Dabei han-
delt es sich um keine echte, son-
dern einer regulären Stimmab-
gabe nachempfundene Wahl. 
Jugendliche sollen über Wahlen 
aufgeklärt werden, sich mit po-
litischen Inhalten beschäftigen 
und Lust am Wählen entwickeln. 
Der Vorsitzende des Europaaus-
schusses, Tobias Gotthardt (Freie 
Wähler), betonte in der anschlie-
ßenden Aussprache, BJR-Prä-
sident Fack habe ihn schon als 
Botschafter für die U18-Wahl ge-
wonnen. Auch Julika Sandt (FDP) 
nannte die U18-Wahl eine „su-
per Initiative“. Die Positionen 
der Parteien bei den Kommu-
nalwahlen rufen die Partner vor 

Ort in der Regel zusammen mit 
den Schulen ab. Der Unterschied 
zwischen der U18-Wahl und der 
sogenannten Juniorwahl ist, 
dass Letztere ausschließlich an 
Schulen stattfindet. 

Server brechen zusammen

Das Konzept kommt bei den 
Jugendlichen gut an. „Bei der 
ersten U18-Wahl in Berlin sind 
uns die Server zusammenge-
brochen“, berichtete Fack. In-
zwischen sind die Träger, unter 
anderem das Deutsche Kinder-
hilfswerk und der Deutsche Bun-
desjugendring, besser auf den 
Ansturm vorbereitet. Ein Wahl-
lokal kann jede Institution, die 
parteipolitisch unabhängig und 
demokratisch gesinnt ist, ein-
richten. Hier wächst die Nach-
frage: Bei der bayerischen Land-
tagswahl 2013 gab es 170 Wahl-
lokale, 2018 waren es bereits 
453. Knapp 62.000 Kinder und 
Jugendliche machten im vergan-
genen Jahr von ihrer Wahlmög-
lichkeit Gebrauch. Richtig zu-
frieden ist Fack trotz der stei-
genden Zahlen nicht. „Im Prinzip 
wäre die U18-Wahl bei der Euro-
pawahl gar nicht nötig“, erklärte 
er. Tatsächlich hat das Europäi-
sche Parlament bereits 2015 ei-
ne Empfehlung an die Mitglieds-
staaten ausgesprochen, das 
Wahlalter bei der diesjährigen 
Wahl auf 16 Jahre abzusenken. 
Der BJR-Präsident würde es be-
grüßen, wenn die Jugendlichen 
in Bayern bereits mit 16 Jahren 
an Kommunalwahlen teilneh-
men könnten. 

Klares Nein der CSU

Als Argument für die offiziel-
le Absenkung des Wahlalters auf 
16 Jahre nennen Befürworter 
nicht nur das Interesse an Politik. 
Häufig seien Jugendliche in dem 
Alter schon in einer Ausbildung, 
strafmündig, zahlen Steuern und 
eben auch von politischen Ent-
scheidungen betroffen. Kritiker 
kontern, Jugendliche seien noch 
nicht in der Lage, die komplexen 
Zusammenhänge der politischen 
Arbeit zu verstehen. Damit be-
gründet die CSU unter anderem 

ihr klares Nein zum Vorstoß des 
Kultusministers Michael Piazolo 
(Freie Wähler) für eine Senkung 
des Wahlalters auf 16 Jahre.  

Die Position der CSU zum 
Wahlalter sei unverändert, be-
tonte Staatskanzleichef Flo- 
rian Herrmann. „Wir diskutieren 
das in großer Regelmäßigkeit 
und wir halten einen Gleichklang 
von Volljährigkeit und Wahlalter 
für richtig“, sagte er gegenüber 
dem Bayerischen Rundfunk. Die 
Rechte und die Verantwortung 
sollten miteinander korrespon-
dieren, argumentierte er. Ähn-
lich äußerte sich auch Innenmi-
nister Joachim Herrmann (CSU): 
Die Mitverantwortung für poli-
tische Entscheidungen solle im 
Interesse aller Bürger „nur den-
jenigen übertragen werden, bei 
denen aufgrund von Lebensalter 
und Lebenserfahrung ein gewis-
ses Maß an politischer Urteils-
fähigkeit vorausgesetzt werden 
kann“. Es sei aus Sicht der Staats-
regierung eine „sachgerechte 
Entscheidung“, dass nur Volljäh-
rige wählen dürfen. Der Innen-
minister wies außerdem dar-
aufhin, dass Minderjährigen „im 
Rechtsverkehr“ noch kaum Ver-
antwortung zuerkannt werde. 

Applaus von der Opposition

Von der Opposition erntete 
der Kultusminister hingegen viel  
Zustimmung. „Unbedingt Wahl-
alter 16!“, schrieb Grünen-Frak-
tionschefin Katharina Schulze 
auf Twitter. Die jugendpolitische 
Sprecherin der Landtags-Grünen 
Eva Lettenbauer betonte die Be-
deutung von mehr politischer 
Bildung in den Schulen, aber 
auch außerhalb. „Wer schon in 
jungen Jahren in der Schule in-
tensiver als heute und mit der 
Aussicht auf das baldige Teilneh-
men an einer Wahl über das Par-
teiensystem und politische Ent-
scheidungsprozesse diskutiert, 
lernt den Wert der Demokratie 
früh kennen und bleibt als Wäh-
lerin und Wähler aktiv.“ 

Auch der Fraktionschef der 
BayernSPD-Landtagsfraktion 
Horst Arnold fordert ein Wahl-
recht ab 16 Jahren für Kommu-
nalwahlen in Bayern. „Dass die 
Jugendlichen politisch inter-
essiert sind und sich engagie-
ren wollen, zeigen nicht nur die 
wöchentlichen Fridays for Fu-
ture-Demonstrationen. Die jun-
gen Leute sind auch in vielen an-
deren Bereichen aktiv, beispiels-

V.l.: LR Thomas Habermann, Tanja Struve, Michael Schmitz (beide 
Europabüro des Deutschen Landkreistages), MdEP Monika Hohl-
meier. Bild: Büro Hohlmeier/Jan Martin Schiebel

Unsere #eimat in Europa
Stärkere Einbeziehung der kommunalen Ebene in Brüsseler Politik
Landrat Thomas Habermann aus dem unterfränkischen Landkreis 
Rhön-Grabfeld vertritt die Interessen aller deutschen Landkreise 
im Europäischen Ausschuss der Regionen in Brüssel. Anlässlich ei-
ner Plenarsitzung des Gremiums in Brüssel tauschte er sich mit 
Monika Hohlmeier, MdEP, darüber aus, wie die Europäische Uni-
on bürgernäher werden und welche Rolle den Kommunen dabei 
zukommen könnte. 

Einig waren sich die Ge-
sprächspartner darüber, dass 
die bevorstehende Wahl mit 
Blick auf aktuelle Herausforde-
rungen wie Brexit, Klimawandel 
und globale Migration für die 
Zukunft und das Fortbestehen 
der Union wesentlich sei. 

Landrat Habermann betonte 
die vielfältigen Vorzüge der Eu-
ropäischen Union für alle Bür-
ger. Leider beschränke sich die 
Diskussionen häufig nur auf die 
wirtschaftlichen Vor- und Nach-
teile, beklagte er. Um Akzeptanz 
und Wertschätzung der Union zu 
stärken, müsse verdeutlicht wer-
den, dass in einer globalisierten 
Welt kein Mitgliedstaat allein 
bestehen und die Union nur ge-
meinsam stark sein könne. 

Bei Monika Hohlmeier traf er 
dabei ins Schwarze. „Wir möch-
ten anhand konkreter Beispie-
le aufzeigen, dass auch wir vor 
Ort in vielen Bereichen von der 
Union profitieren.“ Häufig wer-
de über die EU geschimpft, ob-
wohl die kritisierten Vorgaben 
erst durch die Umsetzung in 
Deutschland entstünden. Aus 
Hohlmeiers Sicht ist eine stär-
kere Einbeziehung der Vertreter 
der kommunalen Ebene nötig, 
da diese den Großteil der euro-
päischen Vorgaben in die Praxis 
umsetzen und als unterste Ver-
waltungsebene täglich in direk-

tem Kontakt mit den Bürgern 
stehen. Habermann teilte diese 
Ansicht und kündigte an, regel-
mäßig für Gespräche zur Verfü-
gung zu stehen.  r

weise in Kreis- und Stadtjugend- 
ringen“. Was aber fehle, sind 
echte Mitgestaltungsmöglich-
keiten. Als Ziel setzt sich die SPD 
daher die Einführung des neuen 
Wahlalters noch vor der bayeri-
schen Kommunalwahl im März 
2020 und brachte einen entspre-
chenden Gesetzentwurf in den 
Landtag ein. 

Auch FDP-Fraktionschef Mar-
tin Hagen lobte den Vorstoß Pia- 
zolos in den Sozialen Netzwer-
ken: „Ja! Schön, dass sich ein 
bayerischer Minister hier vor-
wagt.“ Die FDP werde einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf ein- 
bringen. Ebenso die Linke in Bay-
ern, die nicht im Landtag sitzt, 
befürwortete Piazolos Forde-
rung. Die AfD-Fraktion reagierte 
zunächst nicht auf den Vorstoß. 
In anderen Bundesländern hatte 
die Partei aber gegen ein niedri-
geres Wahlalter gestimmt.

Wer darf wo wählen?

Bei Landtags- und Bürger-
schaftswahlen haben die Län-
der eigene Regelungen. So darf 
in Brandenburg, Bremen, Ham-
burg und Schleswig-Holstein 
schon ab 16 Jahren gewählt wer-
den. Bei Kommunalwahlen hat 
die Mehrheit der Bundesländer 
das Wahlalter auf 16 festgelegt. 
Nur in Bayern, Hessen, Rhein-
land-Pfalz, dem Saarland und in 
Sachsen darf erst ab 18 gewählt 
werden. Auf Bundesebene hat-
te sich Justizministerin Katharina 
Barley vor dem Hintergrund der 
„Fridays for Future“-Demons- 
trationen Anfang März für eine 
generelle Senkung des Wahlal-
ters auf 16 Jahre ausgesprochen. 
Bei der kommenden Europawahl 
gilt in Deutschland ein generel-
les Wahlalter ab 18. Nur auf Mal-
ta und in Österreich darf bereits 
ab 16 gewählt werden. 

Bei Kommunalwahlen sieht es 
etwas anders aus. 16-Jähri-
ge dürfen in Finnland, Estland 
und Schottland wählen. Auch 
Kroatien und Slowenien lassen 
16-Jährige über die Zusammen-
setzung der Gemeindeparla-
mente mit abstimmen, Voraus-
setzung ist allerdings ein Ausbil-
dungsplatz. 

Hat Piazolo mit seinem Vor-
stoß in Bayern Erfolg, hält er die 
Zulassung von Minderjährigen 
auf anderen politischen Ebe-
nen für denkbar. Für die Kom-
munalwahlen im nächsten Jahr 
sei laut Minister eine Änderung 
des Wahlrechts nicht realistisch, 
aber bis zur übernächsten Wahl 
2026 solle die Reform „in tro-
ckenen Tüchern“ sein. Bis dahin 
können Jugendliche immerhin 
bei der U18-Wahl ihre Stimme 
abgeben – auch wenn ihr Kreuz 
nicht zählt.  Anja Schuchardt
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der lange vorhergesagte 
Fachkräftemangel ist schon 
seit geraumer Zeit in der öf-
fentlichen Verwaltung ange-
kommen. Seien es Erziehe-
rinnen und Erzieher, Kranken-
pflegepersonal, IT-Fachkräfte 
oder auch Beamtinnen und 
Beamte oder Beschäftigte mit 
Verwaltungsausbildung: Spe-
ziell im Großraum München 
suchen Stadt, Landratsamt, 
Bezirk, Regierung und Minis-
terien nach Mitarbeitenden 
mit verschiedensten Qualifikationen. Wir alle 
befinden uns dabei im direkten Wettbewerb 
mit der Wirtschaft. 

In Zeiten sehr guter Konjunktur können wir 
mit dem dort bezahlten Gehaltsniveau oft 
nicht mithalten. Deshalb müssen wir mit an-
deren Vorteilen punkten: In erster Linie sind 

dies natürlich die Inhalte unserer Arbeitsplät-
ze, die am gesellschaftlichen Mehrwert orien-
tiert und Sinn stiftend sind. Gerade für junge 
Menschen scheint dies wieder vermehrt ein 
schlagkräftiges Argument zu sein bei der Aus-
wahl, was, wo und für wen sie arbeiten möch-
ten. Flexible Teilzeitlösungen, mobiles Arbei-
ten von zuhause aus und Kinderkrippen – und 
Kindergartenangebote gehören mit zum Pa-
ket, das die meisten Arbeitgeber inzwischen 
schnüren. 

Während die Arbeitsplatz- und Standort-
sicherheit, die der öffentliche Dienst bieten 
kann, für manche Bewerber kein Argument ist, 
ist dies für manche Branchen ein echtes Unter-
scheidungsmerkmal. Ein Kriterium rückte aber 
in den vergangenen zwei Jahren immer mehr 
in den Vordergrund: Wer mit dem Job auch 
gleich eine passende Wohnung bieten kann, 
gewinnt. Die gute alte Werkswohnung feiert 
Renaissance!

Der Bezirk Oberbayern ist hierbei in der pri-
vilegierten Position über seine eigene Woh-
nungsgesellschaft „Oberbayerische Heim-
stätte – Gemeinnützige Siedlungsgesellschaft 
mbH“ über knapp 5.500 Wohnungen in Ober-
bayern verfügen zu können. Im Umgriff sei-
ner traditionellen Krankenhausstandorte in 

Haar b. München, Wasser-
burg am Inn und Taufkirchen/
Vils besitzt bzw. besaß der Be-
zirk Oberbayern ausgedehnte 
Grundstücke, die damals gro-
ßenteils landwirtschaftlich ge-
nutzt wurden, um die Kliniken 
möglichst autark versorgen zu 
können. 

Diese Grundstücke wur-
den in der Vergangenheit sehr 
häufig von unserer bezirksei-
genen Baugesellschaft Ober-
bayerische Heimstätte bebaut 
– sei es, dass wir den Bau-
grund verkauft oder im Erb-
baurecht vergeben haben. 

Über 800 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Bezirks oder von kbo-Kliniken des Bezirk 
Oberbayern wohnen heute in solchen Woh-
nungen mit Belegungsrecht. Hier kommen na-
türlich bei der Wohnungsvergabe soziale Kri-
terien wie Einkommen, Betriebszugehörigkeit 
und Kinderzahl zum Tragen und der Personal-
rat ist ins Verfahren verbindlich miteinbezo-
gen. Im Rahmen unserer Zukunftsplanungen 
für 2030 und später planen wir in Haar, sofern 
das Baurecht dazu geschaffen werden kann, 
auch noch in größerem Stil klassische Mitar-
beiterwohnungen zu erreichten. 

Inzwischen hat es sich aber bewährt, dass 
wir auch die Wohnungen, die nicht mit einem 
Belegungsrecht für den Bezirk ausgestattet 
sind, zunächst den Bezirksmitarbeitenden an-
bieten, bevor sie auf den freien Markt gehen. 
Mittlerweile geht es am überhitzten Immobi-
lien-Boomstandort München und Umgebung 
nämlich nicht nur um den Preis einer Woh-
nung, sondern allein schon um das Privileg, 
nicht mit mehreren Dutzenden anderer Be-
werber konkurrieren zu müssen. Denn selbst-
verständlich sind wir auch verpflichtet, uns am 
Mietspiegel zu orientieren. 

Aber wir müssen ihn nicht ausreizen! Und 
wenn Bewerberinnen und Bewerber sich von 
auswärts für eine Stelle bei uns interessieren, 
können wir ihnen Übergangswohnungen an-
bieten, damit sie sich in aller Ruhe auf dem 
Mietmarkt umsehen können. Für Auszubilden-
de und Beamtenanwärter haben wir sogar im 
Verwaltungsgebäude in der Münchner Prinz-
regentenstraße zwei Wohngemeinschaften. 
Wir sind froh, dass wir an unserer Wohnbau-
gesellschaft festhalten konnten, als es im allge-
meinen Trend lag, solche Immobilien abzusto-
ßen. Das macht sich heute bei der Konkurrenz 
um qualifizierte Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter bezahlt.    

GZ KOLUMNE
Josef Mederer

Wohnraum für  
Mitarbeiter schaffen

Liebe Leserinnen
und Leser,

3. Mai 2019

Ihr Josef Mederer
Stv. Landesvorsitzender der KPV Bayern
Bezirktagspräsident von Oberbayern

Intersexualität, Kinderehen, Auslandsgeburten, Leihmutterschaft:

Personenstandswesen im Wandel 
Fachtagung des Fachverbandes der bayerischen Standesbeamtinnen und Standesbeamten 

Über 500 Standesbeamte und politische Prominenz feierten im 
Rahmen der 56. Fachtagung für Personenstandswesen und der 
Verbandsversammlung in München das 70-jährige Gründungsju-
biläum des Fachverbandes der bayerischen Standesbeamtinnen 
und Standesbeamten e.V. Im Rahmen der Verbandsversamm-
lung, die ganz im Zeichen von Neuwahlen stand, wurde Ma- 
thias Müller zum Nachfolger von Klaus Holub als 1. Vorsitzender 
des Fachverbandes bestimmt.

Die klare Haltung der Staats-
regierung zum Umgang mit so 
genannten Kinderehen bekräf-
tigte eingangs Bayerns Innenmi-
nister Joachim Herrmann: „Kin-
der sollen spielen, lernen und 
sich frei entwickeln können. Sie 
sollen selbständig und erwach-
sen werden. Erst dann sollen 
sie frei und selbstbestimmt ent-
scheiden, ob und wen sie heira-
ten. Kurz gesagt: Kinder gehö-
ren in die Schule und auf den 
Spielplatz und nicht vor den 
Traualtar.“ 

Bei dem enormen Zustrom 
von Asylbewerbern habe man 
in den vergangenen Jahren fest-
stellen müssen, dass vermehrt 
auch minderjährige Verheira-
tete darunter waren, beton-
te Herrmann. Nicht zuletzt auf 
Druck von Bayern habe der Bun-
desgesetzgeber 2017 das Ge-
setz zur Bekämpfung von Kin-
derehen beschlossen. Es sieht 
unter anderem vor, dass Ehen, 
die im Ausland legal geschlossen 
wurden, in Deutschland unwirk-
sam sind, wenn einer der Ehe-
partner unter 16 Jahre alt ist.

Zwar liege das Gesetz nun zur 
Entscheidung beim Bundesver-
fassungsgericht und er wolle 
der Entscheidung nicht vorgrei-
fen, erklärte der Minister, ver-
sicherte den Standesbeamten 
aber: „Die Staatsregierung wird 
weiterhin alles tun, dass Ehen 
mit Minderjährigen in Deutsch-
land auch künftig keinen Platz 
haben. Denn die Werte unseres 
freiheitlichen demokratischen 
Rechtsstaats und der Schutz 
des Kindeswohls stehen für uns 
nicht zur Disposition.“

Den Delegierten des Fachver-
bands dankte Herrmann für die 
geleistete Arbeit, insbesonde-
re für die erfolgreiche Umset-

zung der Reform des Personen-
standsrechts. „Ich bin mir sicher, 
dass die Standesämter und Auf-
sichtsbehörden auch die Aufga-
ben der Digitalisierung von Ver-
waltungsleistungen und die Um-
setzung aktueller gesellschafts-
politscher Auswirkungen und 
Umbrüche im Familien-, Na-
men- und Abstammungsrecht 
meistern werden.“

Vielfältige Tätigkeitsbereiche

Elke König, Standesbeam-
tin beim Standesamt München, 
ging in ihrem Erfahrungsbericht 
auf Änderungen im Register-
recht zum 1.11.2018 ein. Tors-
ten Hensel, Standesamtsauf-
sicht der Stadt München, refe-
rierte über Vorlagepflichten im 
Standesamt, während sich Prof. 
Dr. Jens M. Scherpe, MA (Can-
tab), MJur (Oxon.), University of 
Cambridge, mit dem Verhältnis 
von Intersexualität und Recht 
befasste. In seinem Vortrag hin-
terfragte Scherpe die Neurege-
lungen im Personenstandsge-
setz kritisch und ging dabei auf 
die historischen und internati-
onalen Hintergründe und Ent-
wicklungen ein. Der Vortrag 
mündete in der Frage, wieviel 
Geschlecht das Recht eigentlich 
(noch) braucht.

Mit der Frage „Der Standesbe-
amte als heimlicher Volljurist? – 
Prüfungspflichten im Standes-
amt“ beschäftigte sich Prof. Dr. 
Anatol Dutta, M. Jur. (Oxford), 
Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München. Sein Vortrag zeig-
te die vielfältigen Tätigkeitsbe-
reiche des Standesbeamten an-
hand konkreter Beispiele auf 
und verdeutlichte damit, dass 
dieser in rechtlicher Hinsicht 
Aufgaben erfüllt, die der Tätig-

keit eines Volljuristen nahekom-
men. Die großen Anforderun-
gen an die Personenstandspra-
xis müssen aus Duttas Sicht auch 
von der Personalverwaltung bei 
der Einstufung von Standesbe-
amten berücksichtigt werden.

Über das Thema „Auslands-
geburten im Alltag der Standes-
beamten“ referierte Claus Lu-
kas, Standesamt Ingolstadt. Er 
gab insbesondere den kleinen 
und mittleren Standesämtern 
ein Werkzeug für die tägliche 
Praxis an die Hand, das Orien-
tierung im Umgang mit der Be-
urkundung von Auslandsgebur-
ten bietet. Neben einem kurzen 
Überblick über die wichtigsten 
personenstandsrechtlichen Vor-
schriften zur Beurkundung einer 
Auslandsgeburt wurden diese in 
Form einer zusammengefassten 
und strukturierten „Checkliste“ 
präsentiert und an Hand eines 
praktischen Beispiels erläutert. 

Internationalen  
Urkundenverkehr

Walter Königbauer vom Bay-
erischen Staatsministerium des 
Innern, für Sport und Integra-
tion, legte sein Augenmerk auf 
die Neuerungen im Internatio-
nalen Urkundenverkehr und ers-
te Erfahrungen mit der EU-Apo-
stillenverordnung. Ziel dieser 
Verordnung ist die Erleichterung 
des Urkundenverkehrs inner-
halb der EU. Hierzu sind Verein-
fachungen vorgesehen bei der 
Echtheitsüberprüfung von Ur-
kunden aus Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sowie bei 
der Vorlage beglaubigter Kopi-
en und der Übersetzung öffent-
licher Urkunden. 

Rainer Fläxl, Richter am Ober-
landesgericht München, infor-
mierte über die Anerkennung 
ausländischer Entscheidungen 
in Ehesachen und gab Informa-
tionen aus der Praxis für die Pra-
xis. Abschließend befasste sich 
Dr. Konrad Duden, LL.M. (Cam-
bridge), Wissenschaftlicher Re-
ferent am Max-Planck-Insti-
tut für ausländisches und in-
ternationales Privatrecht, mit 
der Behandlung internationaler 
Leihmutterschaftsfälle.  DK

Zensus 2021: 

Wo sind wir  
und wenn ja, wie viele? 

Start der Vorbereitungsarbeiten  
für die Gebäude- und Wohnungszählung

Gewerbliche Großeigentümer und Verwalter von Wohnraum 
können durch Teilnahme an einer kurzen Vorbefragung ihre ver-
pflichtende Datenlieferung zum Zensus-Stichtag vereinfachen.

Neben der Ermittlung der 
amtlichen Einwohnerzahl er-
folgt im Rahmen des Zensus 
2021 eine flächendeckende Ge-
bäude- und Wohnungszählung 
(GWZ), um Politik, Verwaltung 
und Wirtschaft eine verlässliche 
Planungs- und Entscheidungs-
grundlage gewährleisten zu kön-
nen. Um die anfallenden Belas-
tungen für große Wohnungsun-
ternehmen möglichst gering zu 
halten, bieten die Statistischen 
Ämter des Bundes und der Län-
der spezielle Möglichkeiten für 
die gesammelte elektronische 
Übermittlung der Daten an.

Wichtige Partner

Die Statistischen Ämter der 
Länder kontaktieren derzeit 
potenzielle Eigentümer und 
Verwalter von Gebäuden mit 
Wohnraum. Da in Deutschland 
kein einheitliches Verwaltungs-
register für Wohnungen und 
Gebäude existiert, sind die Un-
ternehmen der Wohnungswirt-
schaft ein wichtiger Partner der 
amtlichen Statistik. Indem sie 
für eine Vielzahl von Gebäuden 
und Wohnungen Auskunft er-
teilen können, tragen sie beim 
Zensus 2021 wesentlich zum Ge-

lingen der Erhebung und der ho-
hen Qualität der Ergebnisse bei.

Zur Vorbereitung der Gebäu-
de- und Wohnungszählung wur-
den zunächst sämtliche Objek-
te mit Wohnraum sowie deren 
Eigentümer recherchiert. Diese 
werden zurzeit postalisch kon-
taktiert und gebeten, mithilfe 
der Beantwortung eines kurzen 
Online-Fragebogens dazu bei-
zutragen, den weiteren Verlauf 
der Gebäude- und Wohnungs-
zählung so effizient wie mög-
lich zu gestalten. Mit dieser vor-
bereitenden Befragung werden 
Ansprechpartner ermittelt und 
sichergestellt, dass die kontak-
tierten Unternehmen tatsäch-
lich gewerbliche Eigentümer 
oder Verwalter von größeren 
Wohnungsbeständen sind.

Aber auch für die Großeigen-
tümer selbst ergeben sich durch 
den Erstkontakt Vorteile für den 
weiteren Verlauf der Erhebung. 
Die Großeigentümer, die über 
die aktuell laufende Vorbefra-
gung ermittelt werden, haben 
die Möglichkeit, ihren Datenbe-
stand gesammelt zu liefern, an-
statt für jedes Objekt gesondert 
Auskunft erteilen zu müssen.
Informationen zum Zensus 
2021: www.zensus2021.de.  r

Europawahl-Spitzenkandidat Manfred Weber:

Zusagen für die Zukunft Europas
„Mein Ziel ist klar: Ich kämpfe als Spitzenkandidat für ein starkes 
Ergebnis von CDU und CSU in Deutschland und dafür, dass die EVP 
deutlich stärkste Fraktion im Europäischen Parlament wird“, un-
terstrich Manfred Weber bei der Präsentation seines Programms 
für die Europawahl am 26. Mai. Er sei bereit, Präsident der Euro-
päischen Kommission zu werden und die Reform der EU anzupa-
cken, so der CSU-Politiker.

Bei der Europawahl entschei-
det sich Weber zufolge, ob Euro-
pa eine gute Zukunft hat: „Mei-
ne zwölf Punkte sind die persön-
liche Zusicherung an die Bürger 
der EU, was ich ändern und bes-
ser machen will. Ich will gemein-
sam mit den Menschen ein neu-
es Kapitel für Europa aufschla-
gen.“

Stark, smart und menschlich

Weber tritt in seinem Wahl-
programm für ein starkes, smar-
tes und menschliches Europa 
ein. Die Europäische Grenz- und 
Küstenwache will er bis 2022 
mit mindestens 10.000 zusätzli-
chen Grenzschützern, moderns-
ter Technologie, einschließlich 
Drohnen, und mit einem direk-
ten Eingriffsrecht ausstatten. 
Europol soll in ein europäisches 
FBI umgewandelt und seine Per-
sonalstärke verdoppelt werden. 

Die Beitrittsverhandlungen 
mit der Türkei will der Spit-
zenkandidat beenden. In den 
Beziehungen zur Türkei gel-
te der Grundsatz: Enge Part-
nerschaft ja, EU-Mitgliedschaft 

nein. Erfolgreiche Zusammen-
arbeit bestehe bereits im wirt-
schaftlichen Bereich und beim 
EU-Türkei-Flüchtlingsabkom-
men. Gleichzeitig entferne sich 
die Türkei von europäischen 
Werten. 

Neuer 
Rechtsstaatsmechanismus

Mit einem neuen Rechts-
staatsmechanismus möch-
te Weber außerdem ein wirk-
sames Instrument für konkre-
te Maßnahmen zum Schutz der 
Rechtsstaatlichkeit schaffen. 
Nur ein transparentes und un-
abhängiges Gremium, das vor 
politischem Druck geschützt ist 
und alle Mitgliedstaaten glei-
chermaßen beurteilt, könne si-
cherstellen, dass in der Union 
der Werte die Unabhängigkeit 
der Justiz, die Medienfreiheit 
und der Kampf gegen Korrupti-
on aufrechterhalten werden. 

„Ich werde im Kampf ge-
gen Krebs über einen Master-
plan eine gemeinsame europäi-
sche Perspektive geben, indem 
wir unsere Talente, unser Wis-

sen und unsere Ressourcen zu-
sammenlegen“, heißt es weiter. 
„Unsere Forschung und unse-
re Innovationen in Europa müs-
sen ganz konkret das Leben der 
Menschen verbessern.“ 

In Würde alt werden

Auch beabsichtigt Weber ei-
nen Anstoß zu geben, damit die 
Entwicklung von intelligenten 
Häusern (Smart Homes) voran-
gebracht wird. Diese sollen den 
Menschen ermöglichen, zuhau-
se, in ihrer gewohnten Umge-
bung alt zu werden – in Würde 
und in der Nähe ihrer Familie. 

Ziel ist zudem, in den kom-
menden Jahren und in der ge-
samten EU fünf Millionen neue 
Arbeitsplätze zu schaffen. Nur 
mit neuen Zukunftsjobs in ganz 
Europa könne die Abwanderung 
von Fachkräften gestoppt und 
Menschen eine Perspektive ge-
geben werden. Um die Büro-
kratielast zu senken, sollen ver-
altete und unnötige Rechtsvor-
schriften abgeschafft und die 
Zahl der Beschäftigten in den 
EU-Institutionen gegebenenfalls 
den Aufgaben der Europäischen 
Union angemessen reduziert 
werden. Darüber hinaus ist der 
Einsatz eines europäischen Nor-
menkontrollrats geplant. 

Mit der Einrichtung eines digi-
talen Übergangsfonds will We-

ber den  Arbeitnehmern im di-
gitalen Wandel zur Seite stehen. 
Eine „digitale Fairnesssteuer“ 
soll zur Finanzierung des Über-
gangsfonds beitragen. Auch will 
der Spitzenkandidat mit Woh-
nungsbaudarlehen, die von der 
Europäischen Investitionsbank 
finanziert werden, in Zukunft 
dafür sorgen, dass sich junge Fa-
milien Wohneigentum weiter-
hin leisten können. 

„Ich werde dafür kämpfen, 
dass wir durch unsere Abkom-
men, wie beispielsweise Han-
delsabkommen, ein weltweites 
Verbot von Kinderarbeit sicher-
stellen. Niemandem darf es er-
laubt sein, die Unschuld von Kin-
dern auszunutzen, um höhe-
re Gewinne zu einzustreichen“, 
lautet eine weitere Zusage für 
die Zukunft Europas. 

Marktführer auf dem Gebiet 
der Umwelttechnologie

Stichwort Klimaschutz: „Durch 
 gemeinsame Investitionen in 
die Entwicklung emissionsar-
mer Flugzeuge können wir den 
Luftverkehr revolutionieren und 
Marktführer auf dem Gebiet der 
Umwelttechnologie sein“, be-
tont Weber. „Wir werden nicht 
zulassen, dass sich unser Pla-
net in die größte Müllhalde des 
Universums verwandelt: Als 
Vorreiter für saubere Techno-
logien werde ich einen globa-
len Vertrag zum Verbot von Ein-
weg-Kunststoffen vorschlagen“, 
so der CSU-Politiker abschlie-
ßend.  DK
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(Fortsetzung von Seite 1)
schen geht zurück. Aktuell kom- 
men zwischen 12.000 bis 15.000 
Asylsuchende pro Monat nach 
Deutschland. Insgesamt wur-
den 2018 185.853 Asylanträ-
ge gestellt. Dies ist insbesonde-
re auf die Grenzschließung der 
sogenannten Balkan-Route und 
dem Türkei-Abkommen zurück-
zuführen. Grund zur Entwar-
nung besteht jedoch nach Auf-
fassung des Deutschen Städ-
te- und Gemeindebundes nicht, 
könne doch niemand verlässlich 
die weitere Entwicklung voraus-
sagen. Die Zahl der Mittelmeer-
flüchtlinge nimmt aktuell wieder 
zu, die Aufnahmefähigkeit der 
Kommunen ist weiter begrenzt. 
Die Zahl der neuen Zuwanderer 
entspricht weiterhin einer Groß-
stadt. Eine Situation wie in den 
Jahren 2015/2016 dürfe sich kei-
nesfalls wiederholen. 

Fordern und Fördern

Der beste und schnellste Weg 
für Integration erfolgt über Ar-
beit. Die Arbeitsmarktintegra-
tion von Geflüchteten geht vo-
ran. Von mehr als einer Milli-
on Menschen, die in den Jahren 
2015/2016 nach Deutschland 
gekommen sind, befinden sich 
mittlerweile rund 400.000 in ei-
nem Ausbildungs-oder Beschäf-
tigungsverhältnis. Dabei gehen 
304.000 einer sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigung 
nach und rund 27.000 sind in ei-
ner Ausbildung. Dabei befinden 
sich 72.000 Personen in einer 
geringfügigen Beschäftigung. 
Hinzu kommen Personen, die 
eine schulische Ausbildung ab-
solvieren, jedoch nicht von der 
Bundesagentur erfasst werden. 

Dies ist aus Sicht des DStGB 
eine positive Entwicklung und 
zeigt, dass die Integrationsmaß-
nahmen von Kommunen, Bund 
und Ländern nach dem Prinzip 
des „Forderns und Förderns“ die 
richtige Richtung vorgeben. Mit 
32,7 Prozent sind die Beschäfti-
gungsquoten von Beschäftigten 
aus den Hauptasylherkunftslän-
dern allerdings weiterhin ver-
gleichsweise gering. Benötigt 

werde eine Integration aus ei-
ner Hand – angefangen von 
der Unterbringung, Zuteilung in 
Sprach-und Integrationskurse, 
verschiedenste Sprachförder-
möglichkeiten und Kinderbe-
treuung bis hin zur Ausbildung, 
Beschäftigung oder den Beruf. 

Verzahnung von Sprachkursen 
und Berufsorientierung

Die Verzahnung von Sprach-
kursen und anschließender Be-
rufsorientierung ist laut DStGB 
zu verbessern und Kursangebo-
te müssen flächendeckend aus-
gebaut werden. Geflüchtete 
sollten durch Sprach- und Inte-
grationskurse die Möglichkeiten 
erhalten, einer Arbeit nachzu-
gehen. 83 Prozent der erwerbs-
fähigen, aber arbeitslosen Ge-
flüchteten sind unter 35 Jah-
re alt. Sie stehen am Anfang 
eines chancenreichen Berufs-
lebens. So sollte es z. B. mög-
lich sein, dass die Geflüchteten 
am Vormittag einen Sprachkurs 
besuchen und am Nachmittag 
mit einem Praktikum oder ei-
ner Ausbildung beginnen. Bay-
ern ist hier Vorreiter: Dort wer-
den Zentren für Integration und 
Berufseingliederung geschaffen, 
in denen Menschen durch päda-
gogisch geschultes Personal mit 
der Sprache, den Kulturtechni-
ken und rechtlichen Rahmen-
bedingungen vertraut gemacht 
werden. 

Anerkennung  
ausländischer Abschlüsse

„Die Anerkennung ausländi-
scher Abschlüsse muss erleich-
tert werden“, lautet eine wei-
tere Forderung des Kommu-
nalverbandes. Dies betrifft den 
Umgang mit den Gleichwertig-
keitskriterien als auch die Teil- 
anerkennung von Qualifikatio-
nen. Um die Potenziale zu nut-
zen, müssten bürokratische Zu-
gangserschwernisse zu Integra-
tionskursen und dem Arbeits-
markt beseitigt werden.

Unterbringung, Versorgung 
und Integration sind nicht oh-
ne zusätzliche finanzielle Mit-

Was bringt die EU dem Freistaat?

„Bayern ist ein EU-Gewinner“
 Rund 2,3 Milliarden Euro aus EU-Strukturfonds / Vielfältige Unterstützung für Wirtschaft, 

Wissenschaft und Kultur / Projektbeispiel: Byodo
Bayern profitiert in vielfältiger Weise von der Europäischen Uni-
on. Unter anderem stellt die EU im aktuellen Förderzeitraum 2014 
bis 2020 im Rahmen ihrer Strukturfonds Fördermittel in Höhe von 
rund 2,3 Milliarden Euro zur Verfügung. Damit werden Maßnah-
men zur Förderung von Wirtschaft, Beschäftigung und nachhal-
tiger Entwicklung unterstützt. So fließen allein rund 495 Millio-
nen Euro aus dem Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung 
EFRE in die Schaffung von Arbeitsplätzen, Wettbewerbsfähigkeit, 
Wirtschaftswachstum und die Verbesserung der Lebensqualität. 
Damit werden nachhaltige Konzepte in Kommunen und innovati-
ve Projekte in bayerischen Unternehmen gefördert, wie etwa das 
neue Betriebsgebäude der Firma Byodo in Mühldorf (s. Kasten).

Weitere 298 Millionen Euro 
kommen aus dem Europäischen 
Sozialfonds ESF. Er konzentriert 
sich auf die Verbesserung der Be-
schäftigungs- und Bildungschan-
cen. Damit werden beispielswei-
se Projekte gefördert, die Lang-
zeitarbeitslose wieder in den Ar-
beitsmarkt integrieren sollen. 
Für Projekte in den ländlichen 
Regionen stehen Mittel in Hö-
he von rund 1,52 Milliarden Euro 
aus dem Europäischen Landwirt-

schaftsfonds für die Entwicklung 
des ländlichen Raums ELER zur 
Verfügung. Bei allen Mitteln aus 
den Europäischen Regionalfonds 
legt die EU Ziele und Strategien 
fest. Die konkrete Auswahl und 
Abwicklung der Projekte erfolgt 
regional durch die jeweiligen 
Landesministerien. Eine Förde-
rung unterliegt dem Prinzip der 
staatlichen Kofinanzierung. Auch 
private Mittel können einbezo-
gen werden.

Europäischer Garantiefonds

Darüber hinaus fördert die 
EU in Bayern die Landwirt-
schaft und den ländlichen Raum 
durch den Europäischen Garan-
tiefonds für die Landwirtschaft 
EGFL. Aus ihm stammen die Di-
rektzahlungen an die Landwir-
te. Insgesamt stehen für die-
se Direktzahlungen in Deutsch-
land von 2014 bis 2020 jährlich 
etwa 5 Mrd. Euro zur Verfü-
gung. Sie sind gekoppelt an die 
bewirtschaftete Fläche, nicht an 
Produktionsmengen. Pro Hekt-
ar erhält jeder Landwirt durch-
schnittlich 281 Euro. Im Durch-
schnitt machen diese Zahlungen 
rund 40 Prozent des Einkom-
mens der landwirtschaftlichen 
Betriebe in Deutschland aus. An 
die Direktzahlungen gebunden 
sind Umwelt- und Tierschutz-
standards, die von landwirt-

„Pflegende Angehörige 
schnell entlasten!“

Sozialministerin Schreyer fordert vom Bund die Einführung 
einer Unterhaltsgrenze für Kinder pflegebedürftiger Eltern

„Die Pflege der eigenen Eltern darf nicht zu einem unkal-
kulierbaren finanziellen Risiko werden!“ Darauf weist Bayerns 
Sozialministerin Kerstin Schreyer hin. „Bei der Pflege handelt 
es sich um eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Gerade Fa-
milien leisten hier einen sehr wichtigen Beitrag und verdie-
nen deshalb unsere besondere Unterstützung. Ich habe Herrn 
Bundesminister Heil daher angeschrieben und eine baldige 
Änderung des Sozialhilferechts gefordert. Ich freue mich, dass 
Bundesminister Heil nun die jahrelange Forderung der Bayeri-
schen Staatsregierung aufgreift und dem Bundeskabinett zeit-
nah einen Gesetzentwurf vorlegen will.“

Nach aktueller Rechtslage werden Kinder pflegebedürftiger 
Eltern noch regelmäßig von den Sozialhilfeträgern zum Un-
terhalt für ihre Eltern herangezogen. Künftig soll nur noch auf 
das Einkommen der Kinder pflegebedürftiger Eltern zurück-
gegriffen werden, wenn die Kinder ein Einkommen in Höhe 
von mindestens 100.000 Euro im Jahr erzielen. Auf Initiative 
Bayerns ist diese Forderung auch in den Koalitionsvertrag von 
CDU, CSU und SPD für die aktuelle Legislaturperiode aufge-
nommen worden. „Wir dürfen die Familien mit pflegebedürf-
tigen Eltern nicht länger hinhalten“, so Schreyer. Die Einfüh-
rung der Unterhaltsgrenze darf aber nicht alleine zu Lasten 
der Kommunen als Träger der Hilfe zur Pflege erfolgen. Nötig 
ist deshalb eine entsprechende Entlastung durch den Bund. r

tel zu bewältigen. Die im Koali-
tionsvertrag 2018 für die Jahre 
bis 2021 vorgesehenen acht Mil-
liarden Euro als Entlastung von 
Kommunen und Ländern sind 
aus Sicht des DStGB ein wichti-
ger Schritt. Der Bund trägt auch 
im Jahr 2019 die flüchtlingsin-
duzierten Kosten der Unter-
kunft und Heizung (KdU) in Hö-
he von voraussichtlich 1,8 Mrd. 
Euro. Darüber hinaus wird 2019 
insbesondere die Integrations-
pauschale fortgeführt und von 
2 Mrd. Euro um 435 Mio. Euro 
aufgestockt.

Bund will Unterstützung  
zurückfahren

Wie es ab dem Jahr 2020 wei-
ter geht, sei jedoch ungewiss. 
Der Bund hat bereits angekün-
digt, nicht mehr die flüchtlings-
induzierten KdU-Mehrkosten 
zu tragen. Vielmehr hat er den 
Vorschlag unterbreitet, ab 2020 
den Bundesländern über er-
höhte Landesumsatzsteueran-
teile eine Kostenpauschale von 
16.000 Euro pro anerkannten 
Flüchtling für die nächsten fünf 
Jahre zu gewähren. Für Asylbe-
werber und geduldete Flüchtlin-
ge soll dagegen keine Kostenbe-
teiligung des Bundes angeboten 
werden. Aus kommunaler Sicht 
ist dies laut DStGB „nicht hin-
nehmbar und nachdrücklich ab-
zulehnen“. 

Nach dem Plan könnte der 
Bund seine Unterstützung von 
derzeit 4,7 Mrd. Euro auf 1,2 
Mrd. Euro pro Jahr zurückfah-
ren. Die Folgen für die Integrati-
on der Geflüchteten und die oh-
nehin prekäre Finanz-und Per-
sonalsituation in den Kommu-
nen seien fatal. Der Plan würde 
letztlich dazu führen, dass die 
flüchtlingsinduzierten Mehr-
kosten, vor allem bei der KdU, 
in großem Umfang aus kommu-
nalen Kassen und dauerhaft von 
diesen getragen werden müss-
ten. Dies widerspreche auch 
den Aussagen im Koalitionsver-
trag, die Kommunen bis 2021 
bei den Integrationskosten zu 
unterstützen. 

„Der Integrationserfolg hängt 
nicht unmaßgeblich davon ab, 
dass genügend Geld vor Ort für 
die Integrationsmaßnahmen zur 
Verfügung steht. Daher muss 
der Bund sich dauerhaft an den 
Kosten beteiligen“, stellt der Ver-
band fest. Dabei müsse auch ei-
ne angemessene Finanzierungs-
regelung für die Personengrup-
pe der Geduldeten gefunden 
werden. Die Bundesländer seien 
aufgefordert, die vom Bund be-
reitgestellten Mittel ungekürzt 
an die Städte und Gemeinden 
weiterzuleiten. Bislang erfolge 
dies nur unzureichend.  DK

Kein Grund zur ...

schaftlichen Betrieben eingehal-
ten werden müssen.

Bildungsprogramm Erasmus

Aber auch in anderen Berei-
chen profitiert Bayern unmit-
telbar von der EU. So sind über 
zwei Dutzend regionale Produk-
te vor Nachahmung oder Miss-
brauch von Namen und Bezeich-
nungen geschützt, zum Beispiel 
der Allgäuer Bergkäse, die Ho-
fer Rindfleischwurst und der 
Fränkische Spargel. Im Bereich 
von Bildung und Forschung bie-
tet das Bildungsprogramm Eras-
mus+ Studierenden die Chance, 
in einem anderen europäischen 
Land zu studieren. 2015/2016 
etwa konnten so 7.202 Perso-
nen aus Bayern ins EU-Ausland 
gehen. Die Universitäten selbst 
profitieren durch das weltweit 
größte transnationale Förder-
programm für Forschungspro-
jekte „Horizont 2020“. Die Lis-
te der erfolgreichsten Städ-
te dabei führt München an. 
Die am stärksten beteiligten 
Forschungszentren sind die 
Fraunhofer Gesellschaft, die 
Max-Planck-Gesellschaft und 
das Deutsche Zentrum für Luft- 
und Raumfahrt.

Bayern profitiert massiv von 
guten Rahmenbedingungen

„Bayern ist ein EU-Gewinner“, 
sagt Steffen Schulz, Sprecher der 
Vertretung der Europäischen 
Kommission in München. Denn 
neben diesen direkten Förder-
möglichkeiten der EU profitie-
re Bayern auch massiv von den 
guten Rahmenbedingungen, die 
die Europäische Union schaf-

fe. „Fast 60 Prozent der bayeri-
schen Ausfuhren gehen in ande-
re EU-Länder. Der Wohlstand in 
Bayern gründet daher auch ganz 
stark auf den guten Handelsbe-
ziehungen zu unseren EU-Part-
nern. Das ist keine Selbstver-
ständlichkeit, sondern ein Erfolg 
des europäischen Binnenmark-
tes und der gemeinsamen Poli-
tik in der Europäischen Union“, 
so Schulz.  r

Projektbeispiel: 

EU fördert Mühldorfer  
Unternehmen Byodo Naturkost
Die Europäische Union hat im Rahmen ihrer ERFE-Förderung 
auch den Erweiterungsbau des Mühldorfer Unternehmens 
Byodo Naturkost GmbH unterstützt. Byodo erhielt  für den 
innovativen Neubau mit Büro, Lager, Produktion und Kanti-
ne insgesamt 650.000 Euro als Zuschuss auf eine Gesamtin-
vestitionssumme von 7,4 Millionen Euro. 

Durch die Erweiterung des nachhaltigen und vielfach ausge-
zeichneten Byodo Firmengebäudes wurde die Lager- und Lo-
gistikfläche um 3.200 m² ergänzt. Zudem sind 40 zusätzliche 
Büroplätze entstanden und Produktionsräume zur Herstel-
lung regionaler Spezialitäten und zur Veredelung der eigenen 
Bio-Produkte.

Das Herzstück des Anbaus ist ein Bio-Supermarkt mit einer 
Verkaufsfläche von 450 m² und eine neue Werkskantine. Im 
so genannten „Feinsinn – Bioladen & Genussküche“ werden 
auf insgesamt 1.000 m² eine große Auswahl an Bio-Fleisch, 
Käse, Wurst, Obst & Gemüse aus der Region, sowie täglich fri-
sche Backwaren, Kuchen und Salate angeboten. Von 11:30 bis 
14 Uhr gibt es in der Genussküche täglich frische Mittagsge-
richte aus hochwertigen Bio-Zutaten für die eigenen Mitarbei-
ter und externe Gäste. In der alten Werkskantine werden jetzt 
täglich 300 Bio-Mittagsgerichte für Kinder zubereitet und an 
die Mühldorfer Kitas und Kindergärten ausgeliefert. In regel-
mäßigen Abständen finden auch Konzerte und Themen-Aben-
de mit feinen Bio-Köstlichkeiten statt. Das inhabergeführte 
Unternehmen Byodo Naturkost GmbH mit Sitz in Mühldorf 
am Inn stellt seit 30 Jahren Bio-Produkte aus 100% Bio-Zuta-
ten her. Byodo beliefert den Naturkost-Fachhandel. rAuch Mieter machen sich wetterfest:

Absicherung gegen Naturgefahren 
Wie sich Mieter gegen die finanziellen Folgen von Schäden durch Naturgefahren absichern

München. Naturkatastrophen verursachen jedes Jahr Schäden in 
Milliardenhöhe. Extreme Wetterlagen werden zunehmen – auch 
in Bayern. Und zwar gerade in Gegenden, in denen kein Mensch 
damit gerechnet hat, dass eine Überschwemmung infolge kräfti-
ger Starkregen nahezu alles zerstören kann. Dabei gehören nicht 
nur Eigentümer, sondern auch Mieter zu den Betroffenen. „Viele 
Menschen meinen, es könne sie nicht treffen. Das ist ein fataler 
Irrtum“, weiß Sigrid Reichardt, Hauptabteilungsleiterin für private 
und gewerbliche Sachversicherungen bei der Versicherungskam-
mer Bayern.

Hauseigentümer sollten sich 
deshalb gut beraten lassen und 
absichern. Zumal sie ab 1. Juli 
2019 keine staatlichen Sofort-
hilfen mehr erhalten werden. 
Aber auch für Mieter können 
Schäden, die durch Naturgefah-
ren entstehen, riskant sein. Und 
zwar dann, wenn sie das Hab 
und Gut innerhalb der Mietwoh-
nung oder des gemieteten Hau-
ses zerstören, also insbesondere 
den eigenen Hausrat, denn die-
ser wird nicht von der Versiche-
rung des Eigentümers gedeckt, 
erklärt Reichardt.

Gartenmöbel sind Hausrat

Werden beispielsweise durch 
einen Sturm ganze Bäume im 
Garten entwurzelt und die Fas-
sade des Hauses beschädigt, 
kommt die Gebäudeversiche-
rung des Vermieters in der Regel 
für Aufräumarbeiten der Bäume 
im Garten und für Reparatur-
kosten am Gebäude auf. „Die 
Gartenmöbel auf der Terrasse 

gehören allerdings zum Hausrat 
des Mieters und müssen auch 
von ihm abgesichert werden“, 
erklärt Reichardt. Ein ande-
res Beispiel: Kommt es zu einer 
Überschwemmung durch Stark- 
regen, dringt Wasser ein und 
beschädigt die Türstöcke, so ist 
dies ein Schaden des Vermie-
ters. Wird das Sofa, also Hausrat 
des Mieters beschädigt, so be-
trifft dies den Mieter.

Hab und Gut  
richtig abgesichert

„Eine Hausratversicherung ist 
deswegen für jeden Mieter un-
erlässlich“, sagt Reichardt. Denn 
sie sichert die Wohnungsein-
richtung bei Schäden durch Feu-
er, Einbruchdiebstahl, Leitungs-
wasser, aber auch durch Natur- 
ereignisse wie Hagel, Sturm und 
Blitzschlag ab. Allerdings be-
steht nicht automatisch auch 
Versicherungsschutz für Natur-
gefahren. „Um auch bei Über-
schwemmungen durch Hoch-

wasser und Starkregen abge-
sichert zu sein, sollten Mieter 
sich gegen die weiteren Ele-
mentargefahren“ absichern, rät 
Reichardt. Wenn dann eine 
Überschwemmung den gesam-
ten Hausrat in der Wohnung 

zerstört, kommt die Versiche-
rung dafür auf und entschädigt 
den Wiederbeschaffungswert 
der zerstörten Einrichtungsge-
genstände.

Eine Teilkaskoversicherung 
ist unerlässlich

Nicht nur der eigene Hausrat 
kann bei einem Unwetter zer-
stört werden. Nach starken Re-
genfällen mit Überflutung kann 
plötzlich auch die Garage unter 
Wasser stehen und das eigene 
Auto beschädigen. „Der Vermie-
ter kommt dann für die Sanie-
rung der Garage auf, nicht aber 
für Schäden am Auto des Mie-
ters“, erklärt Reichardt weiter. 
Damit bei einer Überschwem-
mung der Garage das eigene Au-
to geschützt ist, ist für den Mie-
ter eine Teilkaskoversicherung 
erforderlich.

„Ob Schäden in der Wohnung 
oder am Auto, Mieter sollten in 
jedem Fall die Schäden an ih-
rem Eigentum mit Fotos oder Vi-
deos festhalten und umgehend 
die Versicherung informieren“, 
empfiehlt Reichardt abschlie-
ßend. „Außerdem sollte auch ei-
ne Liste der zerstörten und be-
schädigten Gegenstände er-
stellt werden.“

Das sollten Mieter nach  
einem Unwetterschaden  
beachten:

• Schaden dokumentieren (Fo-
tos, Videos, etc.)
• Liste der zerstörten und be-
schädigten Gegenstände anfer-
tigen
• Versicherung informieren.  r

Sigrid Reichardt. Bild: VKB
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Grundsteuer sichern,  
Altschulden abbauen

Tagung des DStGB-Ausschusses  
für Finanzen und Kommunalwirtschaft 

Die Themen Grundsteuer und Altschulden standen auf der Agen-
da der jüngsten Sitzung des Ausschusses für Finanzen und Kom-
munalwirtschaft des Deutschen Städte- und Gemeindebundes im 
saarländischen Tholey. Für den Ausschussvorsitzenden, Oberbür-
germeister Dr. Bernhard Gmehling (Neuburg a. d. Donau), wäre 
ein Ausfall der Grundsteuer gerade für finanzschwache Gemein-
den „der letzte Sargnagel für die kommunale Selbstverwaltung“.

Die konjunkturunabhängige 
und über den gemeindlichen He-
besatz in ihrem Aufkommen ein-
steuerbare Grundsteuer sei fun-
damentale Säule der Kommu-
nalfinanzierung, betonte auch 
der gastgebende Bürgermeis-
ter Hermann Josef Schmidt. Auf 
die rund 14 Mrd. Euro könnten 
die Kommunen selbst in Zeiten 
sprudelnder Steuereinnahmen 
nicht verzichten. 

Problemfeld 
kommunale Altschulden

Dass die Disparitäten zwi-
schen finanzstarken und finanz-
schwachen Kommunen in den 
vergangenen Jahren immer grö-
ßer geworden sind, zeigt sich 
Gmehling und Schmidt zufol-
ge insbesondere auch bei den 
kommunalen Altschulden. Län-
der und Bund müssten gemein-
sam mit den betroffenen Kom-
munen hier endlich eine Lö-
sung für die Tilgung und Zinssi-
cherung finden und umsetzen. 
Nur so könnten für die hochver-
schuldeten Städte und Gemein-
den wieder Gleichwertigkeit 
und Chancengerechtigkeit er-
zielt und Zukunftsperspektiven 
eröffnet werden.

Bund und Länder  
sind in der Pflicht

Um das Entstehen neuer 
Schuldenberge auf Ebene der 
Städte und Gemeinden zu ver-
hindern, seien Länder und Bund 
in der Pflicht, eine dauerhaft 
auskömmliche Finanzierung si-
cherzustellen, die es den Kom-
munen erlaubt, pflichtige und 
freiwillige kommunale Selbst-
verwaltungsaufgaben zu erledi-
gen. Zudem müssten die Kom-
munen finanziell in den Stand 
versetzt werden, den enor-

men kommunalen Investitions-
rückstand von zuletzt 159 Mrd. 
Euro abzubauen.

Kurzfristig seien zudem Maß-
nahmen zur Zinssicherung zu er-
greifen. Aufgrund der Charak-
teristik der Kurzfristigkeit un-
terlägen Kassenkredite einem 
erheblichen Zinsänderungsrisi-
ko. Bereits ein geringer Anstieg 
des durchschnittlichen Zinssat-
zes würde Haushaltskonsolidie-
rungskonzepte hochverschul-
deter Kommunen hinfällig ma-
chen.

Stärkung der  
gemeindlichen Steuerbasis

Neben einer Stärkung der ge-
meindlichen Steuerbasis, zum 
Beispiel über eine Erhöhung 
des gemeindlichen Umsatz-
steueranteils, sind die Kommu-
nen laut DStGB noch stärker bei 
den Sozialausgaben zu entlas-
ten. Dies gilt insbesondere für 
die Kosten der Unterkunft, dy-
namische Ausgabensteigerun-
gen sind aber auch bei der Kin-
der-und Jugendhilfe wie der Ein-
gliederungshilfe zu beobachten. 
Der Bund ist aufgefordert, auch 
künftig die flüchtlingsinduzier-
ten Kosten der Unterkunft zu 
übernehmen. Um der Entste-
hung von Bundesauftragsver-
waltung zu entgehen, sollte die 
Bundesbeteiligung an den Kos-
ten der Unterkunft auf 75 Pro-
zent angehoben werden.

„Das zarte Pflänzchen der er-
folgreichen Integration in den 
Kommunen vor Ort darf nicht 
durch den Bund trockengelegt 
werden. Integration ist ein Ma-
rathon und kein Sprint, hierzu 
müssen sich endlich alle Betei-
ligten bekennen und zwar lang-
fristig und vor allem auch finan-
ziell!“, stellten Gmehling und 
Schmidt übereinstimmend fest.

Keine einseitige Fokussierung 
auf Kassenkredite

„Kommunen, die unverschul-
det in wirtschaftliche Proble-
me geraten sind, muss geholfen 
werden – in diesem Ziel sind sich 
alle Beteiligten einig“, hob un-
terdessen Bayerns Finanz- und 
Heimatminister Albert Füracker 
hervor. Die einseitige Fokussie-
rung in der aktuellen Diskussion 
allein auf die Tilgung von kom-
munalen Kassenkrediten ge-
he aber am Ziel vorbei und sei 
überholt. Die Struktur der kom-
munalen Belastungen sei viel 
zu unterschiedlich. „Eine Akti-
on, die kurzfristig nur einigen 
wenigen hilft, löst das Problem 
nicht!“, stellte der Minister klar.

Zielgenau helfen

Daher setze sich Bayern dafür 
ein, dass verstärkt und zielgenau 
in den einzelnen Ländern auf die 
dort jeweils vorhandenen bzw. 
notwendigen Instrumente zu-
gunsten der Kommunen zu-
rückgegriffen werden kann, um 
wirklich zu helfen. Laut Füracker 
sollte der Bund hier unterstüt-
zen, „aber nicht durch Einzel-
maßnahmen zugunsten weniger 
Kommunen, sondern durch eine 
finanzielle Stärkung der entspre-
chenden Programme in allen 
Ländern“. Einen wesentlichen 
Beitrag zur Entstehung kommu-
naler Altschulden leisteten vor 
allem auch die Sozialausgaben, 
weshalb der Bund hier für eine 
nachhaltige Entlastung sorgen 
müsse. Damit hätten die Kom-
munen auch wieder mehr wirt-
schaftliche Spielräume, um ihre 
finanzielle Situation selbststän-
dig aktiv zu verbessern“, erläu-
terte der Minister. 

„Wir brauchen endlich Hil-
fen für Städte mit drückenden 
Altschulden, damit sie wieder 
handlungsfähig werden. Denn 
alle Städte wollen für ihre Bür-
gerinnen und Bürger lebenswert 
sein und ihnen langfristig eine 
Heimat bieten, in der es sich zu 
leben lohnt“, hob Helmut Dedy, 
Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Städtetages, hervor. 

Ein wichtiger Indikator für das 
Altschuldenproblem seien die 
Kassenkredite, mit denen Kom-
munen laufende Ausgaben be-
streiten müssen. Sie beliefen 
sich auf rund 48 Milliarden Euro 
und ließen sich von den betrof-

fenen Städten trotz gestiegener 
Steuereinnahmen nicht allein 
aus eigener Kraft abbauen. Des-
halb müssten Bund und Länder 
handeln und zu Lösungen für 
das Problem kommunaler Alt-
schulden kommen. Dafür müs-
se die Kommission Gleichwerti-
ge Lebensverhältnisse des Bun-
des zusammen mit Ländern und 
Kommunen konkrete Ergebnis-
se liefern. 

Bund muss helfen bei 
Entschuldungs- und  
Konsolidierungsprogrammen

Eine direkte Lösung für das 
Altschuldenproblem kann De-
dy zufolge darin bestehen, dass 
der Bund die betroffenen Län-
der bei Entschuldungs- und Kon-
solidierungsprogrammen unter-
stützt. Oder der Bund  hilft den 
Kommunen indirekt, indem er 
sie dauerhaft bei den Sozialaus-
gaben entlastet. Dafür wäre ei-
ne höhere Bundesbeteiligung 
an den  Unterkunftskosten für 
Langzeitarbeitslose ein guter 
Weg. Dies würde die Kommu-
nen in die Lage versetzen, ihre 
Altschulden zu reduzieren. Dass 
der Bund sich an einer Lösung be-
teiligen muss, steht für die Städte 
laut Dedy außer Frage. Die vom 
Bund mit verantworteten Sozial-
leistungen hätten schließlich ho-
he kommunale Sozialausgaben 
verursacht. Damit seien struk-
turschwache Städte überfordert 
worden und daraus Altschulden 
entstanden.  DK

Finanzminister Albert Füracker:

410 Millionen Euro für 
den Staatshaushalt 
70 Jahre Fachverband Lotto-Toto-Lotterien in Bayern

Die Staatliche Lotterieverwaltung schüttete im vergangenen Jahr 
über 582 Millionen Euro Gewinne an ihre Spielteilnehmer aus. 
„An die Staatskasse flossen rund 410 Millionen Euro an Lotterie-
steuer und Gewinnabführung von LOTTO Bayern. Der Dank gilt 
allen, die dazu beigetragen haben. Die enge Zusammenarbeit 
der Bezirks- und Annahmestellen mit LOTTO Bayern schafft ei-
ne win-win-Situation für alle Beteiligten. Die dem Freistaat zuflie-
ßenden Gelder ermöglichen vielfältige zusätzliche Leistungen für 
die Bürgerinnen und Bürger in Bayern“, stellte Finanz- und Hei-
matminister Albert Füracker bei der Festveranstaltung „70 Jahre 
Fachverband Lotto-Toto-Lotterien“ in München fest. 

Bayernweit betreuen 24 Be-
zirksstellen rd. 3.500 Annahme-
stellen. 

In den 70 Jahren des Beste-
hens des Fachverbands haben 
sich nach den Worten von Füra-
cker viele Veränderungen im 
Lauf der Jahrzehnte ergeben. 
Das Glücksspielangebot hat sich 
an stetige Veränderungen der 
Kundenwünsche angepasst. Ei-
nes sei aber stets geblieben: Ei-
ne enge und konstruktive Zu-
sammenarbeit von Bezirksstel-
len, Annahmestellen und Lotto 

Bayern. „Eine staatliche Veran-
staltung mit dem staatlichen 
Lotteriemonopol und einem pri-
vaten Vertrieb ist eine starke 
Konstellation. Lotto Bayern und 
die Bezirks- und Annahmestel-
len haben sich auch gut auf die 
Herausforderungen, die vor ih-
nen liegen, vorbereitet“, merk-
te Füracker an. Mit einer eige-
nen Fortbildungseinrichtung, 
der „Lotto-Akademie“ in Nürn-
berg, werde die Wettbewerbs-
fähigkeit der Annahmestellen 
gestärkt. r

Staatsminister Dr. Florian Herrmann: 

In Niederbayern wird gelebte Solidarität 
der EU-Mitgliedsstaaten sichtbar

Europäischer Solidaritätsfonds unterstützt hochwassergeschädigte Gemeinden  
in Rottal-Inn / 24 Mio. Euro in Wiederaufbau investiert

Das Hochwasser im Jahr 2016 hatte eine Schneise der Verwüs-
tung im niederbayerischen Landkreis Rottal-Inn hinterlassen. 
Zahlreiche Straßen und Gebäude waren Land unter, hauptbetrof-
fene Gemeinde war die Stadt Simbach am Inn. Mit rund 24 Mil-
lionen Euro aus dem Europäischen Solidaritätsfonds (EUSF) sind 
Schäden an der Infrastruktur und an öffentlichen Gebäuden be-
seitigt worden. Zweieinhalb Jahre nach der Naturkatastrophe 
sind die EU-Gelder nun vollständig in den Wiederaufbau inves-
tiert. Der Leiter der Bayerischen Staatskanzlei, Europaminister Dr. 
Florian Herrmann, hat sich aus diesem Anlass vor Ort ein Bild von 
der Wirksamkeit der Wiederaufbauhilfen gemacht. 

Herrmann: „Hier in Nieder-
bayern sehen wir, wie wichtig 
die Europäische Union ist. Die 
EU ist mehr als ein Zusammen-
schluss von Staaten – es geht 
um Zusammenhalt und geleb-
te Solidarität unter der EU-Mit-
gliedsstaaten.“

Finanzspritze aus Brüssel

Im Frühjahr 2017 hatte die 
EU-Kommission beschlossen, 
den Wiederaufbau nach den 
Überschwemmungen in Nie-
derbayern mit einer kräftigen 
Finanzspritze zu unterstützen. 
„Der Fonds hilft der betroffe-
nen Region, nach dem Hoch-
wasser nicht auch noch an der 
außerordentlichen finanziellen 
Last durch die Hochwasserschä-
den zu ertrinken“, so der Staats-
minister. Laut Kommissionsbe-
schluss stehen 31,5 Millionen 
Euro für Niederbayern zur Ver-
fügung. Dieser Betrag reduzier-
te sich auf 24 Millionen Euro, 
weil der für die Berechnung der 
Hilfszahlungen maßgebliche Ge-
samtschaden geringer ausfiel als 
unmittelbar nach der Hochwas-
serkatastrophe geschätzt. Die 
Mittel werden eingesetzt, um 
das Hilfsprogramm der Bayeri-
schen Staatsregierung für den 
Wiederaufbau der Infrastruktur 
anteilig zu refinanzieren.

Von den Zahlungen aus dem 
Solidaritätsfonds profitierte 
insbesondere die Realschule in 
Simbach a.Inn. Sie erhielt Mit-
tel für den Wiederaufbau der 
Turnhalle. Das Gebäude, das 
als Neubau erst im Herbst 2015 
eingeweiht worden war, wurde 
durch die Flut stark beschädigt. 
Die Schadensbeseitigung koste-

te den Landkreis rund 1,2 Mil-
lionen Euro. Sie wurde nahezu 
komplett aus Mitteln des EUSF 
refinanziert.

Solidaritätsgedanke

Der Solidaritätsfonds der Eu-
ropäischen Union wurde an-
lässlich der großen Flutkatast-
rophen im Jahr 2002 eingerich-
tet, die in großem Umfang auch 

Deutschland trafen. Ziel des 
Fonds ist es, die Mitgliedsstaa-
ten bei der Bewältigung gro-
ßer Naturkatastrophen zu un-
terstützen. Der Fonds hilft ei-
nerseits, die außerordentliche 
finanzielle Last in den betroffe-
nen Regionen zu vermindern, 
und ist andererseits ein sichtba-
res Zeichen gelebter Solidarität 
zwischen den EU-Mitgliedsstaa-
ten. Dieser Solidaritätsgedan-
ke stand bislang auch der Ar-
gumentation entgegen, weiter 
entwickelte Mitgliedsstaaten 
wie Deutschland seien in der La-
ge, Naturkatastrophen aus eige-
ner Kraft zu bewältigen und be-
nötigten die Zuwendungen aus 
dem EU-Fonds nicht. Deutsch-
land erhielt bis heute nach Itali-
en in Summe die höchsten Zah-
lungen aus dem Europäischen 
Solidaritätsfonds. r

Bayerns Finanzminister Albert Füracker:

Die neue Grundsteuer  
braucht eine umfassende  

Länderöffnungsklausel
Nach Äußerungen aus Kanzleramt und  

Bundesinnenministerium Bewegung in der Debatte  
Unterstützung für Bayerische Forderung

„Bei der Grundsteuer kommt jetzt Bewegung in die Sache. 
Nachdem sich auch die Bundeskanzlerin und der Bundesin-
nenminister deutlich geäußert haben, muss auch der Bun-
desfinanzminister Scholz einsehen: wieder im Kern densel-
ben extrem bürokratischen Vorschlag zu machen, hilft nicht 
weiter. Er muss den Ländern endlich ermöglichen, eigene Re-
gelungen für die Grundsteuer zu schaffen“, stellte der Bayeri-
sche Finanz- und Heimatminister Albert Füracker klar.

Eine umfassende Länderöffnungsklausel entspricht dabei 
auch der ausdrücklichen Forderung der Unionsfraktion im 
Deutschen Bundestag. Mit den Positionen von Kanzleramt 
und Bundesinnenministerium hat der Gesetzentwurf im Bun-
deskabinett keine Mehrheit. Der bayerische Finanzminister 
dazu: „Wenn der Bundesfinanzminister hier der Hoffnung war, 
dass Bayern alleine kämpft, liegt er falsch.“

„Der vorgelegte Referenten-Entwurf zur Reform der Grund-
steuer ist nichts Neues – er ist enttäuschend. Er geht teilweise 
sogar hinter das zurück, was bereits vereinbart war und stellt 
lediglich eine – zum Teil sogar noch weiter verschlechterte – 
Zusammenfassung der bisherigen Scholz-Positionen dar. Dass 
ein solcher Vorschlag für Bayern nicht ansatzweise akzeptabel 
ist, müsste eigentlich klar sein“, so Füracker.

„Im Ergebnis bedeutet das: es braucht eine Lösung mit einer 
umfassenden Länderöffnungsklausel! Dann kann jedes Land 
selbst entscheiden, ob es das aufwändige Reformmodell des 
Bundesfinanzministers tatsächlich übernehmen will. Es muss 
dann aber auch die Konsequenzen in seinen Finanzämtern tra-
gen. Wir in Bayern wollen jedenfalls eine für alle Beteiligten 
einfache, unbürokratische und nachvollziehbare Lösung““, er-
klärte er. r

IBdBSt. Das bayerische Innenministerium hat 
mit Rundschreiben vom 19. März 2019 auf 
seine Bekanntmachung vom 27. Februar 2019 
zur „Vergabe von Aufträgen im kommunalen 
Bereich“ hingewiesen. Damit sind die Ände-
rungen der am 31. Januar 2019 vom Bundes-
ministerium des Innern, für Bau und Heimat 
bekanntgemachten und am 19. Februar 2019 
im Bundesanzeiger veröffentlichten neuen 
Fassung des ersten Abschnitts der VOB/A für 
kommunale Bauaufträge für kommunale Auf-
traggeber am 14. März 2019 in Kraft getreten. 
Sie gelten für alle ab diesem Zeitpunkt begon-
nenen Vergabeverfahren. 

Die Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innern, die IMBek, 
enthält das grundlegende Vergaberegime für 
kommunale Auftraggeber im Haushaltsverga-
berecht unterhalb der EU-Schwellenwerte. Die 
IMBek legt fest, welche Vergabeordnungen 
(VOB, UVgO) für kommunale Auftraggeber an-
zuwenden sind. Während die Unterschwellen-
vergabeordnung (UVgO) lediglich zur Anwen-
dung empfohlen wird, wird der erste Abschnitt 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bau-
leistungen nach Maßgabe weiterer Bestim-
mungen der IMBek verpflichtend eingeführt. 

Besonders hinzuweisen ist auf die erhöhten 
Wertgrenzen für Bauleistungen zu Wohnzwe-
cken: Für Bauleistungen zu Wohnzwecken 
kann bis zum 31. Dezember 2021 eine Be-
schränkte Ausschreibung ohne Teilnahme-
wettbewerb für jedes Gewerk (!) bis zu einem 
Auftragswert von 1 Million Euro erfolgen. Da-
mit wurde die Wertgrenze verdoppelt. 

Gleichsam verdoppelt wurde die Wertgren-
ze für die Verhandlungsvergabe. Dadurch wur-

de ein Beschluss des Wohngipfels 2018 umge-
setzt. Das Bundesbauministerium hat in einem 
aktuellen Schreiben das Merkmal „Bauleistun-
gen zu Wohnzwecken“ konkretisiert. Bauleis-
tungen für Wohnzwecke seien solche, die der 
Schaffung neuen Wohnraums sowie der Erwei-
terung, der Aufwertung, der Sanierung oder 
der Instandsetzung bestehenden Wohnraums 
dienen. Eine Aufwertung könne die Verbesse-
rung der energetischen Qualität bringen oder 
in der Erhöhung des Ausstattungsstandards 
liegen. Umfasst seien auch Infrastrukturmaß-
nahmen im Zusammenhang mit dem Woh-
nungsneubau oder mit der Aufwertung beste-
henden Wohnraums, beispielsweise Zufahrts-
straßen für Wohngebiete, Versorgungsleitun-
gen oder immissionsmindernde Maßnahmen. 

Damit unterstreicht das Bauministerium 
ein sehr weites Begriffsverständnis. Dies wür-
de auch dafür sprechen, beispielsweise den 
Neubau eines Kindergartens und weiterer so-
zialer Infrastruktur unter Wohnzwecken dien-
lichen Vorhaben zu fassen, sofern ein Bedarf 
durch ein neues Wohngebiet oder durch die 
Aufwertung eines bestehenden Wohngebiets 
nachweisbar ausgelöst wird. Eine abschließen-
de Klärung der Reichweite des Wortlauts steht 
aber noch aus. 

Die kommunalen Spitzenverbände haben in 
einem aktuellen Rundschreiben ihre Mitglie-
der über die Änderungen informiert und ha-
ben bereits erste Hinweise gegeben, wie mit 
den Formblättern des Vergabehandbuchs Bay-
ern umgegangen werden kann. Die Aktuali-
sierung der Formblätter steht noch aus und 
muss zunächst vom Bund geleistet werden.  
Kontakt: florian.gleich@bay-staedtetag.de r

Vergabe von Aufträgen im kommunalen Bereich 

Neue VOB für Kommunen 
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Immobilienfinanzierung:

MünchenerHyp baut  
Neugeschäft aus

Deutlicher Anstieg um 12 Prozent auf 5,6 Mrd. Euro

München – Die Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) hat 
im Neugeschäft in der Immobilienfinanzierung erneut ein Rekorder-
gebnis erzielt. Sie steigerte im Geschäftsjahr 2018 das Zusagevolumen 
an neu vergebenen Hypothekendarlehen um 12 Prozent auf 5,6 Mrd. 
Euro. Mit dem guten Neugeschäft konnte die Bank zudem ihre Ertrags-
kraft weiter stärken und die Hypothekenbestände ausweiten. So stieg 
der Zins- und Provisionsüberschuss um 14 Prozent auf 207,6 Mio. Eu-
ro. Die Hypothekenbestände kletterten erstmals über die Marke von 
30 Mrd. Euro auf 32,0 Mrd. Euro. 

Das Wachstum des Neuge-
schäfts geht vor allem auf die 
gewerbliche Immobilienfinan-
zierung zurück. In diesem Ge-
schäftsfeld stieg das Volumen an 
neu zugesagten Darlehen um 34 
Prozent auf rund 2,5 Mrd. Euro. 
Besonders dynamisch entwickel-
te sich das Auslandsgeschäft, das 
sich mit 1,2 Mrd. Euro gegenüber 
dem Vorjahr fast verdoppelte. In 
der privaten Wohnimmobilienfi-
nanzierung in Deutschland hielt 
die MünchenerHyp das hohe Ni-
veau der Vorjahre und konnte 
das Zusagevolumen um 2 Pro-
zent auf rund 2,9 Mrd. Euro er-
höhen. In der Kooperation mit 
der Schweizer PostFinance redu-
zierte sich das Neugeschäft um 
24 Prozent auf 282 Mio. Euro. 

Im Geschäftsjahr 2018 hat die 
MünchenerHyp ein neues Dar-
lehensprodukt eingeführt: das 
MünchenerHyp Familiendarle-
hen. Es richtet sich speziell an Fa-
milien mit mittlerem Einkommen. 
Zusammen mit dem Grünen Dar-
lehen der MünchenerHyp ist in-
zwischen jedes achte Darlehen 
der Bank an Privatkunden ein 
Nachhaltiges.

„Wir sind mit der Entwicklung 
unseres Neugeschäfts sehr zufrie-
den. In einem äußerst anspruchs-
vollen Marktumfeld haben wir uns 
gut behaupten und das Vorjahres-
ergebnis deutlich ausbauen kön-
nen. Dabei haben wir im gewerbli-
chen Geschäft die Finanzierung ei-
niger markanter und prominenter 
Gebäude für uns gewinnen kön-
nen“, resümiert Dr. Louis Hagen, 
Vorsitzender des Vorstands der 
MünchenerHyp. 

Ertragskraft gestärkt 

Die Ertragskraft der Münche-
nerHyp hat sich 2018 weiter ver-
bessert. Der Zinsüberschuss stieg 
um 9 Prozent auf 280,1 Mio. Eu-
ro. Die Provisionsaufwendungen 
bewegten sich erneut auf Vorjah-
resniveau. Bei gestiegenen Pro-
visionserträgen erhöhte sich so-
mit der Zins- und Provisionsüber-
schuss um 14 Prozent auf 207,6 
Mio. Euro. Da die Bank im Neuge-
schäft ihre konservative Finanzie-
rungsausrichtung beibehielt, be-
wegt sich die Risikovorsorge im 
Kreditgeschäft erneut auf sehr 
niedrigem Niveau. Das Ergebnis 

aus der normalen Geschäftstätig-
keit beläuft sich auf 76,0 Mio. Eu-
ro. Nach einem Steueraufwand 
in Höhe von 27,3 Mio. Euro ver-
bleibt ein Jahresüberschuss von 
48,7 Mio. Euro. 

Neues Einlagenprodukt: 
GenoFestgeld 

Die MünchenerHyp hat im 
Jahr 2018 ihr erstes Einlagenpro-
dukt auf den Markt gebracht. 
Das GenoFestgeld wird exklusiv 
über die genossenschaftlichen 
Partnerbanken der Münchener- 
Hyp vertrieben. Es hat eine Lauf-
zeit von einem Jahr. Monat-
lich können Beträge zwischen 
10.000 und 100.000 Euro zum 
jeweils aktuellen Zinssatz ange-
legt werden. „Mit dem Geno-
Festgeld haben wir erfolgreich 
unser Refinanzierungsspektrum 
diversifiziert und konnten zu-
gleich den Kreis unserer genos-
senschaftlichen Partner erwei-
tern“, sagt Dr. Louis Hagen. 

Unter den Pfandbriefemissi-
onen ragte der erste ökologi-
sche Nachhaltigkeitspfandbrief 
(ESG Pfandbrief) der Münche-
nerHyp heraus. Der nachhaltige 
Hypothekenpfandbrief wurde 
im Benchmarkformat von 500 
Mio. Euro mit einer Laufzeit von 
fünf Jahren und einem Monat 
sowie einem Kupon von 0,250 
Prozent begeben. Die Emissi-
on wurde vor allem von Inves-
toren, die sich auf grüne und 
nachhaltige Investments spezi-

alisiert haben, sehr stark nach-
gefragt. Darüber hinaus begab 
die MünchenerHyp eine weitere 
Benchmarkemission, einen Hy-
pothekenpfandbrief über eben-
falls 500 Mio. Euro mit einer 
Laufzeit von neun Jahren und 
vier Monaten sowie einem Ku-
pon über 0,625 Prozent. Bei den 
Fremdwährungsemissionen der 
Bank lag der Schwerpunkt auf 
Emissionen in Schweizer Fran-
ken, mit einem Volumen von ins-
gesamt 1,1 Mrd. Schweizer Fran-
ken. „Damit wird eindrucksvoll 
der gute Ruf der MünchenerHyp 
als Emittent auch im Ausland be-
legt“, sagt Dr. Louis Hagen. 

Hypothekenbestände  
auf Rekordniveau 

Die Bilanzsumme wuchs um 1,5 
Mrd. Euro auf 40,4 Mrd. Euro zum 
31. Dezember 2018. Der Bestand 
an Hypothekendarlehen erhöh-
te sich um 2,7 Mrd. Euro auf rund 
32,0 Mrd. Euro. Der Großteil des 
Zuwachses entfiel mit 1,1 Mrd. 
Euro auf die private Wohnimmo-
bilienfinanzierung in Deutsch-
land. Der Bestand im Kreditge-
schäft mit Staaten und Banken re-
duzierte sich entsprechend der 
Geschäfts- und Risikostrategie 
der MünchenerHyp auf 4,5 Mrd. 
Euro (Vorjahr 5,7 Mrd. Euro). 

Die Geschäftsguthaben der 
Mitglieder der MünchenerHyp 
stiegen um 27,7 Mio. Euro auf 
1.032,6 Mio. Euro. Die harte Kern-
kapitalquote der MünchenerHyp 
lag zum Jahresende 2018 bei 21,7 
Prozent (Vorjahr 23,8 Prozent). 
Die Kernkapitalquote belief sich 
zum selben Datum auf ebenfalls 
21,7 Prozent (Vorjahr 23,8 Pro-
zent) und die Gesamtkapitalquo-
te auf 22,9 Prozent (Vorjahr 25,2 
Prozent). Die Leverage Ratio be-
lief sich zum Jahresende 2018 un-
verändert auf 3,4 Prozent. 

Für das aktuelle Geschäftsjahr 
erwartet die Bank zunehmende 
Herausforderungen im Wettbe-
werb, höhere Refinanzierungs-
kosten durch das Auslaufen des 
Ankaufsprogramms der EZB so-
wie weitere Belastungen durch 
die Regulatorik. „Wir haben uns 
deshalb vorgenommen, vor al-
lem unsere Marktposition zu 
festigen. Zudem wollen wir die 
Chancen der Digitalisierung noch 
stärker für unsere Kunden und 
Partner nutzen sowie die Markt-
bearbeitung weiter intensivie-
ren“, sagt Dr. Louis Hagen.  r

Kommunale Steuereinnahmen 2018

Anstieg um 7,1 Prozent
Schwelle von 20 Mrd. Euro erstmals überschritten

Die kommunalen Steuereinnahmen stiegen im Jahr 2018 um 1,3 
Mrd. Euro auf gut 20 Mrd. Euro und lagen damit um 7,1 Prozent 
über dem Ergebnis des Jahres 2017. Der größte Anteil dieser Zu-
nahme entfällt auf die Gewerbesteuer, die um gut 657 Mio. Euro 
bzw. 8,3 Prozent auf 8,6 Mrd. Euro gestiegen ist. Im Vorjahr waren 
die Gewerbesteuereinnahmen noch um 0,3 Prozent gesunken. An 
zweiter Stelle folgt der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
mit einem Anstieg um 356 Mio. Euro auf 8,3 Mrd. Euro. Dies ent-
spricht einer Zunahme von 4,5 Prozent. 

Wie das Bayerische Landes-
amt für Statistik weiter mitteilt, 
erhöhten sich im Betrachtungs-
zeitraum die kommunalen Ein-
nahmen aus den Grundsteu-
ern A und B um 1,4 Prozent auf 
1,87 Mrd. Euro. Die Einnahmen 
aus dem Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer verzeichneten ei-
ne Zunahme um 29,2 Prozent 
auf knapp 1,3 Mrd. Euro. Auch 
die übrigen, vom Volumen her 
weniger bedeutenden Gemein-
desteuern stiegen insgesamt 
um 3,3 Mio. Euro bzw. 5,6 Pro-
zent auf gut 63 Mio. Euro.

Kommunale Kassenstatistik

Nach den Ergebnissen der 
vom Bayerischen Landesamt für 
Statistik durchgeführten kom-
munalen Kassenstatistik ver-
zeichneten die bayerischen Ge-
meinden und Gemeindeverbän-
de im Jahr 2018 bei den Steu-
ereinnahmen ein Plus von 7,1 
Prozent auf 20.049,8 Mio. Eu-
ro. Die Einnahmen der Kommu-
nen aus Steuern übersteigen da-
mit erstmals die Schwelle von 
20 Mrd. Euro.

Gewerbesteuer als  
bedeutendste  
Einnahmequelle 

Vor allem bei der bedeutends-
ten Einnahmequelle der Kom-
munen, der Gewerbesteuer, er-
gab sich ein deutlicher Zuwachs 
der Steuereinnahmen um 8,3 
Prozent auf 8.585,8 Mio. Euro, 
nachdem im Vorjahr noch ein 
Rückgang der Gewerbesteuer-
einnahmen um 0,3 Prozent zu 
verzeichnen war.

Vom Gewerbesteueraufkom-
men in Höhe von 10.566,2 Mio. 
Euro führten die Kommunen 
1.980,4 Mio. Euro Gewerbe-
steuerumlage an das Land und 

den Bund ab. Damit verbleibt 
ein Anteil von 81,3 Prozent der 
eingenommenen Gewerbesteu-
er in den Kassen der bayeri-
schen Gemeinden.

Die Einnahmen aus dem An-
teil an der Lohn- und Einkom-
mensteuer, der – gemessen an 
den gesamten Steuereinnah-
men – zweitwichtigsten Steu-
erquelle der bayerischen Städ-
te und Gemeinden lagen mit 
8.262,1 Mio. Euro um 4,5 Pro-
zent über dem Ergebnis des Jah-
res 2017.

Umsatzsteuer:  
beachtlicher Zuwachs 

Beim Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer ergab sich 2018 
mit fast 1.270,3 Mio. Euro ein 
Zuwachs von 29,2 Prozent. Die-
ser beachtliche Zuwachs ist 
auch auf Bundesmittel zur Ent-
lastung der kommunalen Ebene 
zurückzuführen, die in wesent-
lichen Teilen über den Umsatz-
steueranteil an die Gemeinden 
transferiert wurden.

Grundsteuer A und B

Zugenommen hat auch das 
Steueraufkommen aus den 
Grundsteuern. Während die 
kommunalen Einnahmen aus 
der Grundsteuer B um 1,4 Pro-
zent auf 1.782,2 Mio. Euro an-
stiegen, lagen die Einnahmen aus 
der Grundsteuer A bei 86,4 Mio. 
Euro und damit um 0,3 Prozent 
über dem Vorjahresergebnis. 
Dies entspricht einem Anstieg 
des Grundsteueraufkommens 
von insgesamt 24,9 Mio. Euro.

Die übrigen Gemeindesteuern, 
darunter Zweitwohnungssteuer 
und Hundesteuer, erhöhten sich 
im Vorjahresvergleich um 3,3 
Mio. Euro bzw. 5,6 Prozent auf 
knapp 63,1 Mio. Euro.  r

PwC-Studie: 

Weniger Skepsis bei  
mobilen Bezahldiensten 

Vor allem bei den Jüngeren setzt sich die Bezahlung per Smart-
phone oder Tablet immer mehr durch. Wie eine repräsentative 
Befragung von 1.000 Deutschen sowie von je 500 Menschen aus 
Österreich, der Schweiz, den Niederlanden, Belgien und der Tür-
kei im Auftrag von PwC ergab, nutzen 46 Prozent der unter 30-jäh-
rigen Deutschen Mobile Payment; bei den über 60-Jährigen sind 
es 12 Prozent.

Quer durch alle Altersgrup-
pen zahlen in Deutschland 25 
Prozent zumindest gelegentlich 
per Smartphone oder Tablet. In-
teressant ist hier der internatio-
nale Vergleich: In der Türkei be-
zahlen fast zwei Drittel regelmä-
ßig oder ab und zu mobil über 
das Smartphone oder Tablet. In 
den Niederlanden und in Belgi-
en nutzt rund die Hälfte der Ver-
braucher Mobile Payment. In 
Österreich und der Schweiz sind 
es immerhin 32 bzw. 35 Prozent 
der Befragten.

Mobiles Bezahlen  
als zukünftige Option

Immerhin 57 Prozent der Bun-
desbürger können sich aber vor-
stellen, in fünf Jahren ihre Zah-
lungen mobil abzuwickeln. Für 
41 Prozent wäre es eine Opti-
on, künftig ausschließlich per 
Smartphone zu zahlen – sofern 
die Methode dann sicher und 
überall akzeptiert ist.

Am ehesten nutzen die Deut-
schen ihr Smartphone, um für 
Kleidung, Schuhe und Acces-
soires zu bezahlen oder Geld-
beträge an andere Personen 
zu überweisen. Bei den unter 
30-Jährigen transferieren bei-
spielsweise bereits 31 Prozent 
Geld über das Smartphone oder 
Tablet an andere Menschen. In 
Zukunft können sich viele Ver-
braucher auch vorstellen, Bahn-
tickets oder Essen/Getränke in 
Restaurants, Bars oder Hotels 
mobil zu begleichen.

Einfache Kontrolle  
der Geldbewegungen

59 Prozent der Deutschen 
sind der Meinung, dass Mobi-
le Payment den Kauf erleich-
tert. 55 Prozent empfinden die 
verbesserte Kontrolle als Vor-
teil: Sie wollen ihre Geldbewe-
gungen direkt am Handy prüfen 
können. 47 Prozent halten es 
für eine Erleichterung, dass sie 

nicht mehr darauf achten müs-
sen, ob genügend Bargeld im 
Portemonnaie ist. 

Gegen eine Nutzung von Mo-
bile Payment sprechen Beden-
ken rund um den Datenschutz: 
77 Prozent der deutschen Ver-
braucher haben Sorge, dass ihr 
Handy gestohlen und mit Mobile 
Payment Missbrauch getrieben 
wird. 74 Prozent haben Angst, 
dass sie zum gläsernen Kunden 
werden. 69 Prozent befürchten 
zudem, dass die Nutzung mo-
biler Bezahlarten sie zu einem 
schnelleren Kauf verleitet. 

Datensicherheit 

Viele Menschen trauen den 
großen Tech-Firmen wie Ama-
zon, Google, Apple oder Fa-
cebook, die häufig alternative 
Zahlungsmethoden anbieten, 
nicht zu, dass ihre Daten dort 
sicher sind. Rund die Hälfte der 
Deutschen gibt an, dass die An-
bieter alternativer Zahlungsme-
thoden oder Technologieunter-
nehmen für sie keine Alterna-
tive zu den etablierten Banken 
darstellen. 78 Prozent wür-
den den Banken und Sparkas-
sen personenbezogene Daten 
anvertrauen, PayPal vertrauen 
immerhin 65 Prozent.  DK 
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Wann Sie wollen. Wo Sie wollen.  
Wie Sie wollen: Wir sind auch online  
für Sie da. Erfahren Sie mehr über  
unsere digitalen Services in einer  
unserer Filialen oder auf bayern.vr.de

Banking,
wann,
wo, wie
Sie wollen.
Über 80 digitale Services und unsere 
persönliche Beratung in Ihrer Filiale vor Ort.

Pressegespräch der Waren- und Dienstleistungsunternehmen:

Stabile Geschäftsentwicklung 
bei Bayerns Genossenschaften

Bayerns genossenschaftliche Waren- und Dienstleistungsunter-
nehmen haben auch 2018 erfolgreich gewirtschaftet. Sie sind er-
neut gewachsen und haben mehr verdient. „Bei ihnen läuft es 
rund, sie sind als eine der größten mittelständischen Wirtschafts-
organisationen fest im bayerischen Wirtschaftsleben verankert 
und ein lebendiger Bestandteil der bayerischen Gesellschaft“, be-
tonte Jürgen Gros, Präsident des Genossenschaftsverbandes Bay-
ern (GVB), vor der Presse. Die 1.053 Genossenschaften in Bayern 
mit ihren mehr als 20.000 Mitarbeitern, hinter denen 620.000 
Mitglieder stehen, sind in 35 Branchen aktiv. Addiert haben sie 
im Berichtsjahr 12,7 Mrd. Euro umgesetzt (+1,5 %) und ein Ergeb-
nis vor Steuern von 259,5 Mio. Euro (+ 8,0 %) erzielt. 

Die vielfältig tätigen Wa-
ren- und Dienstleistungsgenos- 
senschaften sind als Partner 
der Landwirtschaft, als dezen-
trale Energielieferanten, regio- 
nale Nahversorger, im Gesund-
heitswesen, in Handel und Hand- 
werk, aber auch als IT-Dienst- 
leister tätig. Sie sind nur ein Teil 
des GVB, der auch 236 Volks- 
und Raiffeisenbanken zu sei- 
nen insgesamt 1.242 Mitgliedern 
zählt. Beide Bereiche zusam-
mengenommen, sind im bayeri-
schen Genossenschaftsbereich, 
der sich auf rund 2,9 Mio. Mit-
glieder stützt, mehr als 50.000 
Menschen beschäftigt.

Molkereigenossenschaften

Für viele Landwirte haben die 
146 Molkereigenossenschaften 
besonders große Bedeutung, 
denn die Existenz der Grün-
landbauern hängt entschei- 
dend vom Milchpreis ab. 2018 
blieb der Molkereisektor, an-
ders als in den Vorjahren, von 
extremen Ausschlägen beim 
Milchpreis durch die hohe Nach-

frage am Weltmarkt und die ho-
hen Preise für die Fettverwer-
tung verschont. Übers Jahr ge-
rechnet, betrug der Preis 36,7 
Cent je kg, bei Bio-Milch et-
wa 49,0 Cent. Auf dem volati-
len Markt ist der Preis gegen-
über 2017 leicht gesunken. Dass 
die genossenschaftlichen Molke- 
reien, die über die Jahre ihr Ei-
genkapital um 90 % aufgestockt 
haben, den Preis dennoch leicht 
gestützt haben, trug zur Stabili-
sierung bei, „denn stabile Preise 
dienen der Marktglättung“.

Verhaltener Ausblick

Der Ausblick fürs laufende Jahr 
ist „sehr verhalten“. Der Milch-
preis, der sehr stark vom Welt-
markt abhängt und von den gro-
ßen Einzelhändlern in Deutsch-
land, die auf diesem Gebiet fast 
82 % des Marktes beherrschen, 
immer wieder zu drücken ver-
sucht wird, wird nach GVB-An-
sicht etwa auf 35 Cent sinken. 
Der Preis für Bio-Milch dürf-
te konstant bleiben. Der Markt 
für Bio-Milch, die zur Kosten-

deckung etwa 12 Cent teurer 
sein müsse, sei aber nicht unbe-
grenzt aufnahmefähig, weil die 
Nachfrage fehle. Es komme da-
rauf an, dass sich das Verbrau-
cherverhalten ändere. Ein Vier-
tel der Bio-Milch stammt aus 
Genossenschaftsmolkereien.

Rückläufiger Umsatz

Der Umsatz der 146 Genossen-
schaftsmolkereien war um 5,1 % 
auf 3,106 Mrd. Euro rückläufig. 
Das Ergebnis fiel gar mit 27,4 Mio. 
Euro um 18,0 % geringer aus. 
Dass der Anteil der im Milchsek-
tor tätigen Genossenschaften am 
gesamten Mengenaufkommen 
rückläufig war, sei auf struktu-
relle Änderungen des Geschäfts-
modells der Milchliefergenossen-
schaften zurückzuführen. Sie trä-
ten nämlich zunehmend als Ver-
mittler auf und wiesen Umsätze 
damit nicht mehr in den eigenen 
Büchern aus. Die Zahl der Molke-
reien ging um 6 zurück.

Von den Brüsseler Politikern 
forderte Gros, die Autonomie 
der Lieferbeziehungen im ge-
nossenschaftlichen Milchsektor  
zu respektieren. Die Abnahme-
garantie in Kombination mit der  
Andienungspflicht biete den 
Landwirten Planungssicherheit. 
Selbst bei schwierigen Markt-
bedingungen könnten Landwir-
te ihre Milch bei Molkereigenos-
senschaften absetzen. Diese Sta-
bilität aber würde den zuletzt 
immer wieder diskutierten staat-
lichen Eingriffen in die Lieferbe-
ziehungen zum Opfer fallen.

Mit 46 Genossenschaften hat 
der Handelsbereich seinen Um-
satz um 3 % auf 4,746 Mrd. Euro 
gesteigert. Dennoch schrumpfe 
der Gewinn leicht um 0,9 % auf 
32,4 Mio. Euro. Als eine wesent-
liche Ursache nannte Gros den 
Strukturwandel durch das zu-
nehmende online-Geschäft und 
durch den Direktvertrieb der Fir-
men, vor allem im Baustoffbe-
reich, aber auch bei Agrar- und 
Stalltechnik.

Die 97 Raiffeisen-Warenge-
schäfte, von denen 48 eigen-
ständig wirtschaften und 49 ei-
ner Kreditgenossenschaft mit 
Warengeschäft angeschlossen 
sind, konnten zwar ihren Umsatz 
um 1,4 % auf 1,176 Mrd. Euro 
steigern, doch ging der Gewinn 
um 1,3 % auf 11,8 Mio. Euro zu-
rück. Ihnen erging es ähnlich wie 
den Handelsgenossenschaften. 
Wegen der schwachen Ernte gab 
es Einbußen beim Getreidehan-
del. Andererseits florierte der 
Handel mit Baustoffen sowie mit 
Agrar- und Stalltechnik. 

Zunehmende Nachfrage 
nach regionalen Erzeugnissen

Dagegen steigerten die 272 
ländlichen Genossenschaften, die 
sich u.a. mit Viehzucht und –ver-
marktung, Getreidehandel so-
wie Gemüse- und Weinanbau be-
schäftigen und an 148 Standor-
ten 249 Lagerhäuser betreiben, 
ihren Umsatz um 9,6 % auf 1,323 
Mrd. Euro, und den Gewinn gar 
um 11,0 % auf 21,8 Mio. Euro. 
Positiv wirkte die zunehmende 
Nachfrage nach regionalen Er-
zeugnissen. Die Zahl der Mitglie-
der hat weiter zugenommen.

Die Energiegenossenschaften 
spürten die Wetterkapriolen des 
Jahres 2018. Unternehmen mit 
Photovoltaik speisten so viel 
Strom in die Netze wie noch nie 

zuvor. Bei den Wärmeversor-
gern schmälerten jedoch die hö-
heren Durchschnittstemperatu-
ren den Erlös, weil die Haushalte 
weniger heizten. Und die Betrei-
ber von Wasserkraftanlagen lit-
ten unter den niedrigen Wasser-
ständen. Mit 170.000 (Vorjahr: 
155.000) Megawattstunden er-
zeugten die Genossenschaften 
so viel Strom, wie etwa 55.000 
Durchschnittshaushalte im Jahr 
verbrauchen.

Bürokratische Hemmnisse 
abbauen

Beim derzeitigen Energiedia-
log der bayerischen Staatsregie-
rung vertritt der Verband die In-
teressen von 262 Energiegenos-
senschaften. „Wir setzen uns be- 
sonders dafür ein, bürokrati-
sche Hemmnisse abzubauen“, 
sagte der GVB-Präsident. Dazu 
zähle beispielsweise, dass Mit-
glieder von Energiegenossen-
schaften beim Verbrauch des 
mit einer Gemeinschaftsanla-
ge produzierten Stroms die vol-
le EEG-Umlage abführen müss-
ten, von Privatpersonen und an-
deren Unternehmen bei der Ei-
genversorgung hingegen nur 
eine reduzierte Umlage verlangt 
werde. Diese Ungleichbehand-
lung gehöre abgeschafft.

Besonders gut ging es den 144 
gewerblichen Genossenschaften, 
die zum Beispiel im Gesund-
heitswesen oder in der Bera-
tung tätig sind. Sie legten beim 
Umsatz um 5,2 % auf 1,133 Mrd. 
Euro zu und erhöhten ihren Ge-
winn um 19,4 % auf 112,6 Mio. 
Euro. Ähnlich gut schnitten die 
45 Handwerksgenossenschaf-
ten ab mit einem Umsatz von 
793 Mio. Euro (+3,9 %) und Er-
lösen von 30,4 Mio. Euro (+ 11,6 
%). Hier sind z.B. Dachdecker, 
Gebäudetechniker wie Spengler 

oder Elektriker, aber auch Mit-
glieder zu finden, die Einkäufe 
bündeln.

In den zurückliegenden zehn 
Jahren sind 380 neue Genos-
senschaften entstanden. Im Be-
richtsjahr sind 14 hinzugekom-
men nach 19 im Jahr zuvor. Drei 
der Neuen waren kleine Braue-
reien, nämlich in Schleißheim, 
Altenfurt bei Nürnberg und 
Holztraubach bei Regensburg. 
Insgesamt gibt es in Bayern nun 
14 Genossenschafsbrauereien, 
die im Jahr etwa 170.000 hl Bier 
brauen. Gros: „Das stellt nicht 
den Biermarkt auf den Kopf, 
zeigt aber, dass die bayerische 
Bierkultur mit regionalen, oft 
über Jahrzehnte überlieferten 
Brautraditionen weiter lebt.“

Generationenwechsel

Zum Schluss seiner Ausführun-
gen wies Gros auf ein sehr spezi-
elles Problem hin. Im Jahr 2021 
werde es fast 30.000 Betriebe 
geben, die vor dem Problem des 
Generationenwechsels stünden, 
ohne zu wissen, wie sie dieses 
Problem lösen könnten. Hier bie-
te der Genossenschaftsbereich 
drei Lösungsmöglichkeiten an: 
Zum ersten könne die Altgesell-
schaft in eine eingetragene Ge-
nossenschaft umgewandelt wer-
den, wobei weitere Mitglieder 
aufgenommen werden könnten. 
Zum zweiten könne eine Genos-
senschaft als Holding gegründet 
werden, die die Interessen der 
Familie wahre, aber die Mitar-
beiter an der Altgesellschaft be-
teilige. Und zum dritten gäbe es 
die Möglichkeit, dass eine Mitar-
beiter-Genossenschaft das ope-
rative Geschäft der Altgesell-
schaft übernehme, ohne am Ver-
mögen des Unternehmens, et-
wa den Immobilien, beteiligt zu 
werden. dhg.
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Bayerns Regionalkonzern setzt auf Digitalisierung:

Versicherungskammer war 
und bleibt auf Wachstumskurs

Die Versicherungskammer Bayern hat sich in einem Marktumfeld, 
das der Konzern selbst als anspruchsvoll bezeichnet, im Berichtsjahr 
2018 „sehr gut positioniert und ein ertragreiches Wachstum über al-
le Geschäftsfelder und Kundengruppen erreicht“. Nach den Worten 
des Vorstandsvorsitzenden Frank Walthes in der Jahrespressekonfe-
renz wurden nicht nur im gesamten Versicherungsgeschäft die Bei-
tragseinnahmen um 2,6 % auf 8,13 (8,10) Mrd. Euro, sondern auch 
der Jahresüberschuss um 37 % auf 346,4 (252,7) Mio. Euro gesteigert. 
Dabei habe der bundesweit größte öffentliche Versicherer, der inzwi-
schen auch der siebtgrößte Erstversicherer in Deutschland ist, nicht 
nur sein Kerngeschäft weiter gestärkt, sondern auch seine Stellung 
als Vorreiter bei der Digitalisierung gefestigt. Versicherungen würden 
immer mehr zu einer Art Rundum-Betreuungspartner ihrer Kunden.

Ingesamt verwaltete der Kon-
zern, der 80 % seiner Beitragsein-
nahmen im Geschäftsgebiet Bay-
ern und der Pfalz erzielt, ein-
schließlich Drittgeschäft erstmals 
Kapitalanlagen von mehr als 60 
Mrd. Euro (+5,4 %), die sich zu et-
wa gleichen Teilen aus Anlagen al-
ler Geschäftsfelder zusammen-
setzen. Netto brachten die Kapi-
talanlagen 1,46 (1,88) Mio. Eu-
ro ein, was einer Nettoverzinsung 
von 2,8 (3,8) % entspricht. Das 
kann sich angesichts der seit fünf 
Jahren anhaltenden Niedrigzins- 

phase und der allgemeinen Anla-
gennot durchaus sehen lassen. 

Kapitalanlagen

Bei den Kapitalanlagen setzt 
die Kammer besonders auf Infra-
struktur und erneuerbare Energi-
en. Als öffentlich-rechtlicher Ver-
sicherer sei die Kammer ein gern 
gesehener Partner bei der Fi-
nanzierung solcher Projekte, be-
sonders von Projekten in öffent-
lich-privater Partnerschaft (ÖPP). 
Insgesamt sind etwa 1,8 Mrd. Eu-

ro in Infrastrukturmaßnahmen in-
vestiert, 90 % mehr als im Vor-
jahr. Anfragen für Investitionen in 
Solar- und Windparks lägen vor. 
Außerdem werden als Anlage-
möglichkeit langfristige Unter-
nehmensanleihen hoher Bonität 
genutzt. Generell vermieden wer-
den Spekulationen mit Nahrungs-
mitteln. Alle Anlagen sollen Nach-
haltigkeitskriterien genügen, er-
läuterte Isabella Pfaller, Im Vor-
stand verantwortlich für Finanzen 
und Rechnungswesen.

Kompositversicherung

In der Kompositversicherung 
(Schaden und Unfall) wuchsen 
die Beitragseinnahmen um 3,4 % 
auf 2,69 Mrd. Euro. Da eine Viel-
zahl von Schäden durch Unwetter 
und Großschadenereignissen zu 
verkraften waren, stieg die Brut-
to-Schaden-Kostenquote auf 96,0 
(95,4) %. Der Schadenaufwand 
nahm auf 1,91 (1,82) Mrd. Euro 
zu. Das Kapitalanlageergebnis in 
Schaden/Unfall betrug 169,9 Mio. 

Euro, was einer Nettoverzinsung 
von 2,2 (3,3) % entspricht.

Mit Blick vor allem auf die zu-
nehmenden Extremwetter-Ereig- 
nisse, „die schnell die eigene Exis-
tenz gefährden können“, wies 
Barbara Schick, als stellvertre-
tende Vorstandsvorsitzende für 
die Schaden- und Unfallversiche-
rung zuständig, ausdrücklich auf 
die Entscheidung der Bayerischen 
Staatsregierung hin, wonach es 
in Bayern vom 1. Juli 2019 an z.B. 
bei Unwetterschäden keine staat-
lichen Soforthilfen mehr gibt. Die 
Bürger sollen die erweiterte Na-
turgefahrenversicherung, auch 
als Elementarversicherung be-
kannt, nutzen. Für Landwirte ge-
hört zur Absicherung die Ernte-
ausfallversicherung. Diese einzig-
artige Versicherung habe schon 
die Hälfte der Kunden. In Bayern 
ist die Kammer größter Gebäude-
versicherer.

Die beiden Kranken- und Pfle-
geversicherer des Konzerns, die 
Bayerische Beamtenkrankenkas-
se und die bundesweit tätige Uni-
on Krankenversicherung (UKV) 
nahmen mit 2,47 Mrd. Euro 2,4 % 
mehr Prämien ein als im Jahr zu-
vor. Die Aufwendungen für Ver-
sicherungsfälle erreichten 1,79 
(1,72) Mrd. Euro., was einer Scha-
den- und Leistungsquote von 79,6 
(79,2) % entspricht. Die Kapital-
anlagen warfen 417,5 Mio. Euro 
ab. Das entspricht einer Nettover- 
zinsung von 2,7 (2,9) %. Bei die-
ser drittgrößten Krankenversiche-
rungsgruppe in Deutschland, die 
sich vom Kostenerstatter zu ei-
nem umfassenden Partner in der 
Gesundheits- und Pflegevorsorge 
ihrer 3,2 Mio. Kunden entwickelt 
hat, lief besonders gut das Ge-
schäft in der Zusatzvorsorge, be-
richtete Vorstandsmitglied Harald 
Benzing.

Von der Lebensversicherung 
ist man bei der Kammer nach wie 
vor überzeugt, vor allem, weil seit 
2014 die Produkte auf neue Vor-
sorgekonzepte umgestellt wur-
den. Wegen des Niedrigzinsum-
feldes und einem Höchstrech-
nungszins von 0,9 % seien aber 
die klassischen Lebens- und Ren-
tenversicherungstarife für die Al-
tersvorsorge zunehmend weni-
ger gefragt. Die Einmalbeiträge 
legten um 5,4 % zu, die laufenden 
Beiträge gingen um 1,6 % zurück. 

Insgesamt stiegen die Beitragsein-
nahmen auf 3,07 (3,02) Mrd. Euro. 
Beibehalten wurde und wird „die 
Kontinuität unserer Gesamtver- 
zinsung in der Überschussbetei-
ligung für die Versicherungsneh-
mer“. Sie liege auch in der Nied-
rigzinsphase mit 2,75 % auf ei-
nem unverändert hohen Niveau. 
Die Kapitalanlagen von 846,6 
(1.221,4) Mio. Euro erbrachten  
eine Nettoverzinsung von 2,9 
(4,4) %. Der relativ starke Abfall 
hat u.a. mit veränderten Rech-
nungslegungsvorschriften zu tun. 

Die Weichen seien auf Wachs-
tum gestellt, sagte Walthes. Dazu 
beitragen werde künftig auch die 
Kooperation in der Sparte Leben 
mit der Berliner Sparkasse, mit 
der auf den Gebieten Kranken, 
Schaden und Unfall schon länger 
zusammengearbeitet wird. Die 
Kooperation wurde in einem Aus-
schreibungsverfahren gewonnen.

Digitalisierung gewinnt 
an Bedeutung

Über alle Sparten hinweg ge-
winnt die Digitalisierung im-
mer größere Bedeutung. Schon 
seit 10 Jahren gibt es die Bava-
riaDirekt-Versicherung, bei der 
man online Verträge abschließt. 
Dies geschieht vor allem in der 
Kfz-Versicherung, aber auch in 
anderen Sparten. Mit dieser Ver-
sicherung erreiche man Kunden, 
an die man ansonsten nicht he-
rankäme. Auch diene BavariaDi-
rekt als Testlabor für neue Pro-
dukte, die bei Erfolg von den an-
deren Gesellschaften des Kon-
zerns übernommen würden. 

Über die Digitalisierung durch 
zahlreiche Plattformen und Apps 
will der Konzern „Ökosysteme“ 
schaffen, in denen die Kunden al-
les finden, was sie zu einem spe-
ziellen Thema brauchen. Ökosys-
tem soll wohl etwa Rumdum- 
oder umfassendes Komplett-An-
gebot zu einem Thema heißen. 
So gibt es für die Bereiche Gebäu-
de und Wohnen über SmartHo-
me Assistance-Leistungen wie 
die Vernetzung zahlreicher Gerä-
te vom Kühlschrank über die Hei-
zung bis zum Rauchmelder. Spezi-
elle Chips schließen vom Wasser-
verbrauch auf Lecks in der Leitung 
und lösen den Notruf aus. Unter 
HolidayCare geht es vor allem um 

die Sicherheit bei Abwesenheit. 
Zu den Dienstleistungen gehört 
die zeitweise Aufstellung eines Si-
cherungsgeräts mit Bewegungs-, 
Rauch und Wassermelder, was 
übers Wochenende 69 Euro und 
über die Woche 99 Euro kostet. 
Sogar Blumengießen und Brief-
kastenleeren gehört zum um- 
fangreichen Digital-Angebot. Eine 
Übersicht findet man unter dem 
Corporate Startup uptodate. 

Große Bedeutung werden die 
Plattformen für Gesundheit und 
Pflege bekommen, etwa das Portal 
„Meine Gesundheit“, über das man 
Dienstleistungen buchen, Ärzte su-
chen und Rechnungen bezahlen 
kann. In Kürze startet PflegePart-
ner. Diese Plattform soll eine neu-
trale, unabhängige und kostenlo-
se persönlich Beratung bieten und 
die pflegenden Angehörigen digi-
tal vernetzen. In der Lebensversi-
cherung gibt es den RentenMana-
ger, der individuelle Lücken in der 
Altersvorsorge entdeckt und Lö-
sungsvorschläge macht.

Als regionaler Versicherer will 
die Kammer die Digitalisierung 
auch im ländlichen Raum voran-
treiben mit der Initiative „Digitale 
Dörfer“ des Fraunhofer-Instituts. 
In der niederbayerischen Markt-
gemeinde Wegscheid soll das ent-
stehende „Ökosystem“ den Men-
schen dabei helfen, sich zu vernet-
zen, etwa bei der Nahversorgung, 
der Kommunikation und auch der 
medizinischen Versorgung und 
Mobilität. Das digitale Dorf soll 
aber auch auf kommunaler Ebene 
Schulen, Krankenhäusern, Rathäu-
sern und anderen Einrichtungen 
dienen und weiterhelfen. 

Über all dem Geschäftlichen 
sei nicht das gesellschaftliche En-
gagement des Konzerns verges-
sen, der sich als öffentlich-recht-
licher Versicherer nachhaltig und 
vor allem Dingen dort engagiert, 
wo Sicherheit und Prävention ei-
ne große Bedeutung haben und 
zudem das Ehrenamt eine beson-
dere Rolle spielt. Über zwei Stif-
tungen, Sponsoring und Spenden 
hat die Kammer 2018 mit wieder-
um rund 2,2 Mio. Euro Initiativen 
und Verein unterstützt.

Für die Zukunft setzt der Kon-
zern auf Wachstum, vor allem im 
Kerngeschäft, wobei die Kunden-
orientierung weiter erhöht wer-
den soll. dhg.

Lage auf Bayerns Immobilienmarkt sehr angespannt:

Höhere Nachfrage  
trotz steigender Preise

Obwohl die Immobilienpreise im Freistaat im vergangenen Jahr 
weiter gestiegen sind und wohl nach Ansicht der Sparkassen-Im-
mobilien-Vermittlungs-GmbH (Sparkassen-Immo) auch in den 
nächsten beiden Jahren weiter steigen werden, hat die Nachfra-
ge nach Häusern und Wohnungen dennoch spürbar weiter zuge-
legt. Und nach Ansicht der Immobilienfachleute der Sparkassen-
gruppe wird auch die Nachfrage weiter steigen. Allerdings hat der 
Preisanstieg etwas nachgelassen, obwohl das Immobilienange-
bot angespannt bleibt und kaum zunehmen dürfte. 

Dank der günstigen Finan-
zierungsmöglichkeiten und der 
staatlichen Fördermaßnahmen 
bleibe aber der Immobiliener-
werb für viele Interessenten 
trotzdem erschwinglich, stellten 
Erwin Bumberger, Vorstandsvor-
sitzender der Bayerischen Lan-
desbausparkasse (LBS), und Paul 
Fraunholz, Geschäftsführer der 
Sparkassen-Immo, in der Pres-
sekonferenz zum bayerischen 
Wohnimmobilienmarkt fest.

 Die Nachfrage nach Wohn-
raum ist in weiten Teilen Bayerns 
enorm groß, vor allem wegen des 
anhaltenden Zuzugs aufgrund 
der guten wirtschaftlichen La-
ge im Freistaat, der niedrigen Fi-
nanzierungszinsen und des Trends 
zur Singularisierung mit immer 
mehr kleinen Ein- und Zwei-Per-
sonen-Haushalten. In Großstäd-
ten stellen Singles inzwischen die 
Mehrheit der Haushalte, Familien 
wandern dagegen wegen der ho-
hen Wohnkosten bei ihrem grö-
ßeren Flächenbedarf ins Umland 
ab. Das bayerische Landesamt 
für Statistik geht davon aus, dass 
in Bayern im Jahr 2037, also in 18 
Jahren, mit dann rund 13,5 Millio-
nen rund eine halbe Million Men-
schen mehr als heute leben. Die 
hohe Immobilien-Nachfrage wird 
sowohl von Eigennutzern als auch 
von Kapitalanlegern aus dem In- 
und Ausland getragen.

Das Angebot an Wohnimmobili-
en kann mit der steigenden Nach-
frage nicht Schritt halten, obwohl 
die Neubauzahlen in Bayern seit 
Jahren steigen und sich seit 2009 
nahezu verdoppelt haben. Die 
fertiggestellten Neubauten kom-
men mit dem Bedarf einfach nicht 
mit, vor allem weil es an geeigne-
ten Baugrundstücken fehlt. Zum 
Teil will niemand verkaufen, zum 
Teil halten sich Städte und Ge-
meinden mit der Ausweisung zu-
rück, zum Teil dauern die Geneh-
migungsverfahren „viel länger als 
nötig“. Die bayerische Staatsre-
gierung hat bereits vor mehreren 
Jahren das Ziel ausgegeben, dass 
pro Jahr 70.000 neue Häuser und 

Wohnungen bebaut werden soll-
ten. Das Forschungsinstitut Empi-
rica beziffert den Bedarf allein für 
den Zeitraum 2015 bis 2019 auf 
68.000 Einheiten pro Jahr. Zwar 
dürfte 2018 die Bautätigkeit in et-
wa dieses Niveau erreicht haben, 
aber in den Vorjahren hat sich ein 
erheblicher Nachholbedarf ange-
staut.

Die Kaufpreise für Wohnimmo-
bilien steigen weiter. In den zu-
rückliegenden zehn Jahren sind 
beispielsweise die Preise für ge-
brauchte Häuser, die Sparkas-
sen und LBS in Bayern vermittelt 
haben, um 79 % gestiegen. Im 
Durchschnitt lagen die Kaufprei-
se der von der Sparkassengruppe 
vermittelten Objekte bei Häusern 
und Wohnungen im Jahr 2018 um 
knapp 6 % über den Vorjahres-
werten. 2017 hatten sie um 9 % 
zugelegt hatten. 2016 waren sie 
sogar um knapp 12 % gestiegen.

Die Entwicklung ist je nach Ob-
jektart unterschiedlich. So leg-
te der Preis für gebrauchte Eigen-
tumswohnungen im Vergleich zum 
Vorjahr um etwas mehr als 6 % zu 
auf durchschnittlich 211.000 Eu-
ro, der für ein Haus aus dem Be-
stand (Reihen-, Doppel-, Ein- 
und Zweifamilienhäuser) um  
8,6 % auf 324.500 Euro. Die-
se Durchschnittwerte enthalten 
auch zahlreiche unsanierte Ob-
jekte mit hohem Renovierungsbe-
darf und in schlechten Lagen. 

Die Preise für besonders nach-
gefragte Objekte in saniertem Zu-
stand und in bevorzugten Lagen 
liegen natürlich über diesen Wer-
ten. Die Preise für neu gebaute 
Wohnungen sind etwas stärker 
gestiegen. Sie wurden von den Im-
mo-Maklern zum Preis von durch-
schnittlich 315 500 Euro vermit-
telt. Käufer investieren demnach 
für eine neu gebaute Immobile gut 
die Hälfte mehr als für eine Wohn- 
immobilie aus zweiter Hand.

2018 hat die Sparkassen-Fi-
nanzgruppe als größter Immobi-
lienvermittler im Freistaat 8608 
Kauf-Immobilien im Gesamtwert 
von 2,85 Mrd. Euro vermittelt. 

Zwei Drittel waren Eigentums-
wohnungen und Häuser aus dem 
Bestand, der Anteil neu gebau-
ter Objekte lag bei 21 %. Sonsti-
ge Objekte wie Grundstücke oder 
Gewerbeimmobilien machten 14 
%aus. Außerdem war die Gruppe 
im Mietgeschäft mit 1079 Miet-
verträgen tätig.

Die Immobilienumsätze vertei-
len sich ganz verschieden auf Bay-
erns Regionen. 56 % entfielen auf 
Oberbayern, allein auf München 
27 %. Mittelfranken und Schwa-
ben hatten einen Anteil von je 12 
%, Niederbayern, die Oberpfalz, 
Unterfranken und Oberfranken 
von jeweils 4 bis 6 %.

Dass Baufinanzierungsvolumen 
der Sparkassen in Bayern nahm 
um 5 % auf 73,3 Mrd. Euro zu. 
Fast 70 % davon entfielen auf Im-
mobilienkredite für Privatperso-
nen, was einem Plus um 3,7 % ent-
spricht. Kredite an Bauträger und 
andere Unternehmen legten so-
gar um 9,9 % zu. Dies sei ein Sig-
nal, das sich der Markt für private 
Immobilien verenge, hieß es.

Regionale Unterschiede

Die Immobilienpreise differie-
ren regional sehr stark. Im Nor-
den Bayerns sind sie deutlich er-
schwinglicher als im Süden. Mehr 
als 1 Mio. Euro muss man inves-
tieren am Tegernsee, in Gar-
misch-Partenkirchen oder in den 
stadtnahen Gemeinden des Land- 
kreises Ebersberg. In der Stadt 
und im Landkreis München sowie 
im Landkreis Starnberg liegen die 
Preise noch einmal um etwa 20 % 
höher. Detaillierte Angaben fin-
det man unter „sparkassen-im-
mo.de“, Bayerns einmaliger Kauf-
preissammlung.

Angesichts der hohen Nachfra-
ge, des sehr begrenzten Angebots 
und der dadurch seit Jahren stei-
genden Preise stellt sich die Fra-
ge, ob für weite Kreise der Bevöl-
kerung Immobilienerwerb über-
haupt noch finanzierbar ist. Bei 
der Beantwortung dieser Fra-
ge gilt es zu bedenken, dass zwar 
die Preise sehr deutlich gestie-
gen, aber zugleich die Zinsen mas-
siv gesunken sind. Lagen 2009 die 
Zinsen für Baufinanzierungen mit 
fünf- bis zehnjähriger Zinsfest-
schreibung zwischen 4 und 5 %, 
so betragen sie heute nur noch 
ungefähr 1,5 %, sind also um etwa 
70 % gesunken. Gleichzeitig sind 
Löhne und Gehälter von 2006 bis 

2016 laut statistischem Landes-
amt um gut 25 % gestiegen. Und 
dieser Trend, so die Immo-Exper-
ten, werde in den folgenden Jah-
ren anhalten. Beide Effekte trü-
gen dazu bei, dass die Preisstei-
gerungen im Wohnimmobilien-
markt (je nach Einzelfall) deutlich 
abgemildert oder sogar kompen-
siert würden. Die Hürde liege also 
meist nicht oder nicht wesentlich 
höher als vor zehn Jahren.

Stattdessen erschwerten an-
dere Aspekte den Immobiliener-
werb, nämlich der Mangel an Ei-
genkapital und die Kaufnebenkos-
ten. Unterstellt man, dass Käufer 
20 % des Kaufpreises als Eigenka-
pital aufbringen müssen, waren 
vor zehn Jahren im Schnitt 36.000 
Euro erforderlich. 2018 waren 
es aber schon rund 65.000 Euro. 
Hinzu kommen Kaufnebenkosten 
in Form von Grunderwerbssteu-
er, Makler- und Notargebühren, 
die in Bayern in der Regel insge-
samt bei etwa 9 % der Kaufsum-
me liegen. Vor zehn Jahren waren 
dafür rund 16.000 Euro nötig, im 
vergangenen Jahr aber 29.000 Eu-
ro. Die Hürde insgesamt aus nöti-
gem Eigenkapital und Nebenkos-
ten hat sich also von 52.000 Euro 
auf 94.000 Euro erhöht.

Allerdings sind die Kaufneben-
kosten regional sehr unterschied-
lich. Seit September 2006 legen 
die Bundesländer die Höhe der 
Grunderwerbssteuer eigenstän-
dig fest. Nur in Bayern und Sach-
sen gilt noch der bis dahin bun-
deseinheitliche Satz von 3,5 %, in 
den übrigen Ländern 6 bis 6,5 %. 
Auch bei Maklercourtagen gibt es 
keine bundeseinheitlichen Rege-
lungen. Besonders teuer ist es in 
Hamburg, Frankfurt und Berlin.

Da es kaum noch Zinsen auf 
Geldanlagen gibt, fällt der Auf-
bau von Vermögen (sprich Eigen-
kapital) immer schwerer. Zur Auf-
lösung dieses Dilemmas sei der 
Staat gefragt, meinen Bumberger 
und Fraunholz. Er könne helfend 
unterstützen mit der bewährten 
Wohnungsbauprämie, die aller-
dings seit 20 Jahren nicht mehr an 
die allgemeine Gehalts- und Prei-
sentwicklung angepasst wurde. 
Sie wird nur bis zu einem zu ver-
steuernden Jahreseinkommen 
von 25.600 Euro gewährt, bei 
Ehepaaren gilt der doppelte Be-
trag. Hier sei dringend eine Nach-
besserung erforderlich.

Baukindergeld und  
Wohnriester-Förderung

Wirksame Impulse sehen die 
Immo-Fachleute auch durch das 
Baukindergeld, das exakt so wirke 
wie erwartet, vor allem in ländlich 
Regionen, und speziell in Bayern 
durch das Baukindergeld plus und 
die bayerische Eigenheimzulage. 
Insgesamt könne eine vierköpfige 
Familie in Bayern, wenn sie sich 
von Experten beraten lasse, etwa 
40.000 Euro Förderung erhalten. 

Erwähnt sei auch die Wohnries-
ter-Förderung, beim Neuabschuss 
das gefragteste unter den Ries-
terprodukten. Durch Zuschüsse, 
Steuervorteile und Zinsersparnis 
seien hier mehrere zehntausend 
Euro herauszuholen. Hoffnung 
setzen die Experten zudem auf 
die im Koalitionsvertrag vorgese-
henen Freibeträge bei der Grund- 
erwerbssteuer für Familien. Alles 
in Allem sei in den meisten Regi-
onen Bayerns der Immobiliener-
werb immer noch erschwinglich, 

stellen die Immo-Experten der 
Sparkassen-Finanzgruppe fest.

Sehr kritisch sehen die Sparkas-
sen-Experten die Diskussion über 
das sogenannte Besteller-Prinzip 
beim Verkauf von Wohnimmobi-
lien. Danach soll der Makler zu-
künftig ausschließlich vom Ver-
käufer bezahlt werden, um so die 
Nebenkosen zu senken. In rund 
drei Vierteln des Bundesgebietes 
sei es aber üblich, dass sich Käu-
fer und Verkäufer die Makler-
kosten teilen, so auch in Bayern. 
Dies habe den Vorteil, dass der 
Makler beiden Vertragsparteien 
gleichermaßen verpflichtet sei. 
Werde die einseitige Vertretung 
des Verkäufers gesetzlich vorge-
schrieben, gehe dieser Schutz 
für Käufer verloren.

Ein besserer Verbraucher-
schutz sei die Professionalisie-
rung der Maklerbranche, indem 
endlich zwingend ein Sachkun-
denachweis für Makler einge-
führt werde. Bei Sparkassen und 
LBS seien ausschließlich gut aus-
gebildete Bank- und Immobili-
enkaufleute als Makler tätig, die 
durch ein unabhängiges Institut 
nach der EU-Norm DIN EN 15733 
geprüft und zertifiziert seien.

Die Lage auf dem Wohnim-
mobilienmarkt werde, so der 
Ausblick, angespannt bleiben, 
da die Nachfrage weiter steige 
und das Angebot sich kaum aus-
weiten werde, zumal die Zahl 
der Baugenehmigungen wieder 
rückläufig sei. Mit einem weite-
ren Anstieg der Kaufpreise sei 
zu rechnen, auch wenn sich der 
Anstieg etwas verlangsame. Die 
Rahmenbedingungen auf dem 
Wohnungsmarkt blieben weit-
gehend stabil. dhg.
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Fachtagung der Sparkassenstiftungen in Berlin:

Digital, vernetzt, mobil –  
Perspektiven für Stiftungen

Zum gemeinsamen Austausch trafen sich Vertreter der Sparkassenstif-
tungen zur Stiftungsfachtagung 2019 in Berlin. Die zweitägige Veran-
staltung widmete sich erneut Themen und Fragestellungen rund um 
das Management von Sparkassenstiftungen sowie dem Thema Kun-
denstiftungen. In diesem Jahr stand die Tagung unter dem Motto „Di-
gital, vernetzt, mobil – Perspektiven für Stiftungen“. 

In insgesamt 16 Fachthemen 
wurde unter anderem die Bedeu-
tung der digitalen Transformati-
on für den Bereich der Stiftungen 
thematisiert. Darüber hinaus stan-
den u.a. die anstehende Stiftungs-
rechtsreform, die wirkungsorien-
tierte Kapitalanlage und das Ver-
anstaltungsmanagement für Stif-
tungen auf dem Programm. Auch 
die Herausforderungen der EU-DS-
GVO für Stiftungen wurden noch 
einmal thematisiert. Die Fachthe-
men im Bereich der Kundenstif-
tungen widmeten sich der Heraus-
forderung der Erfüllung des Stif-
tungszwecks in der Niedrigzins- 
phase und dem Themenbereich 
„Erben, Vererben, Sinn Stiften“.

Die Sparkassen, Landesbanken 
und ihre Verbundpartner förder-
ten im vergangenen Jahr gemein-
wohlorientierte Projekte mit 422 
Mio. Euro. Dieses Engagement 
kommt den Menschen in allen 
Regionen in Deutschland zugute. 
Unterstützt werden beispielswei-
se soziale Projekte, lokale Muse-
en, Sportvereine und Bildungsin-
itiativen. Mit diesem vielfältigen 
Engagement stärkte die Sparkas-
sen-Finanzgruppe auch im ver-
gangenen Jahr den Zusammen-
halt in der Gesellschaft und er-
möglichte Millionen Menschen 
eine Teilhabe am gesellschaftli-
chen Leben sowie bürgerschaftli-
ches Engagement.

„Die Sparkassen-Finanzgruppe 
ist ein verlässlicher Förderer ge-
meinnütziger Initiativen. Unsere 
Engagements wirken langfristig 
und richten sich dabei ganz kon-
kret an die Bedürfnisse der Bür-
gerinnen und Bürger in allen Re-
gionen Deutschlands. Auf die-
se Weise tragen Sparkassen ein 
Stück weit dazu bei, den Zusam-
menhalt in unserer Gesellschaft 
zu stabilisieren und die Gemein-
schaft zu stärken“, hob Helmut 
Schleweis, Präsident des Deut-
schen Sparkassen- und Girover-
bandes (DSGV), hervor.

752 Sparkassenstiftungen

Die Anzahl der Sparkassen-Stif-
tungen erhöhte sich im vergan-
genen Jahr auf nunmehr 752, die 
ein Stiftungskapital von 2,65 Mrd. 
Euro aufweisen und 74 Mio. Eu-
ro ausschütteten. Die Sparkas-
sen-Finanzgruppe hat in Deutsch-

land so viele Stiftungen gegrün-
det wie keine andere Unterneh-
mensgruppe. Die Sparkassen sind 
darüber hinaus ein kompeten-
ter Partner bei der Gründung von 
Stiftungen.

Bauhaus-Jubiläum

Unter dem Motto „100 jahre 
bauhaus“ wird 2019 in vielen Re-
gionen Deutschlands das 100-jäh-
rige Gründungsjubiläum des Bau-
hauses gefeiert. Häufig mit dabei 
ist die Sparkassen-Finanzgruppe, 
denn viele ihrer Institute, Regio-
nalverbände und Stiftungen so-
wie der Sparkassen-Kulturfonds 
des Deutschen Sparkassen- und 
Giroverbandes (DSGV) sind als 
Förderer engagiert. Sie ermögli-
chen konkrete Projekte, wie die 
Festspiele anlässlich der Eröff-
nung des neuen Museums Bau-
haus Dessau, Ausstellungspro-
jekte im Bauhaus Museum Wei-
mar und die Wiedereröffnung 
der Mies-van-der-Rohe-Häuser in 
Krefeld. Gemeinsam ist die Spar-
kassen-Finanzgruppe Hauptför-
derer des Bauhaus-Jubiläums.

Der Sparkassen-Kulturfonds 
wird 20 Jahre; als Instrument der 

BayernLB-Bilanzpressekonferenz:

Erfolgreiches Jahr mit 
solider Geschäftsentwicklung

Alle Kundensegmente mit positiven Ergebnisbeiträgen

„Die BayernLB kann auf ein erfolgreiches Jahr zurückblicken. 
Auch wenn das Ergebnis aufgrund einiger Sondereffekte positiv 
überzeichnet ist, ist es doch ein klarer Beleg für unsere operati-
ve Stärke im Kundengeschäft“, stellte der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende der BayernLB, Dr. Edgar Zoller, bei der Bilanz-
pressekonferenz in München fest. Das gute Ergebnis sei freilich 
kein Grund, sich auf dem Erreichten auszuruhen: „Wir werden im 
Jahr 2019 aus einer Position der Stärke heraus an der künftigen 
strategischen Positionierung der BayernLB arbeiten, um im Sinne 
unserer Kunden und Eigentümer für die Zukunft bestmöglich auf-
gestellt zu sein“, unterstrich Zoller.

Die BayernLB als bewährter 
Partner von rund 350 Sparkassen 
in Deutschland und Partner Num-
mer eins der bayerischen Spar-
kassen hat im Geschäftsjahr 2018 
ein Ergebnis vor Steuern in Höhe 
von 869 Mio. Euro erzielt und das 
Ergebnis des Vorjahres damit um 
33,3 Prozent übertroffen (Vj.: 652 
Mio. Euro). Das Konzernergebnis 
(nach Steuern) erhöhte sich auf 
822 Mio. Euro (Vj.: 677 Mio. Eu-
ro). Alle Kundensegmente haben 
positive Ergebnisbeiträge geleis-
tet. Das Ergebnis profitierte zu-
dem von Einmalerträgen und po-
sitiver Risikovorsorge.

Die Summe aus Zinsüberschuss 
und Provisionsüberschuss konnte 
im Jahr 2018 erstmals auf mehr 
als 2 Mrd. Euro gesteigert wer-
den. Der Zinsüberschuss erhöhte 
sich trotz des anhaltend niedrigen 
Zinsniveaus um 5,0 Prozent auf 
1.742 Mio. Euro (Vj.: 1.659 Mio. 
Euro). Hierzu hat die Reduzierung 
der Zinsaufwendungen bei Bay-
ernLB und DKB maßgeblich beige-
tragen. Der Provisionsüberschuss 
stieg leicht auf 270 Mio. Euro (Vj.: 
263 Mio. Euro).

Bei der Risikovorsorge im Kre-
ditgeschäft weist die BayernLB ei-
nen positiven Wert in Höhe von 
135 Mio. Euro aus (Vj.: -94 Mio. 
Euro). Dieser Wert spiegelt die 
hohe Qualität des Kreditportfo-
lios der BayernLB wider. Das Er-
gebnis aus der Fair Value-Bewer-
tung betrug 151 Mio. Euro (Vj.: 
205 Mio. Euro) während das Er-
gebnis aus Sicherungsgeschäften 
bei -50 Mio. Euro (Vj.: -142 Mio. 
Euro) lag. Es beinhaltet Effekte 
aus der Bewertung von Grund- 
und Sicherungsgeschäften, die 
sich grundsätzlich über die Lauf-
zeit ausgleichen. Das Ergebnis aus 
Finanzanlagen, das überwiegend 
Erlöse aus der Veräußerung von 
Schuldverschreibungen und fest-
verzinslichen Wertpapieren ent-
hält, belief sich auf 10 Mio. Euro 
(Vj.: 23 Mio. Euro). 

Der Verwaltungsaufwand er-
höhte sich im Jahr 2018 auf 1.356 

Mio. Euro (Vj.: 1.258 Mio. Euro). 
Der Aufwand aus Bankenabgabe 
und Einlagensicherung belief sich 
auf 103 Mio. Euro (Vj.: 98 Mio. Eu-
ro). Die Bilanzsumme der Bayern-
LB hat leicht zugelegt und betrug 
zum Jahresultimo 220,2 Mrd. Eu-
ro (Vj.: 214,5 Mrd. Euro). Die Ka-
pitalausstattung der BayernLB ist 
weiterhin sehr solide. Die Cost-In-
come-Ratio (CIR) lag mit 61,9 Pro-
zent weiterhin im Zielkorridor 
(Vj.: 59,9 Prozent). Ihre Eigenkapi-
talrentabilität (Return on Equity – 
RoE) hat die BayernLB auf 9,4 Pro-
zent erhöht (Vj.: 7,4 Prozent).

Anteilseigner profitieren

Vom wirtschaftlichen Erfolg der 
BayernLB sollen auch deren An-
teilseigner, der Freistaat Bayern  
und die bayerischen Sparkassen, 
profitieren. Die Bank wird da-
her der Generalversammlung ei-
ne Ausschüttung in Höhe von 175 
Millionen Euro an die Anteilseigner 
vorschlagen. Im Vorjahr betrug die 
Dividende 50 Millionen Euro.

Im Segment „Corporates & Mit-
telstand“ hat die BayernLB das Er-
gebnis vor Steuern mehr als ver-
doppelt, es betrug nun 161 Mio. 
Euro (Vj.: 80 Mio. Euro). Die Stei-
gerung geht insbesondere auf 
den positiven Beitrag aus der Risi-
kovorsorge zurück, der aus hohen 
Auflösungen aufgrund einer wei-
terhin guten Portfolioqualität so-
wie aus Eingängen auf abgeschrie-
bene Forderungen resultiert.

Das Segment „Immobilien & 
Sparkassen/Verbund“ hat das Vor- 
steuerergebnis des Vorjahres deut-
lich übertroffen. Es erhöhte sich 
auf 284 Mio. Euro (Vj. 203 Mio. 
Euro). Der Bereich Immobilien 
trug mit einem Ergebnis vor Steu-
ern in Höhe von 243 Mio. Euro 
(Vj.: 165 Mio. Euro) erneut maß-
geblich zum Segmentergebnis 
bei. Auch im Bereich Sparkassen/
Verbund wurden die operativen 
Erträge erhöht, was auf verstärk-
te Vertriebsanstrengungen zu-
rückgeht. Das Ergebnis der Bay-

ernLabo, des Förderinstituts der 
BayernLB, blieb mit 45 Mio. Euro 
stabil (Vj.: 45 Mio. Euro). Der Im-
mobilien-Assetmanager Real I.S. 
erreichte ein Ergebnis vor Steu-
ern in Höhe von 13 Mio. Euro (Vj.: 
8 Mio. Euro).

Das Vorsteuerergebnis des Seg-
ments „Financial Markets“ belief 
sich auf 12 Mio. Euro (Vj.: 99 Mio. 
Euro). Zu berücksichtigen ist, dass 
das Vorjahr stark begünstigt war 
durch Einmalerträge und positive 
Bewertungseffekte. Zudem fie-
len die Erträge aus Financial Mar-
kets Produkten aufgrund schwie-
riger Marktverhältnisse niedriger 
aus als im Vorjahr Die BayernIn-
vest erwirtschaftete ein Vorsteu-
erergebnis in Höhe von 7 Mio. Eu-
ro (Vj.: 6 Mio. Euro).

Weiter fortgesetzt hat sich die 
positive Geschäftsentwicklung im 
Segment DKB. Das Ergebnis vor 
Steuern stieg auf 317 Mio. Euro 
(Vj.: 272 Mio. Euro), was zu einem 
großen Teil auf die Steigerung des 
Zinsüberschusses zurückgeht, die 
durch eine verbesserte Refinan-
zierungsstruktur erreicht werden 
konnte. Die DKB hat die Zahl ihrer 
Privatkunden auf nun mehr als 4 
Mio. nochmals deutlich gestei-
gert (Vj.: 3,7 Mio.) und damit ihre 
Position als zweitgrößte Direkt-
bank und einer der Marktführer 
im digitalen Banking in Deutsch-
land weiter gefestigt.

Klare Fokussierung

Wie Edgar Zoller weiter aus-
führte, „sind wir im Kundenge-
schäft gut unterwegs und arbei-
ten intern mit voller Kraft an der 
Weiterentwicklung der BayernLB. 
Wir investieren selektiv und ziel-
gerichtet in Digitalisierung. Durch 
klare Fokussierung schaffen wir 
Mehrwerte an der Schnittstelle 
zum Kunden und machen inter-
ne Prozesse schneller. Die Etablie-
rung neuer Arbeitswelten und Ar-
beitskulturen bildet eine wichtige 
Basis für Innovationskraft und Ar-
beitgeberattraktivität.“

Exemplarische Initiativen sind 
das Instant Payment (finale Aus-
führung einer Überweisung in-
nerhalb von zehn Sekunden mög-
lich), der sukzessive Ausbau des 
Kundenportals zum umfassen-
den Informationskanal, das Sor-
ten-und Edelmetallgeschäft (fall- 
abschließendes Online-Bestell-
system für Sorten und Edelmetal-
le in der Internet-Filiale der Spar-
kassen integriert) und New Work 

(agile Arbeitsweisen unterstützen 
bei der schnellen Umsetzung der 
Zukunftsthemen).

Teil der gesellschaftlichen Ver-
antwortung der BayernLB ist 
Zoller zufolge ihr Beitrag zur Er-
reichung nationaler und inter-
nationaler Klimaziele. Der Bay-
ernLB-Konzern ist mit einer um-
fassenden Branchenkompetenz 
bei den erneuerbaren Energien 
Photovoltaik, Wind-und Wasser-
kraft sowie EnergyStorage aus-
gestattet. Vielfältige Klima- und 
Umweltschutzmaßnahmen wer-
den umfassend finanziert.

Während die Bayern LB beim 
Zukunftsthema Nachhaltigkeit 
mit weltweiten Export-und Spezi-
alfinanzierungen für Erneuerbare 
Energien aufwartet (Begleitung 
der ersten „Green Schuldschei-
ne“), hat die DKB bereits mehr 
als 4.500 Wind-, Solar-und Bio-
gas-Anlagen finanziert. 2018 wur-
de nach zwei Green Bonds in den 
Vorjahren der erste soziale Pfand-
brief begeben.  Real I.S. kann auf 
eine langjährige Erfahrung mit 
nachhaltigen Immobilienzerti-
fizierungen verweisen. Mehrere 
Objekte wurden mit anerkannten 
Nachhaltigkeitsprädikaten ausge-
zeichnet. BayernInvest zeichnet 
schließlich verantwortlich für In-
vestmentstrategien unter Einbe-
zug umweltbezogener und sozia-
ler Kriterien und ist  Pionier beim 
Nachhaltigkeitsreporting von Ka-
pitalanlagen.

Weichen für die Zukunft

Wie der Stellvertretende Vor-
standsvorsitzende abschließend 
betonte, rechnet die Bayern-
LB aufgrund der guten Portfo- 
lioqualität und ihrer stabilen Kun-
denbasis auch für das Jahr 2019 
mit einer soliden geschäftlichen 
Entwicklung. Für das Gesamtjahr 
wird ein positives Ergebnis vor 
Steuern im mittleren dreistelligen 
Millionenbereich erwartet.

Finanzminister Albert Füracker 
freute sich über das Ergebnis: 
„Die BayernLB steht ein Jahrzehnt 
nach der Finanzmarktkrise wie-
der für Stabilität und Solidität.“ 
Für die BayernLB komme es jetzt 
darauf an, die Weichen für die Zu-
kunft richtig zu stellen, damit die 
Bank auch in Zukunft erfolgreich 
bleibt. Aus einer Position der 
Stärke und im Bewusstsein künf-
tiger Herausforderungen werden 
Eigentümer und Bank gemein-
sam die nächsten Monate nut-
zen, um die optimale wirtschaft-
liche und strategische Aufstellung 
für die Zukunft anzugehen. „Mit 
Stephan Winkelmeier als neu-
en Vorstandsvorsitzenden wurde 
hierfür aus meiner Sicht der rich-
tige Mann gefunden“, kommen-
tierte Füracker die Neubestellung 
des Vorstandsvorsitzenden durch 
den Aufsichtsrat. DK

zentralen Kulturförderung er-
möglicht der Sparkassen-Kultur-
fonds des Deutschen Sparkas-
sen- und Giroverbandes die Un-
terstützung von national bedeu-
tenden Kulturinstitutionen und 
–projekten. Diese Förderungen 
erfolgen im Verbund, gemeinsam 
mit lokalen und regionalen Insti-
tutionen der Sparkassen-Finanz-
gruppe. Gefördert werden sog. 
Leuchtturmprojekte mit dem Ziel, 
die breite, facettenreiche Kul-
turförderung der lokal agieren-
den Sparkassen und der regio-
nal engagierten Regionalverbän-
de und Stiftungen auf nationaler 
Ebene abzurunden. Beispiele sind 
die Kooperationen mit den Staat-
lichen Museen zu Berlin und den 
Staatlichen Kunstsammlungen 
Dresden.

DAVID-Auszeichnung

Drei Projekte von Stiftungen 
der Sparkassen-Finanzgruppe 
wurden bei der Fachtagung durch 
den Deutschen Sparkassen- und 
Giroverband mit dem DAVID aus-
gezeichnet. Dieser Preis wurde 
insbesondere für Stiftungsprojek-
te ausgelobt, die auch mit kleine-
ren Budgets einen vorbildlichen 
Beitrag für das Gemeinwohl ih-
rer jeweiligen Region leisten. Der 
Preis ermöglicht es den Gewin-
nern, sich mit ihren Projekten 
auch einer breiteren Öffentlich-
keit vorzustellen und dabei An-
reize zur Nachahmung zu bieten. 
Durch Kreativität, einfallsreiche 
Kooperationen und passgenau 
gestaltete Fördermaßnahmen ge-
lingt es den Sparkassenstiftun-
gen, den Bedürfnissen in ihren 
Regionen zu begegnen und dabei 
gleichzeitig übertragbare Kon- 
zeptideen anzubieten.

In der Kategorie „Geförder-
te Projekte“ wurde „Obdachlose 
zeigen  Schülern ihr Berlin“, Stif-
tung Berliner Sparkasse - von Bür-
gerinnen und Bürgern für Ber-
lin ausgezeichnet. Obdachlosig-
keit macht Armut im öffentlichen 
Raum sichtbar. Die Stadtführun-
gen von querstadtein e.V. schär-
fen die Sinne für diese ande-
re Wahrnehmung Berlins: Men-
schen, die selbst einmal obdach-
los waren, zeigen Schülerinnen 
und Schülern den Kiez, auf des-
sen Straßen sie einmal gelebt ha-
ben, und berichten von ihrem ei-
genen Schicksal.

Die authentischen Erfahrungs-
berichte führen zu einer nach-
haltigen Auseinandersetzung mit 
dem Thema Obdachlosigkeit. Das 
Bewusstsein für Armut und Aus-
grenzung wächst, Berührungs-
ängste verringern sich, Vorurtei-
le werden überdacht. Die Füh-

rungen bedeuten für die Schüler 
wirksame Prävention ohne er-
hobenen pädagogischen Zeige-
finger, denn sie zeigen wie leicht 
es ist, in Obdachlosigkeit zu rut-
schen. Dieser in Deutschland ein-
zigartige Ansatz bietet zudem den 
Stadtführern einen Zuverdienst.

Mit ihren „Ferien im Jurameer“ 
wurde die Sparkassenstiftung 
Umwelt+Natur mit dem DAVID in 
der Kategorie  „Operative Projek-
te“ geehrt. Seit 2014 Jahren führt 
die Stiftung mit ihrem Umwelt-
mobil „Donnerkeil“ jedes Jahr mit 
dem Fossilienmuseum der Firma 
Holcim ein Kooperationsprojekt 
für Kinder von 8 bis 14 durch. 20 
Jungforscher erleben die biologi-
sche und geologische Vielfalt im 
Landkreis Zollernalb. Die spiele-
rische Verbindung von Fossilien-
suche, Forschen, handwerklicher 
Arbeit und einer Prise Abenteuer 
führt die Projektakteure in span-
nende Naturräume und weckt 
Begeisterung für ihre Heimat.

Durch intensive Erfahrungen 
und viel Bewegung in der Natur 
sowie die Förderung von kindli-
chem Interesse an Natur wird der 
Lebensraum Heimat gewürdigt 
und geschützt. Begeisterte Rück-
meldungen sprechen für den Er-
folg, die Nachfrage nach freien 
Plätzen ist groß und das Projekt in 
der Region bekannt – nicht zuletzt 
durch seine Präsenz in Print- und 
Online-Medien. Dieses Natur- 
erlebnis mit allen Sinnen wurde 
als UN-Dekade Projekt 2018 aus-
gezeichnet.

In der Kategorie „Sonderpreis“ 
wurde der „Uckermärkische Or-
gelfrühling“, Stiftung Uckermär-
kische Orgellandschaft, geehrt. 
Das Musikfestival feiert 2019 
sein 10-jähriges Bestehen. In ei-
ner Region, die eher als Natur- 
denn als Kulturlandschaft be-
kannt ist, rückt das kostbare Kul-
turgut der alten Orgeln in den Fo-
kus und beschert den Menschen 
unvergessliche Konzerterlebnis-
se. Die Konzerte verdeutlichen 
das ganze Spektrum der Orgel 
als Solo- oder Begleitinstrument, 
im Zusammenspiel mit Orches-
ter und Soloinstrumenten sowie 
Chorgesang.

Das 10-jährige Jubiläum spricht 
für den nachhaltigen Erfolg der 
Veranstaltungsreihe. Inzwischen 
weit über die Kreisgrenzen hin-
aus beliebt, sind die Konzerte aus 
dem kulturellen Leben der Ucker-
mark nicht mehr wegzudenken. 
Das große Engagement der Ak-
teure und Unterstützer zeigt, wie 
Menschen sich einbringen und 
aufeinander zugehen, um für die 
ländlich geprägte Region und ih-
re Gäste ein einmaliges Kulturer-
lebnis zu schaffen. DK

Bayerische Sparkassen unterstützen  
Kinder- und Jugendhaus Stapf

Mit 20.000 Euro aus dem Reinertrag des Sparkassen-PS-Sparen und 
Gewinnens unterstützen die bayerischen Sparkassen die Arbeit des 
Caritas-Kinder- und Jugendhauses Stapf, einer Einrichtung des Caritas-
verbands Nürnberg. Die Spende überreichte der Präsident des Spar-
kassenverbands Bayern, Dr. Ulrich Netzer (rechts), an Karin Baumül-
ler-Söder, von der die Spendenempfehlung stammt und Franz Ochs, 
den Leiter des Hauses.
Ein Schwerpunkt der Einrichtung ist die Arbeit mit Kindern und Ju-
gendlichen mit verschiedenen besonderen Bedürfnissen. Für mehr-
fach behinderte Kinder und junge Menschen, die eine heilpädagogi-
sche Betreuung und Förderung benötigen, stehen insgesamt 152 Plät-
ze zur Verfügung. Auf der Wunschliste stehen Anschaffungen, die zur 
Erleichterung von Pflege oder Therapie dienen, aber auch solche, die 
einfach zum Entspannen und Wohlfühlen einladen. Darüber hinaus 
stehen erlebnispädagogische Gruppenunternehmungen hoch im Kurs. 
„Maßnahmen für Kinder und Jugendliche fördern die Sparkassen ger-
ne, besonders dann, wenn dabei junge Menschen mit besonderen Be-
dürfnissen mehr soziale Teilhabe gewinnen,“ betonte Netzer.
 Bild: Caritasverband Nürnberg e.V. 
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LfA Förderbank Bayern:

„Überaus erfolgreiches“ Jahr 2018
Rekord-Nachfrage nach Förderkrediten

Bayerns mittelständische Wirtschaft, ob Handwerk, Handel, Dienstleis-
ter, Gewerbe oder Industrie, ob Gründer oder Erweiterer, sie alle, aber 
auch die Kommunen, haben mit der LfA Förderbank Bayern einen Part-
ner an der Seite, der sie mit Rat und Tat, insbesondere aber mit güns-
tigen Krediten, Risikoübernahmen und zuweilen sogar auch mit Eigen-
kapital kräftig unterstützt. Denn die Aufgabe dieses 1951 gegründeten 
Spezialinstituts zur Wirtschaftsförderung im Feistaat ist nicht die Ge-
winnmaximierung, sondern die Erfüllung des staatlichen Auftrages. 
Dennoch hat dieses Kreditinstitut mit Banklizenz, das auch den bank-
mäßigen Regularien unterliegt, 2018 nach den Worten seines Vor-
standsvorsitzenden Otto Beierl „ein überaus erfolgreiches Jahr“ hinter 
sich gebracht. Übrigens nicht das erste in seiner langen Geschichte.

Bevor sie den Erfolg mit Zah-
len bestätigte, konnte die LfA ei-
nen ganz besonderen Erfolg mit-
teilen: Mit der Unterstützung 
des Bundesverbandes Öffentli-
cher Banken (VÖB), aber auch 
des bayerischen Wirtschafts-
ministers und stellvertreten-
den bayerischen Ministerprä-
sidenten Hubert Aiwanger, der 
von Amts wegen zugleich Vor-
sitzender des LfA-Verwaltungs- 
rates ist, „ist es nach intensiven 
Verhandlungen zum EU-Banken-
paket, zuletzt im sogenannten 
Trilog zwischen EU-Kommission, 
Europäischem Rat und Europäi-
schem Parlament, gelungen, eine 
namentliche Ausnahme der För-
derbanken aus dem Anwendungs-
bereich der EU-Bankenrichtlinie 
(CRD) durchzusetzen“. Das heißt, 
die LfA wird künftig allein unter 
der Aufsicht von BaFin und der 
Deutschen Bundesbank stehen. 
Dadurch entfällt für die LfA un-
ter anderem die Zahlung der EU- 
Bankabgabe. „Die dadurch einge-
sparten Mittel kommen direkt der 
Förderung der bayerischen Wirt-
schaft und der Kommunen zu-
gute“, stelle Beierl in der Jahres-
pressekonferenz fest. Und wei-
ter: „Wir streben bei der nationa-
len Umsetzung jedoch nicht nach 
einer ´Regulieren light ,̀ sondern 
wollen ein Aufsichtssystem, das 
den Besonderheiten der Förder-
banken Rechnung trägt.“

Im Berichtsjahr 2018 hat das 
Spezialinstitut, das mit 328 Mit-
arbeitern auskommt, die höchs-
te Nachfrage nach Förderkredi-
ten seit seiner Gründung erlebt. 
Insgesamt wurden Darlehen, die 
übrigens stets über die Haus-
bank beantragt werden müssen, 
über 2,83 (2,33) Mrd. Euro ver-
geben, was einem Plus von 21,4 
% entspricht. Im Hauptgeschäft 
mit programmgebundenen För-
derkrediten für Mittelstand und 
Kommunen stieg das Zusagevo-
lumen um 18 % auf 2,02 Mrd. Eu-
ro. Die mittelständischen Betriebe 
konnten daraus Investitionen von 
mehr als 2,82 Mrd. Euro ansto-
ßen, was 21 % mehr als im Vorjahr 
war. Rechnet man die Risikoüber-
nahmen von 220 (Vorjahr: 208) 
Mio. Euro hinzu, erhöhte sich die 

Gesamtförderleistung um rund  
20 % auf knapp 3,05 Mrd. Euro.

Erreicht wurde dieses Ergebnis 
durch die weitere Optimierung 
der Förderprogramme, die übri-
gens auch zur Bewältigung von 
Unternehmensübergaben die-
nen können, von denen es in Bay-
ern pro Jahr etwa 30.000 gibt, 
aber auch durch die Ausweitung 
von Programmen zur Energieein-
sparung. So wurden Investitio-
nen in energieeffiziente Produk-
tionsanlagen und -prozesse geför-
dert. Eine Energieeinsparung von 
mindestens 10 % wird beim Ener-
giekredit mit einem Tilgungszu-
schuss von 1 % des Darlehensbe-
trages gefördert. Eine Energieein-
sparung von 30 % bringt einen Zu-
schuss von 2 %. Zudem steigt der 
maximale Kreditbetrag von 2 Mio. 
auf 10 Mio. Euro.

110 geförderte Städte  
und Gemeinden

Durch die volkswirtschaftli-
chen Impulse, die die LfA dem 
Wirtschaftsstandort Bayern 2018 
gegeben hat, wurden mehr als 
4.700 Unternehmen und 110 
Kommunen gefördert. Die mittel-
ständischen Unternehmen konn-
ten dadurch nach LfA-Darstellung 
160.000 bestehende Arbeitsplät-
ze sichern und knapp 6.400 neue 
Stellen schaffen. Im kommunalen 
Bereich konnten die 110 geförder-
ten Städte und Gemeinden Infra-
strukturprojekte in Höhe von fast 
190 Mio. Euro umsetzen. Inves-
tiert wurde von den Kommunen 
überwiegend in den Bereichen 
Abwasserentsorgung, Wasserver-
sorgung, Verkehrsinfrastruktur 
und allgemeine Ver- und Entsor-
gung sowie zudem in den Ausbau 
des Breitbandnetzes.

Ergänzend zu den Förderkredi-
ten bietet die LfA Konsortial- und 
Globaldarlehen an. Zur Finanzie-
rung größerer Vorhaben, darunter 
auch große Infrastrukturprojek-
te, beteiligt sich die Förderbank 
an Konsortialfinanzierungen, wo-
bei die LfA hier wettbewerbsneut-
ral und nur auf Einladung der Ban-
ken sowie als Juniorpartner mit-
macht, und zwar zu den gleichen 
Konditionen, die für alle Konsor-

tialpartner gelten. Im Bereich der 
Konsortialdarlehen für großvo-
lumige Finanzierung, der häufig 
starken Schwankungen unterlie-
ge, ist 2018 die Nachfrage gegen 
über dem Jahr zuvor auf 727 (500) 
Mio. Euro gestiegen. Die Zuwäch-
se resultieren sowohl aus gewerb-
lichen Vorhaben als auch aus In- 
frastrukturvorhaben.

Globaldarlehen

Im Bereich Globaldarlehen wer-
den größere Kreditkontingente an 
Geschäftsbanken vergeben, die 
diese in maßgeschneiderte Finan-
zierungsprodukte für ihre Firmen-
kunden umwandeln. Der Vorteil 
aus der Refinanzierung über die 
LfA komme in vollem Umfang und 
nachprüfbar den Firmen als End-
kreditnehmer zugute, für deren 
Vorhaben keine Programmkredi-
te bereitstehen, erläuterte Beierl. 
Im Berichtjahr wurden 75 Mio. 
Euro als Globaldarlehen zugesagt, 
im Jahr zuvor waren es noch 110 
Mio. Euro.

Neben der Darlehensförderung 
gehören Risikoübernahmen zu 
den Förderaufgaben für den bay-
erischen Mittelstand. Im Berichts-
jahr wurden Kreditrisiken über 
220 Mio. Euro übernommen ge-
genüber 208 Mio. Euro im Jahr zu-
vor. Das zeige, dass Eigenkapital-
ausstattung und Bonität im bay-
erischen Mittelstand weiterhin 
gut seien. Rechnet man Kreditzu-
sagen und Risikoübernahmen zu-
sammen, ergibt sich das erwähn-
te Gesamtfördervolumen von 
3,05 (2,54) Mrd. Euro, was einem 
Plus von 20 % entspricht.

Neben Fremdkapital und Risiko-
übernahmen stellt die LfA dem bay-
erischen Mittelstand auch Eigen-
kapital zur Verfügung. Das Tochter- 
unternehmen Bayern Kapital finan-
ziert innovative Gründer und Tech-
nologieunternehmen „von der  
Seedphase bis hin zur Wachstums- 
phase mit Venture Capital“.

Dazu kann Bayern Kapital aus 
dem mit 100 Mio. Euro ausge-
statteten Wachstumsfonds Bay-
ern schöpfen. Universalanbieter 
für die Finanzierungsbedürfnisse 
des Mittelstandes im Eigenkapi-
talbereich ist die Bayerische Betei-
ligungsgesellschaft BayBG, eben-
falls eine LfA-Tochter. Zudem gibt 
es zwei bayerisch-europäische 
Kooperationen mit dem Europäi-
schen Investitionsfonds (EIF), der 
sich zusätzlich um Mezzanine Kapi-
tal (eine Mischung aus Eigen- und 
Fremdkapital) und um Venture Ca-
pital kümmert. Setze man das von 
diesen Fonds in bayerische Unter-
nehmen investierte Kapital zu dem 
eingesetzten Kapital ins Verhält-
nis, ergebe sich im Bereich Ven-

ture Capital ein durchschnittlicher 
Hebel von knapp 12, im Mezzani-
ne Bereich ein „Bayern Multiple“ 
genannter Hebel von 11 bis 16.

So einfach und leicht sich die 
Maßnahmen der Förderbank an-
hören mögen, ist es aber nicht 
für sie, denn das Marktumfeld sei 
weiterhin sehr anspruchvoll. Das 
anhaltende Zinstief am Kapital-
markt führe dazu, dass die zum 
Teil hohen Einlagenüberschüsse 
der Banken und ein starker Wett-
bewerb unter den Geschäftsban-
ken um Mittelstandskunden bei 
den Hausbanken ein hohes Inte-
resse an der Vergabe von Eigen-
krediten bewirke. Außerdem ver-
fügten die Unternehmen selbst 
zum Teil über erhebliche Eigen-
mittel, was eine hohe Eigenfinan-
zierungskraft bedeute und die Ab-
hängigkeit der Unternehmen von 
Fremdfinanzierungen verringere.

Dass die Bilanzsumme der LFA 
im Berichtsjahr leicht auf 21,069 
(21,475) Mrd. Euro gesunken ist, 
liegt aber vor allem an dem nied-
rigeren Bestand im Anlagege-
schäft, denn fällige Schuldver-
schreibungen und andere fest-
verzinsliche Wertpapiere konn-
ten durch Zugänge nur teilweise 
kompensiert werden. Ausschlag-
gebend war insbesondere das be-
schränkte Angebot an attraktiven 
Anlagemöglichkeiten guter Bo-
nität. Dennoch, so Beierl, werde 
man bei der vorsichtigen Anlage-
politik bleiben.

Jahresüberschuss: 45 Mio. Euro

Trotz der ungünstigen Rahmen-
bedingungen weist die Förderbank 
Bayern aber erneut einen Jahres-
überschuss von 45 Mio. Euro aus, 
obwohl der Zins- und Provisions-
überschuss mit 112 (93) Mio. Euro 
um 9 Mio. Euro geringer ausfiel als 
im Jahr zuvor und auch der Verwal-
tungsaufwand leicht gestiegen ist. 
So fiel der operative Gewinn (Be-
triebsergebnis vor Risikovorsorge 
und Bewertung) auf 48 (61) Mio. 
Euro. 

Dass dennoch der Jahresüber-
schuss gehalten werden konnte, 
sei der Tatsche zu verdanken, dass 
im Bereich Risikovorsorge per sal-
do ein positives Ergebnis von 47 
(53) Mio. Euro erwirtschaftet wur-
de. Dieses Ergebnis habe die LfA in 
die Lage versetzt, ihr Kernkapital 
weiter auf 1,696 (1,629) Mrd. Eu-
ro zu stärken und dem Fonds für 
allgemeine Bankenrisiken weitere 
50 (70) Mio. zuzuführen, was die-
ses Sicherheitspolster auf 660 Mio. 
Euro habe anwachsen lassen. Ins-
gesamt stieg die Kernkapitalquo-
te auf 23,4 (19,9) %, was deutlich 
über den gesetzlichen Anforderun-
gen liegt.

Vom Jahresüberschuss von 45 
Mio. Euro wandern gut 11 Mio. 
Euro in die gesetzliche Rücklage. 
Der verbleibende Betrag von et-
wa 36 Mio. Euro wird an den Frei-
staat abgeführt, der davon aber 
wiederum knapp 21 Mio. Euro 
zweckgebunden der LfA für deren 
Aufgaben zur Verfügung stellt. Im 
allgemeinen Staatshaushalt ver-
bleiben knapp 13 Mio. Euro.

Förderangebote optimieren

„Wir sind gut aufgestellt“, fass-
te Beierl den Ausblick zusammen. 
Man werde die Förderangebote 
optimieren und so schlanker und 
moderner machen und das Ge-
schäftsfeld Innovation neu auf-
stellen. Als zusätzliches Förder- 
element soll es wiederum Til-
gungszuschüsse als bewährtes In-
strument in der Niedrigzinspha-
se geben. Als zukünftige Schwer-
punktfelder gelten die Themen 
Gründung und Unternehmens-
nachfolge ebenso wie Innovati-
on und Digitalisierung. Im kom-
menden Jahr werde den Banken 
in einem ersten Kreditprodukt ein 
vollständig automatisierter An-
trags – und Zusageprozess bereit-
gestellt, was eine stark verkürz-
te Bearbeitungszeit zur Folge ha-
ben werde. Auch will man wieder 
verstärkt Darlehenslaufzeiten mit 
Zinsfestsschreibungen von mehr 
als 10 Jahren anbieten. dhg.

Landkreis München:

Neues System der 
Schulfinanzierung

Eine Realschule oder ein Gymnasium direkt am Ort zu haben, das 
sehen Kommunen und Bürger in aller Regel als absoluten Stand-
ortvorteil. Wenn es dann aber ganz konkret um die Errichtung ei-
ner neuen Schule ging, dann brachte das viele Gemeinden und 
Städte regelmäßig in Bedrängnis. Denn die Hauptlast der Investi-
tionskosten trugen bis vor kurzem die Sitzgemeinde bzw. die Mit-
gliedsgemeinden eines einzelnen Schulzweckverbands.

Doch die Sicherstellung des 
Bildungsangebots ist nicht die 
Aufgabe einzelner Kommunen 
– zumal der Einzugsbereich wei-
terführender Schulen heute 
längst weit über Sitz- und an-
grenzende Gemeinen hinaus-
geht. Über viele Jahre haben die 
Landkreisvertreter deshalb im-
mer wieder um eine gerechtere, 
einzelne Kommunen nicht über 
Gebühr belastende Form der 
Schulfinanzierung gerungen. In 
mehreren Schritten hat man 
nun die Voraussetzungen dafür 
geschaffen, die Kommunen dau-
erhaft zu entlasten.

Landkreisanteile  
sukzessive erhöht

In der Vergangenheit trug der 
Landkreis zwar bereits 100 Pro-
zent der Kosten für den Sach-
aufwand, also etwa Ausgaben 

gangenen Jahr dazu entschlos-
sen, auch die Investitionskos-
ten der letzten 25 Jahre im glei-
chen Verhältnis rückzuerstatten 
– eine stolze Summe von mehr 
als 70 Mio. Euro. Den überwie-
genden Teil hat der Landkreis im 
März dieses Jahres bereits auf 
die Konten der Zweckverbände 
überwiesen, wie Kreiskämme-
rer Markus Kasper in der Sitzung 
des Kreistags berichtete.

Über die größte Summe von 
beinahe 22 Mio. Euro kann sich 
der Zweckverband weiterfüh-
rende Schulen im Südosten des 
Landkreis München freuen. Die 
sieben in diesem Zweckverband 
zusammengeschlossenen Kom-
munen erhalten damit das größ-
te Kuchenstück der Investitions-
kosten-Rückerstattung durch 
den Landkreis.

Weitere Entlastung der  
Kommunen auf dem Weg

Zusätzlich zur Erstattung der 
Investitionskosten hat der Kreis-
tag im März eine weitere Rück-
zahlung auf den Weg gebracht. 
Auch Kosten für Containerschu-
len, die während der Bauzei-
ten oftmals als vorübergehende 
Quartiere dienen, will der Land-
kreis rückwirkend bis 1993 über-
nehmen. Für diese Position kom-
men demnächst weitere rund 11 
Mio. Euro zur Auszahlung. Die 
genauen Beträge werden – un-
ter Berücksichtigung der Abzins-
ung – derzeit von der Verwaltung 
noch ermittelt.

Zudem wird gerade geprüft, 
ob auch die auf die Gastschüler 
entfallenden Kostenanteile rück-
wirkend für die letzten 25 Jahre 
rückerstattet werden können.

Bildung ist wichtiger denn je

„Bildung ist eines der „Top-The-
men“ für unseren Landkreis. 
Schon heute sind wir ein heraus-
ragender Bildungsstandort. Da-
mit dies auch in Zukunft so bleibt, 
unternehmen wir immense An-
strengungen“, so Landrat Chris-
toph Göbel. „Dies wird allein an 
den durch den Landkreis aufge-
wendeten Kosten von mehr als 
330 Mio. Euro an Betriebs- und 
Investitionskosten innerhalb von 
zehn Jahren deutlich. Die gerade 
getätigten Rückerstattungen ein-
gerechnet kommen wir damit auf 
die enorme Summe von 400 Mio. 
Euro in einem Zeitraum von 2009 
bis 2019“, so der Landrat weiter. 
„Allein das beweist: Der Kreistag 
ist sich seiner großen Verantwor-
tung bewusst.“

Die Bemühungen um eine op-
timale Bildungslandschaft ge-
hen mit voller Kraft voran. Vier 
neue Gymnasien, zwei Real-
schulen und zwei Berufliche 
Oberschulen sind Projekte, die 
schon heute in der ganz konkre-
ten Planung sind.

Zum Hintergrund: Bei den In-
vestitionskosten für Neubauten, 
Ersatzneubauten usw. beziehen 
sich die durch den Landkreis zu 
übernehmenden Beträge immer 
auf die so genannten zuwen-
dungsfähigen Kosten, das heißt 
Kosten, an denen sich der Frei-
staat Bayern beteiligt. Nicht dar-
unter fallen zum Beispiel Ausga-
ben für Grunderwerb, Erschlie-
ßung oder Bepflanzung.

Bei den Umbauten oder ener-
getischen Sanierungen, die der 
Landkreis jetzt zu 100 Prozent 
trägt, werden immer die tat-
sächlichen Baukosten zum An-
satz gebracht. r

Erfolgreiche Partnerschaft mit den Sparkassen:

610 Millionen Euro an  
LfA-Förderkrediten vergeben

Im vergangenen Jahr haben die bayerischen Sparkassen knapp 
610 Millionen Euro an Förderkrediten der LfA Förderbank Bayern 
vergeben. Das ist ein Plus von rund 10 Prozent gegenüber dem 
Vorjahr. Mit über 1.700 zugesagten Krediten an den bayerischen 
Mittelstand haben sie fast ein Drittel des gesamten programmge-
bundenen Förderkreditvolumens ausgezahlt. 

Wesentlicher Beitrag zur 
Wirtschaftsförderung

Dr. Ulrich Netzer, Präsident 
des Sparkassenverbands Bay-
ern, erklärt: „Die zinsgünsti-
gen und flexiblen Förderdarle-
hen der LfA sind bei den bayeri-
schen Sparkassen fest in die Be-
ratung integriert. Aus unserem 
Geschäft mit Mittelstands- und 
Kommunalkunden sowie der 
Gründungsfinanzierung sind 
sie nicht mehr wegzudenken. 
Wir sehen das auch als einen 
wesentlichen Beitrag zur Wirt-

schaftsförderung in Bayern – 
so steigt die Wettbewerbsfä-
higkeit der Wirtschaft im Frei-
staat.“

Bestmögliche Finanzierung 
zu attraktiven Konditionen

„Die Sparkassen in Bayern 
bleiben ein starker Partner der 
LfA im Fördergeschäft. Die Be-
triebe profitieren dabei von der 
Kundennähe und der Fachex-
pertise der Firmenkundenbe-
rater der Sparkassen zu unse-
ren Förderangeboten. Gleich-

zeitig optimieren wir unsere 
Förderung laufend weiter – im 
vergangenen Jahr haben wir un-
ter anderem die Investitionsan-
reize durch Tilgungszuschüsse 
im Energieeffizienzbereich aus-
gebaut und unser Angebot für 
gewerbliche Umwelt- und Ener-
giemaßnahmen optimiert", er-
läuterte Dr. Otto Beierl, Vor-
standsvorsitzender der LfA.

„Unsere erfolgreiche Partner-
schaft mit den bayerischen Spar-
kassen gewährleistet Existenz-
gründern sowie kleinen und 
mittleren Unternehmen in Bay-
ern daher eine bestmögliche  
Finanzierung zu attraktiven Kondi-
tionen. Unternehmerische Ideen 
können so verwirklicht, bestehen-
de Arbeitsplätze gesichert und 
neue Stellen geschaffen werden“, 
ergänzte Beierl. r

Landrat Christoph Göbel. r

für Lehr- und Lernmittel, Aus-
stattungsgegenstände etc. für 
die Schulen. An den einmaligen 
Investitionskosten hat sich der 
Landkreis aber über Jahrzehn-
te hinweg nur zu jeweils 30 Pro-
zent beteiligt. Den Rest trugen 
die Kommunen allein bzw. die 
zu Zweckverbänden zusammen-
geschlossenen Städte und Ge-
meinden.

Seit Anfang 2016 ist der Land-
kreis dann Schritt für Schritt 
mehr in die Verantwortung ge-
gangen und hat im Einzelnen zu-
sätzlich folgende Kosten über-
nommen:
• Kosten für Umbauten, ener-
getische Sanierungen, Abbruch- 
maßnahmen oder auch Aufwen-
dungen für Container und Raum- 
anmietungen im Zuge von Um-
baumaßnahmen übernimmt der 
Landkreis heute zu 100 Prozent.
• Der Kostenanteil für Neubau-
ten, Ersatzneubauten und Er-
weiterungsbaumaßnahmen 
wurde von ursprünglich 30 Pro-
zent auf 70 Prozent erhöht.
• Baukosten bei Generalsanie-
rungen werden zu 100 Prozent 
übernommen.
• Bei Neubauten, Erweiterungs-
bauten und Ersatzneubauten 
übernimmt der Landkreis zu-
sätzlich zu den 70 Prozent der 
zuwendungsfähigen Kosten, zu-
dem 100 Prozent der tatsäch-
lichen Baukosten, die rechne-
risch durch Gastschüler aus der 
Stadt München oder angrenzen-
den Landkreisen erzeugt wer-
den, sofern sie einen Anteil von 
mehr als zehn Prozent der Schü-
lerschaft stellen.

Gerechte Lastenverteilung 
nicht nur für künftige Projekte

Um aber nicht nur die Trä-
ger künftiger Schulprojekte zu 
entlasten, hat man sich im ver-
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Besser abschneiden.
Die wirtschaftliche Lösung: der Unimog BlueTEC 6. 
Wenn es um kommunale Aufgaben wie Mäheinsätze geht, 
macht dem Unimog keiner etwas vor. Dafür sorgen hohe 
Achslasten für bis zu drei Mähausleger, der innovative 
Fahrantrieb EasyDrive für den spontanen Wechsel 

zwischen hydrostatischem Antrieb und Schaltgetriebe 
sowie die kraftvolle Zapfwelle und eine leistungsstarke 
Hydraulik für effizientes Arbeiten. Seine hohe Produktivität 
verbindet der Unimog mit kompakten Abmessun gen, 
Pkw-ähnlichem Komfort und bester Übersicht.

Profitieren Sie mit unter  
mbs.mercedes-benz.com/unimog-kommunal

Die Mercedes-Benz Unimog der Baureihe „Unimog Geräteträger“ - U 216 bis U 530 mit Leistungen 
von 115 kW (156 PS) bis 220 kW (299 PS) – finden in den verschiedensten Branchen, vom Winter-
dienst bis zur Gehölzpflege, Anwendung. Hier im Bild zusammen mit einem hochgeländegängigen 
Unimog Bild: media.daimler.com

Unimog für Kommune, Landwirtschaft und Lohnunternehmer auf der Demopark:

Das ganze Jahr im Einsatz
Vielzahl an Gerätekombinationen / U 530 mit Traktorzulassung und Agrarausstattung 

U 218 – ein kompakter Unimog mit hervorragendem Preis-Leistungs-Verhältnis
Aus der Idee, ein Nutzfahrzeug für möglichst viele Aufgabenbe-
reiche zu konzipieren, entstand der Unimog. Seit fast 70 Jahren 
erfüllt der Allrounder-Profi von Mercedes-Benz diesen Anspruch 
und wurde dabei ständig verbessert. Heute meistert er Heraus-
forderungen in der Grünpflege, der Landwirtschaft, dem Winter-
dienst und der Straßenunterhaltung. Souverän im Arbeitseinsatz, 
effektiv im Transport und effizient im Unterhalt – diese Mischung 
macht den Unimog attraktiv für viele, besonders für kommunale 
Dienstleister und Lohnunternehmer. 

Längst überschneiden sich 
die Einsatzgebiete „grün“ und 
„orange“. Praktische Lösungen 
für komplexe Einsätze in Kom-
munen stehen hoch im Kurs. 
Diesem Anspruch werden die 
Exponate gerecht, die Merce-
des-Benz Special Trucks auf 
der Freilandausstellung Demo-
park (23. – 25. Juni 2019, Stand 
B-243) zeigt.

über 200 kW (272 PS) bezie-
hungsweise 220 kW (299 PS).

Stark im Grünen:  
Der U 530 als Arbeitstier  
und Transportprofi

Besonders der schwere Uni-
mog U 530 spielt in der Agrar-
ausstattung seine Stärken aus. 
Die Agrarausstattung umfasst 

lasten ausgestattet werden. Ein 
Vorteil, der auch für das Zie-
hen von Anhängern mit Tan-
dem- bzw. Tridemachse gilt, wie 
es häufig bei Transport ahrten 
zwischen Acker bzw. Straße und 
Abladestelle der Fall ist. Das er-
möglicht einen großen Aktions-
radius. Der Grund für die höhe-
re Belastbarkeit liegt in der sta-
bilen Konstruktion: Durch die 
Installation eines verstärkten 
Schlussquerträgers zieht der 
Unimog bei Bedarf einen An-
hänger mit einer Stützlast von 
bis zu drei Tonnen. Bei voller La-
dung erreicht er auf diese Wei-
se eine maximale Anhängerge-
samtmasse von 27 t. 

Technische Feinheiten  
im Unimog-Programm

Easy Drive: Optional erhältli-
cher stufenloser Fahrantrieb. Er 
verbindet die Vorzüge von Hy-
drostat mit einem mechanischen 
Schaltgetriebe. Durch den Einsatz 
von Easy Drive wechselt der Fah-
rer bei Bedarf und in voller Fahrt 
zwischen den beiden Antriebs-
arten. Stufenlose Geschwindig-
keitsanpassungen bis zu 50 km/h 
sind möglich, darüber hinaus er-
folgt ein effizientes und kraft-
stoffsparendes Fahren im Acht-
gang-Schaltgetriebe bis 89 km/h.

Tire Control Plus: Die Reifen-
druckregelanlage bietet eine 
komfortable Handhabung bei 
Reifengrößen bis 495/70, auch 
während der Fahrt. Per Display 
lässt sich der Reifendruck den je-
weiligen Gegebenheiten anpas-
sen: Ob auf harten Böden oder 
auf weichem Untergrund, der 
Fahrer entscheidet per Knopf-
druck über den benötigten Rei-
fendruck. Daraus folgt die op-
timale Traktion, ein niedriger 
Schlupf und Bodenschonung.

Allradlenkung: Dem Fahrer ei-
nes Unimog Geräteträgers der 
Modelle U 423 bis U 530 er-
möglicht auf Wunsch eine All-
radlenkung drei verschiedene 
Lenkungsarten: Normallenkung 
über die Vorderräder, Allradlen-
kung mit allen Rädern in entge-
gengesetzten Einschlagwinkeln 
und eine sogenannte „ Hunde-
ganglenkung“ für die Diagonal-
fahrt mit parallel gestellten Rä-
dern. Dadurch kann der obliga-
torisch kleine Wendekreis des 
Unimog um bis zu weitere 20 
Prozent reduziert und die Ma-
növrierfähigkeit des Fahrzeugs 
in allen Einsatzsituationen ge-
steigert werden.

Vario Pilot: Die Wechsellen-
kung Vario Pilot bietet dem Fah-
rer einen Sitzplatzwechsel von 
links nach rechts. Lenkung und 
Bedienung erfolgen auf einer 
der beiden Fahrzeugseiten. Zu-
sätzlich ist der Einbau einer voll 
verglasten Beifahrertür inklu-
sive Drehsitz möglich, um das 
Sichteld auf den rechten Rand-
streifen, zum Beispiel für den 
Mäheinsatz, zu optimieren.

LED-Licht-Paket als Sonder-
ausstattung: Das LED-Licht-Pa-
ket als Sonderausstattung bietet 
exzellente Beleuchtungsverhält-
nisse sowohl für die Fahrt auf 
der Straße als auch für den Ge-
räteeinsatz.

Perfekt für Kommunen:  
Der Unimog U 218

Auf die Bedürfnisse kleine-
rer Kommunen und Dienstleis-
tungsbetriebe zugeschnitten ist 
der Unimog U 218 – und günsti-
ger als man denkt: In der Grund-
ausstattung liegt der Kaufpreis 
unter 100 000 Euro zuzüglich 
Mehrwertsteuer. Der U 218 
nimmt seit seiner Einführung 
die Nachfolge der heute noch 
verbreiteten Unimog U 1200, U 
1400 und U 1600 aus der Zeit 
zwischen 1988 und 2002 ein. Ty-
pisch für die Einsatzdauer des 
Unimog: Von den 16 401 produ-
zierten Fahrzeugen dieser Bau-
reihe 427 sind allein in Deutsch-
land noch rund zwei Drittel zu-
gelassen. Der Unimog U 218 bie-
tet in Kompaktheit, Nutzlast, 
Kraft, Robustheit und Zuverläs-
sigkeit ähnliche Werte wie die 
früheren Unimog, kann aber 
den aktuellen Stand an Komfort, 
Sicherheit und Effizienz für sich 
verbuchen.

Starke Partnerschaft:  
Unimog und Gerätehersteller

Vielfältige Einsätze das gan-
ze Jahr über mit nur einem Ge-
räteträger zu bewältigen macht 
die Stärke des Unimog aus. Bis 
zu vier Anbauräume stehen zur 
Verfügung, zusätzlich zu Front 

und Heck können zwischen den 
Achsen und hinter dem Fah-
rerhaus Geräte montiert wer-
den. Die Vorführungen auf dem 
Stand von Mercedes-Benz auf 
der Demopark verdeutlichen 
eindrucksvoll, wie gut die Gerä-
teträger mit den An- und Auf-
baugeräten der Aufbaupartner 
harmonieren. Mit 14 „Unimog 
Partnern“ und 17 „Unimog Ex-
pert Partnern“ unterhält Merce-
des-Benz spezielle Vereinbarun-
gen über die Anforderungen an 
die Geräte.

Als neues Serviceangebot für 
die Hersteller von Aufbauten 

und Anbaugeräten bietet das 
Online-Portal „Mercedes-Benz 
Unimog Partner“ Informati-
on und Vernetzung aus einer 
Hand. Unter www.unimogpart-
ner.com versammelt das Merce-
des-Benz Partnerprogramm 
qualifizierte Hersteller, die mit 
ihren technischen Lösungen den 
hohen Anforderungen hinsicht-
lich Service, Qualität und Tech-
nik besonders entsprechen. 
Endkunden profitieren von der 
kompakten Darstellung und ziel-
gerichteten Kommunikation, die 
ihnen die Internetplattform zur 
Verfügung stellt.  r

Frühjahrsputz mit Unimog
Die Vögel zwitschern, die Knospen sprießen – jetzt ist Zeit für den 
Frühjahrsputz. Hier schlägt die Stunde des Mercedes-Benz Uni-
mog, der bei vielen Straßenmeistereien zur Reinigung der Leit-
pfosten eingesetzt wird. Bild: media.daimler.com

Hervorragende Ausstattung

Mit dem Unimog als Geräteträ-
ger steht ein Fahrzeug zur Verfü-
gung, das über das ganze Jahr Ein-
satzbereitschaft und Einsatzstär-
ke verbindet: vom Winterdienst 
rund um die Uhr über Grünflä-
chenpflege bis zum Gewässer-
bau im Sommer und herbstli-
chem Ernteeinsatz – der Unimog 
überzeugt alle, die ihre Betriebe 
ganzjährig auslasten wollen. Da-
zu besitzt der Unimog die we-
sentlichen Ausstattungsmerk-
male: komfortables Fahrerhaus, 
leistungsstarke Motoren und bis 
89 km/h Höchstgeschwindig-
keit, vier An- und Aufbauräume, 
standardisierte hydraulische, 
mechanische und elektrische 
Schnittstellen, permanenten All-
radantrieb und innovativen stu-
fenlosen Fahrantrieb Easy Drive.

Breite Modellpalette

Das Unimog-Programm der 
Geräteträger umfasst die Ein-
stiegsmodelle Unimog U 216 
und U 218 sowie die Modelle U 
318, U 323 und U 423 – alle mit 
Vierzylindermotoren mit Leis-
tungen zwischen 115 kW (156 
PS) und 170 kW (231 PS). Die 
Unimog U 427 und U 527 sowie 
U 430 und U 530 haben Sechs-
zylindermotoren und verfügen 

eine Frontzapfwelle zum Gerä-
teantrieb und einen Frontkraft-
heber. Darüber hinaus können 
mit der mechanischen Heck-
zapfwelle leistungsstarke Gerä-
te angetrieben werden, zum Bei-
spiel ein Holzhacker. Dank des 
durchzugsstarken Sechszylin-
dermotors entpuppt der U 530 
(220 kW/299 PS, 1200 Nm) sich 
auch beim Ziehen von großen 
und schweren Anhängern als 
schneller und wirtschaftlicher 
Transportprofi, der mit Traktor-
zulassung nicht nur mautbefreit, 
sondern auch an Sonn- und Fei-
ertagen unterwegs sein kann.

Bewährt und verbrauchsarm: 
Unimog  
mit Traktorzulassung

Alle Unimog Motoren erfüllen 
die derzeit gültige Abgasnorm 
Euro VI. Die Unimog-Typen  
U 423, U 429 und U 529 können 
außerdem als „ Zugmaschine/ 
Ackerschlepper“ oder als „Zug-
maschine/Geräteträger“ – so 
die amtliche Bezeichnung – zu-
gelassen werden. Damit profi-
tiert man nicht nur von Steuer- 
und Mautbefreiungen, sondern 
kann den Unimog auch an Sonn- 
und Feiertagen einsetzen.

Die Unimog Geräteträger  
U 527 bis U 530 können speziell 
für große Anhänge- und Stütz-

Neue Regelungen zur  
Tachographenpflicht
Ausnahmen für den GaLaBau vorgesehen

Nach langwierigen Beratungen hat das EU-Parlament neue 
Regelungen zur Tachographenpflicht für Transporter be-
schlossen. Zusammen mit dem deutschen Handwerk und 
der Bauwirtschaft hatte der Bundesverband Garten-, Land-
schafts- und Sportplatzbau e.V. (BGL) im Vorfeld die ur-
sprünglichen Pläne des Europäischen Parlaments kritisiert 
und mehrmals Nachbesserungen gefordert. 

Für Betriebe des GaLaBaus gibt es erfreuliche Verbesserun-
gen. Eine generelle Tachographenpflicht für leichte Nutzfahr-
zeuge zwischen 2,4 und 3,5 Tonnen wurde verhindert. Im Ga-
LaBau werden solche Transporter i.d.R. im Werkverkehr ein-
gesetzt und sind damit von der europäischen Regelung nicht 
betroffen. Fahrzeuge bis 7,5 Tonnen bleiben von der Tacho-
graphenpflicht ausgenommen, wenn sie im Umkreis von 150 
Kilometern vom Unternehmenssitz unterwegs sind und das 
Lenken des Fahrzeugs nicht die Haupttätigkeit des Fahrers 
darstellt. Der bisherige Radius lag bei 100 Kilometern. 

Im nächsten Schritt wird der Europäische Rat seinen so-
genannten „gemeinsamen Standpunkt“ verabschieden. An-
schließend hat das Europäische Parlament die Möglichkeit, 
diesen zu ändern oder abzulehnen.  r
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* Lindner gewährt auf Neufahrzeuge mit Stufenlosgetriebe (Lintrac & Unitrac 112 LDrive) in Verbindung mit dem TracLink-System 3 Jahre Garantie

Der Beste am Berg

TRAKTORENWERK LINDNER GMBH
Ing.-Hermann-Lindner-Str. 4 
6250 Kundl/Tirol
lindner-traktoren.at

DAS STUFENLOS
PROGRAMM VON 
LINDNER
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Einladung zur Demopark nach Eisenach und zur Astrad nach Wels: 

Premiere für den Lintrac 110 
mit Noremat 

Spezial-Lintracs – maßgeschneidert für die Pfl ege von Straßenrändern nun auch in Deutsch-
land und Österreich erhältlich / Alle Infos zum stufenlosen Transporter Unitrac 112 LDrive

In Frankreich sind schon mehr als 50 Spezial-Lintracs mit Bö-
schungsmähern unterwegs. Jetzt sind die innovati ven Trak-
toren auch in Deutschland und Österreich erhältlich. Pre-
miere ist auf der diesjährigen Astrad in Wels von 15. bis 
16. Mai und der Demopark vom 23. bis 25. Mai in Eise-
nach. Dort stellt Lindner den stufenlosen „Lintrac 110 with 
Noremat“ vor. „Die besonders wendigen und kompakten Mo-
delle richten sich an professionelle Dienstleister, die eine Pro-
fi -Lösung für die Pfl ege von Straßen- und Wegenetzen wollen“, 
erklärt Geschäft sführer Hermann Lindner. 

Dafür haben Lindner und das 
französische Unternehmen No-
remat eine eigene Fahrerkabi-
ne konstruiert. Der Böschungs-
mäher mit Knickarm arbeitet 
seitlich des Fahrers. Er hat so 
gute Sicht auf das Anbaugerät. 

Auf der rechten Seite ist eine 
Polycarbonatscheibe eingebaut. 
Kracht ein Stein gegen die Wind-
schutzscheibe, wird der Fah-
rer geschützt. Der Fahrer steu-
ert die Geräte über eine eigene 
Armlehne mit gleitender Arm-

aufl age im Traktor. Dadurch ist 
ermüdungsfreies Arbeiten über 
viele Stunden möglich. Erhält-
lich sind zusätzlich u.a. Profi -
Anbaugeräte wie Astschnei-
der, Mulcher oder Leitschie-
nen-Mähgeräte.

Stufenlos auf der Astrad

Neben dem stufenlosen Lin-
trac 110 in der Kommunalversi-
on ist der der stufenlose Unitrac 
112 LDrive ein weiteres High-
light auf dem Lindner-Stand. 
Den Unitrac 112 LDrive stellt 
Lindner seit Sommer 2017 

Das Zugfahrzeug „Lintrac with Noremat“ ist konfi guriert für die Pfl ege von Straßenrandstreifen. 
Gemeinsam haben Noremat und Lindner eine Reihe von Sonderausstatt ungen entwickelt. Bild: Lindner

her. Bis dato wurden mehr als 
30.000 Arbeitsstunden damit 
absolviert. Der Unitrac 112 LDri-
ve punktet mit einer Nutzlast 
von sechs Tonnen, der Motor er-
füllt die Kriterien von EURO 6c. 

Wendigkeit gewährleistet die 
4-Rad-Lenkung. Highlights des 
Lintrac 110 sind die ZF-Stufen-
lostechnologie und die einfache 
LDrive-Bedienung. Einen we-
sentlichen Beitrag zum hohen 
Fahrkomfort des Traktors leis-
ten die gefederte Vorderach-
se und die TracLink-Kabine. Die 
gibt es seit kurzem mit Luft fe-

„Kommunen der Zukunft  sind 
grün und lebenswert. Wir müs-
sen weg von der autogerech-
ten Stadt der 1970er Jahre, hin 
zu einer Stadt der Zukunft , die 
den Interessen der Menschen 
Rechnung trägt. Mit mehr Le-
bensqualität für Bürgerinnen 
und Bürger, mehr Grün und ei-
ner Architektur, die zum Verwei-
len einlädt“, erklärte Alexander 
Handschuh, Sprecher des Deut-
schen Städte- und Gemeinde-
bundes. Kluge Stadtentwicklung 
setze auf kurze Wege, Parks so-
wie Grünfl ächen als Begeg-
nungsräume. Gemeinsam mit 
den Bürgern und weiteren Ak-
teuren könnten Städte und Ge-
meinden ihre Ideen einer grü-
nen Stadt als Modell der Zukunft  
entwickeln. 

Entscheidende Rolle 
der Kommunen

Prof. Dr. Andreas Matzarakis 
vom Deutschen Wett erdienst 
wies darauf hin, dass Städte und 
Gemeinden für die Anpassung 
an die Klimafolgen eine ent-
scheidende Rolle einnehmen. 
Wie der Umbau hin zu einer grü-
nen Stadt aussehen kann, wie 
Kommunen die verschiedenen 
Förderprogramme intelligent 
nutzen und wie eine akti ve Ein-
beziehung der Bürger gelingen 
kann, wurde im Rahmen einer 
Diskussionsrunde mit Experten 
aus Verwaltung, Ministerium 
und Landschaft sbau dargestellt. 

„Stadtgrün spielt für lebens-
werte Kommunen eine ent-
scheidende Rolle. Grüne Zonen 
dienen als Feinstaubfi lter, erhö-
hen die Luft qualität und können 
als Temperaturregulator gerade 
bei Hitzeperioden eine wichti ge 
Funkti on übernehmen“, stellte 
Jan Paul, Vizepräsident des Bun-
desverbandes Garten-, Land-
schaft s- und Sportplatzbau die 
Bedeutung des Themas heraus. 
„Wir wollen weg von den viel-
fach vorhandenen Asphalt- und 
Betonwüsten. Um dieses Ziel ge-
meinsam mit den Kommunen zu 
erreichen, haben wir die Initi ati -
ve ‚Grün in die Stadt‘ ins Leben 
gerufen.“ Dabei wird unter an-
derem über Fördermöglichkei-
ten und Praxisbeispiele infor-
miert. Ein sog. Förder-Check er-
leichtert es Kommunen, die für 
sie passenden staatlichen Mitt el 
zu fi nden.

Förderprogramme helfen

Förderprogramme wie „Zu-
kunft  Stadtgrün“ können be-
reits existi erende Projekte wie-
derbeleben. Ein Beispiel ist der 
Uferbereich des Flusses Lech im 
bayerischen Augsburg: Die Aus-
sicht auf Förderung sorgte hier 
für neue Bewegung. Die Stadt 
gestaltet die bestehende Grün-

Fachveranstaltung in Neu-Ulm:

Stadtgrün für Klima 
und Lebensqualität 

Strategien, Praxisbeispiele und Fördermöglichkeiten

Kommunalvertreter aus Bayern und Baden-Württ emberg disku-
ti erten auf einer Veranstaltung des DStGB und der vom Bundes-
verband Garten-, Landschaft s- und Sportplatzbau e.V. (BGL) getra-
genen Initi ati ve „Grün in die Stadt“ in Neu-Ulm, wie grüne Städte 
und Gemeinden aussehen können. Im Mitt elpunkt standen funk-
ti onierende Strategien, gute Praxisbeispiele und Möglichkeiten, 
Fördermitt el des Bundes und der Länder zu nutzen. 

anlage im Stadtt eil Lechhausen 
an der Radetzkystraße zwischen 
Ulrichsbrücke und südöstlich an-
schließender Kleingartenanlage
um. Der zuvor namenlose Be-
reich wird „Flößerpark“ getauft .

Unterstützung 
durch Land und Bund

Der erste Bauabschnitt  2013/ 
2014 wurde mit Mitt eln aus dem 
Städtebauförderprogramm „Ak-
ti ve Stadt- und Ortsteilzentren“ 
gefördert. Die weiteren Maß-
nahmen zur Umgestaltung des 
Ufergebiets werden mithilfe des 
Programms „Zukunft  Stadtgrün“ 
realisiert. Der Bund und das 
Land Bayern unterstützen das 
Projekt mit 504.000 Euro. Der 
Eigenanteil der Stadt Augsburg 
beträgt bisher ca. 355.000 Euro.

Ein weiteres Beispiel ist der 
blühende Treff punkt der Gene-
rati onen in Aichach. Wie viele 
andere Kommunen spürt man 
auch dort den wachsenden 
Verkehr. Nach mehreren bauli-
chen Verdichtungen brauchte 
die Stadt auch einen „Raum der 
Entschleunigung“ – diesen schuf 
sie sich mit dem „Bürgergarten“ 
mitt en im Stadtzentrum. Dort 
verwandelte sich unter Einbe-
ziehung der Bürger eine Brach-

derung. Das höchstzulässige Ge-
samtgewicht liegt bei acht Ton-
nen, die Nutzlast bei rund 3,5 
Tonnen.

TracLink für die Gemeinden

Mit dem TracLink-System für 
den Unitrac 112 LDrive und 
den Lintrac bietet Lindner ei-
ne digitale Lösung für die mo-
derne Einsatzdokumentati on in 
den Gemeinden. 

TracLink erstellt ein digitales 
Fahrtenbuch. Im TracLink-Por-
tal werden alle Fahrten auf 

einer Landkarte dargestellt. 
Alle wichtigen Informationen 
sind übersichtlich einsehbar: 
von der Einsatzzeit über die 
geräumte Fläche bis zur aus-
gebrachten Salzmenge und 
den Verbrauchswerten. Die 
TracLink-Geräterkennung sorgt 
dafür, dass opti mal abgesti mm-
te Geräte verwendet werden. 
Außerdem hat der Fahrer über 
TracLink immer im Blick, wie 
hoch beispielsweise der Füll-
stand der Streukammer ist.
Lindner im Internet: 
lindner-traktoren.at  

fl äche in einen blühenden Gar-
ten, und die neue Boule-Bahn 
wurde zum neuen Mitt elpunkt.

Die reinen Baukosten des Pro-
jekts belaufen sich auf 66.000 
Euro. Hiervon deckt das Städte-
bauförderprogramm „Zukunft  
Stadtgrün“ 40.000 Euro ab. Die 
Hälft e der Fördersumme wird 
jeweils von Bund und Freistaat 
Bayern getragen. Die restlichen 
Kosten in Höhe von 26.000 Euro 
übernimmt die Kommune.

Umwidmung des 
Kriegerdenkmals 
in ein Friedensmahnmal

Beispiel 3 führt nach Gun-
delfi ngen: Das dorti ge Krieger-
denkmal von 1938 ist sanie-
rungsbedürft ig, der Stadtgarten 
„Obere Bleiche“ auf der zentral 
gelegenen Bleichinsel nur ein-
geschränkt barrierefrei erreich-
bar: Den Garten verwandelt die 
Stadt Gundelfi ngen nun in ei-
ne kleine Parkanlage, während 
sie das Krieger- in ein Friedens-
mahnmal umwidmet. Die Stadt 
schafft   sich einen Ort zum Ent-
spannen und Innehalten – die 
Bürger entschieden zuvor über 
die Gestaltung mit.

Gundelfi ngen hat für die Um-
gestaltung von Denkmal und In-
sellandschaft  1,2 Millionen Eu-
ro veranschlagt. Das Programm 
„Zukunft Stadtgrün“ deckt 
516.000 Euro ab, davon kom-
men je die Hälft e von Bund und 
Land. Der Förderzeitraum er-
streckt sich auf 2018 und 2019. 
Der kommunale Anteil an den 
Projektkosten liegt bei 700.000 
Euro. 

Die Veranstaltung in Neu-Ulm 
bildete den Auft akt einer ge-
meinsamen Kampagne von DSt-
GB und BGL. Im Laufe des Jah-
res sind drei weitere Informati -
onsveranstaltungen geplant. DK

VKU zum Bundes-Immissionsschutzgesetz: 

Kommunalfahrzeuge 
müssen fahren dürfen

Essenzielle Leistungen der Daseinsvorsorge sind unverzichtbar
Über die Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes hat 
der Bundestag abgesti mmt. Mit der Novelle des Bundes-Immis-
sionsschutzgesetzes sollen unverhältnismäßige Maßnahmen bei 
nur geringfügigen Grenzwertüberschreitungen im Automobilver-
kehr vermieden werden. Die neuen Regelungen schaff en Rechts-
sicherheit bezüglich Verkehrsverboten für Fahrzeuge mit einer 
geeigneten Hardware-Nachrüstung. Dazu gehören nachgerüstete 
Busse, schwere Kommunalfahrzeuge und Handwerker- und Lie-
ferfahrzeuge, Kraft fahrzeuge der Schadstoffk  lassen Euro 6 sowie 
Euro VI und besti mmte Euro- 4- und Euro-5-Fahrzeuge. 

Dazu die Hauptgeschäft sfüh-
rerin des Verbandes kommu-
naler Unternehmen (VKU) Ka-
therina Reiche: „Die Bundesre-
gierung hat zur Verbesserung 
der Luft qualität das „Sofortpro-
gramm Saubere Luft  2017-2020“ 
aufgesetzt. Das hilft  den Kom-
munen und kommunalen Un-
ternehmen, schwere dieselge-
triebene Kommunalfahrzeuge 
in den aktuell stark belasteten 
Städten umzurüsten. Wir begrü-
ßen es sehr, dass die Bundesre-
gierung explizit Ausnahmen für 
nachgerüstete Fahrzeuge im 
kommunalen Fuhrpark geschaf-
fen hat, damit diese den essen-
ziellen Leistungen der Daseins-
vorsorge wie der Müllabfuhr, 
der Straßenreinigung oder der 
Kanalreinigung nachgehen kön-
nen.“

Um die Luft qualität in den 

Kommunen und damit den Ge-
sundheitsschutz der Bevölke-
rung eff ekti v zu verbessern, hat 
die Bundesregierung das „So-
fortprogramm Saubere Luft  
2017-2020“ aufgesetzt. Auch 
kommunale Unternehmen kön-
nen damit Förderprogramme 
abrufen, mithilfe derer sie Fahr-
zeuge des kommunalen Fuhr-
parks umrüsten können – über 
den Bereich des öff entlichen 
Personennahverkehrs hinaus. 
Dafür hatt e sich der VKU beim 
Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur (BM-
VI) eingesetzt. Das Sofortpro-
gramm beinhaltet auch die För-
derrichtlinien für die Nachrüs-
tung von Handwerker- und Lie-
ferfahrzeugen, für die rund 333 
Millionen Euro für die Jahre 
2019 und 2020 zur Verfügung 
stehen.  
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Neue Broschüre des Landratsamtes Pfaffenhofen a. d. Ilm:

„Wildbienen am Windsberg“
In Deutschland einmalige Artenvielfalt wird dokumentiert

Die Broschüre „Wildbienen am Windsberg“ hat das Landratsamt 
Pfaffenhofen a. d. Ilm jetzt in Zusammenarbeit mit dem Höger 
Naturschützer Peter Bernhart herausgegeben.

Die Broschüre beschreibt eine 
in Bayern und ganz Deutschland 
einmalige Artenvielfalt der sel-
tenen Insekten. Bei der offiziel-
len Übergabe der Informations-
schrift zeigte sich Landrat Mar-
tin Wolf hocherfreut, das ist ge-
lungen ist, die seltene Fauna am 
Windsberg in der Broschüre zu 
dokumentieren. Die Broschüre 
sei ein Beitrag des Landkreises 
zur Erhaltung der Artenvielfalt. 
Rücksichtnahme und aktive Un-
terstützung für die Umwelt sei 
geboten, unsere „wunderbare 
Natur“ auch für künftige Gene-
rationen zu erhalten.

„Aus der Broschüre geht deut-
lich hervor, welche Mittel der 
Mensch einsetzen kann, um 
stark bedrohte ebenso wie häu-

fige Arten am Leben zu erhal-
ten“, ergänzte Dr. Bernhart. In 
der Broschüre werde auch ge-
zeigt, wie jeder Bürger in sei-
nem Umfeld Wildbienen und al-
len anderen Insekten, Hilfestel-
lungen zum Überleben anbieten 
kann. 

Sensation in der Tierwelt

In Zeiten des Bürgerbegeh-
rens „Rettet die Bienen“ seien 
alle Politiker, Gemeindevertre-
ter, Gartenbesitzer, Landwirte 
aufgerufen, aktiv zu werden und 
dem Artensterben Einhalt zu ge-
bieten.

Das Naturschutzgebiet „Winds- 
berger Höhen“ bei Freinhausen 
im Landkreis Pfaffenhofen wird 

seit 1985 gepflegt. Bisher wur-
de es wegen seiner Vielfalt sel-
tener Blühpflanzen hoch ge-
schätzt. 2004 gab es dann eine 
Sensation in der Tierwelt. Die 
als ausgestorben geltende Mal-
ven-Langhornbiene (Tetralonia 
malvae) wurde dort wiederent-
deckt. 

Im Verlauf des Projekts „Paar-
taler Sanddünen“ bestimm-
ten Experten bisher 103 Wild-
bienenarten. Etwa ein Drittel 
davon ist vom Aussterben be-
droht. In einer neuen Broschü-
re des Landratsamtes Pfaffen-
hofen wird die Bienenwelt des 
Windsbergs vorgestellt. 

Eine Gruppe des Bundes Na-
turschutz Reichertshofen be-
schloss 2010, die seltene  
Malven-Langhornbiene systema-
tisch zu beobachten und zu zäh-
len. Diese Art gibt es nur noch an 

Autor Peter Bernhard (li.) übergab gemeinsam mit seiner Frau die 
neue Wildbienenbroschüre an Landrat Martin Wolf. Bild: Huber

Vorsicht Waldbesitzer: 

Borkenkäfer 
schwärmt aus

Vor dem bevorstehenden 
Schwärmflug der Borken-
käfer hat Forstministerin 
Michaela Kaniber an die 
Waldbesitzer appelliert, 
ihre Wälder konsequent 
auf Befall zu kontrollieren. 

„Wir stellen uns heu-
er auf ein sehr kritisches 
Jahr mit hohem Borkenkä-
ferbefall ein, deswegen ist 
die sorgsame und recht-
zeitige Kontrolle besonders 
wichtig“, sagte die Minis-
terin. Vor allem nach dem 
vergangenen Trockenjahr 
haben die Käfer in hoher 
Zahl überwintert und fin-
den in den vielen Schadhöl-
zern aus Sturmwürfen und 
Schneebrüchen nun ideale 
Brutmöglichkeiten. 

Frischer Käferbefall ist 
am braunen Bohrmehl gut 
zu erkennen, das sich auf 
Rindenschuppen oder auf 
der Bodenvegetation an-
sammelt. Deutliches Anzei-
chen für älteren Befall sei 
eine sich ablösende Rinde. 
Benachbarte Bäume soll-
ten hier unbedingt auf fri-
schen Befall mitkontrolliert 
werden. Die sogenannte 
„saubere Waldwirtschaft“ 
ist laut Kaniber die einzig 
wirksame Methode, um ei-
ne Massenvermehrung zu 
verhindern. Dazu müssen 
befallene Stämme rasch 
aufgearbeitet und dann 
entrindet oder mindestens 
500 Meter aus dem Wald 
transportiert werden.  r

vier anderen Orten in Deutsch-
land. Die Fachwelt wurde infor-
miert und einige hervorragende 
Experten überzeugten sich vor 
Ort vom Leben und Treiben die-
ser Biene. 2017/2018 wurde der 
Bienenspezialist Erwin Scheuchl 
von der Unteren Naturschutzbe-
hörde mit einer Bestandsaufnah-
me aller Wildbienen beauftragt. 

103 Bienenarten

Er fand 87 Arten. Dazu kamen 
weitere aus früheren Untersu-
chungen, so dass sich die Anzahl 
auf 103 summierte. Scheuchl, 
ein international gefragter Wild-
bienen-Fachmann, verfasste ei-
ne Dokumentation mit interes-
santen Darstellungen einzelner, 
seltener Bienen und einer wis-
senschaftllichen Liste aller ge-
fundenen Arten. Peter Bernhart 
fand es bedauerlich, dass seine 
Schrift von 50 Seiten Umfang 
nur wenigen Experten zugäng-
lich gemacht wurde. 

So entstand die Idee, eine 
leicht fassliche, bebilderte Bro-
schüre zu erstellen. Mit ihrer 
Hilfe sollen interessierte Bürger, 
auch Kinder, auf die Bienenviel-

falt am Windsberg aufmerksam 
gemacht werden. 

Unterstützung  
durch das Landratsamt

Um die schwierige Materie – 
in Deutschland gibt es etwa 560 
Wildbienenarten – fachlich feh-
lerfrei darzustellen, bat er Erwin 
Scheuchl um seine Unterstüt-
zung. Er sagte zu, begleitete die 
Erstellung der Manuskripte und 
steuerte viele Aufnahmen von 
Windsberg-Bienen bei. Bei ei-
nem Vortrag in Ingolstadt sag-
te er: „Der Windsberg mit sei-
ner Bienenvielfalt ist einmalig 
in Bayern. Ich kenne keinen ver-
gleichbaren Ort.“ 

Das Landratsamt Pfaffenho-
fen übernahm Zusammenstel-
lung von Text und Bildern, die 
Druckvorbereitung und die wei-
tere Organisation. Peter Bern-
hart dankte Landratsamts-Pres-
sesprecher Karl Huber und den 
Mitarbeiterinnen, Ingrid Wohl-
sperger und Katharina Ostler, 
für die tatkräftige Unterstützung 
seiner Idee. Die Broschüre liegt 
im Landratsamt und bei den Ge-
meinden zur Mitnahme aus.  r

Naturpark Altmühltal:

Naturparkranger zum 50. Geburtstag 
Im Rahmen der Naturoffensive Bayern stärkt der Bayerische Land-
tag die Naturparke und fördert bis zu 60 Naturpark-Ranger bay-
ernweit. Die bayerischen Naturpark-Ranger sollen sich künftig um 
den Schutz der Natur kümmern, Informationsarbeit leisten sowie 
Ansprechpartner für Gäste und Einheimische rund um das Thema 
Naturschutz sein. Außerdem werben die Ranger als Mittler zwi-
schen Mensch und Natur um Verständnis für eine naturverträg-
liche Nutzung und Erholung in Naturparken und werden bei wis-
senschaftlichen Untersuchungen unterstützend tätig sein. 

In Donauwörth wurde jetzt 
am Rande der Vorstandssitzung 
des Geopark Ries der erste von 
insgesamt vier Rangern im Na-
turpark Altmühltal vorgestellt. 
Der gebürtige Ulmer und zu-
letzt in Senden im schwäbischen 
Landkreis Neu-Ulm ansässige 
Sebastian Prommnitz wird ab 

sofort im Informationszentrum 
Naturpark Altmühltal der Stadt 
Treuchtlingen als Ranger für den 
Naturpark Altmühltal tätig sein. 

Hervorragende Qualifikation

Der Ranger betreut künf-
tig von Treuchtlingen aus mit 

Schwerpunkt den westlichen 
Naturpark Altmühltal mit den 
Landkreisen Donau-Ries und 
Weißenburg-Gunzenhausen. 
Prommnitz bringt eine hervor-
ragende Qualifikation für seine 
künftige Tätigkeit mit.  

Zusammenarbeit  
mit dem Geopark Ries

Da sich der östliche Geopark 
Ries und der westliche Natur-
park Altmühltal in den Land-
kreisen Donau-Ries und Wei-
ßenburg-Gunzenhausen über-
schneiden, wird der neue Ran-
ger selbstverständlich auch 
Themen des Geoparks in seiner 
Arbeit aufgreifen. Deshalb wird 
er sich demnächst auch vom 
Geopark Ries zum „Geoparkfüh-
rer“ weiterbilden lassen. 

Aufbau eines  
nachhaltigen Geotourismus

Auch Landrat Stefan Rößle, 
freut sich über die Ranger: „Mit 
dem Geopark Ries und dem Na-
turpark Altmühltal haben wir im 
Landkreis zwei starke Partner 
die es sich zur Aufgabe gemacht 
haben, unsere Region in den Be-
reichen Natur, Kultur und Tou-
rismus weiterzuentwickeln. Ge-
rade der Aufbau eines nachhal-
tigen Geotourismus zwischen 
Donau, Jura und Ries ist ein Auf-
gabenfeld, bei dem der neue 
Naturpark-Ranger einen wichti-
gen Beitrag leisten kann.“ 

Zeitgleich mit Prommnitz hat 
Anfang April in Kelheim eine 
weitere Naturpark-Rangerin ih-
ren Dienst aufgenommen. Im 
Juni und im Juli werden noch 
zwei weitere Rangerinnen mit 
Sitz bei der Naturparkgeschäfts-
stelle in Eichstätt ihren Dienst 
antreten, so dass im Sommer 
dann das kleine Rangerteam des 
Naturpark Altmühltal vollstän-
dig sein wird.  r

Von links: Volker Geiss, Untere Naturschutzbehörde Donau-Ries; Landrat Stefan Rößle, Donau-Ries; 
Landrat Gerhard Wägemann, Weißenburg-Gunzenhausen; Erster Bürgermeister Werner Baum, 
Treuchtlingen; Heike Burkhardt, Stv. Geschäftsführerin Geopark Ries e. V.; Sebastian Prommnitz, 
Naturpark-Ranger; Erster Bürgermeister Günter Pfefferer, Monheim; Erster Bürgermeister Dr. Mar-
tin Drexler, Wemding; Günther Zwerger, Geschäftsführer Geopark Ries e. V.; Christoph Würflein; 
Geschäftsführer Naturpark Altmühltal e. V.).  Bild: Stefanie Fieger / Geopark Ries. e. V.

Heimatministrer Albert Füracker:

Bayerische Schlösserverwaltung 
betreibt aktiven Naturschutz

Historische Gärten bieten für wildlebende Tier- und Pflanzenarten 
wichtige Rückzugsgebiete und Lebensräume

Als Bestandteil des kulturellen Erbes Bayerns vermitteln die von 
der Bayerischen Schlösserverwaltung betreuten Objekte einen 
einzigartigen Überblick über wichtige Epochen der bayerischen 
und auch der deutschen Geschichte. Derzeit verwaltet sie in ganz 
Bayern 45 Schlösser, Burgen und Residenzen sowie weitere Bau-
denkmäler bzw. Künstlerhäuser, 32 historische Gartenanlagen 
und 21 Seen. 

„Zum Erhalt der Heimat und 
seiner Kulturdenkmäler gehört 
es auch, die naturschutzrecht-
lichen Belange bei der Pflege 
und Betreuung des kulturhisto-
rischen Erbes zu berücksichti-
gen. Dabei ist auch der Schutz 
der Honigbienen von großem In-
teresse für die Schlösserverwal-
tung. So arbeiten die Außenver-
waltungen der Schlösserverwal-
tung seit Jahren in den betreu-
ten Gartendenkmalen mit sehr 
engagierten Imkern zusammen. 
In den historischen Gartenan-
lagen, an den Burghängen und 
in den sonstigen Außenanlagen 
sind über 400 Bienenstöcke auf-
gestellt“, teilte Finanz- und Hei-
matminister Albert Füracker 

mit. Dabei arbeiten die Außen-
verwaltungen mit mehr als 40 
Imkern zusammen. „Die um-
fangreichen Blumenrabatten 
mit Wechselpflanzungen, Stau-
denflächen, Obstbaumpflanzun-
gen, Blütensträucher und die 
blühenden Großbäume, wie z.B. 
Linden, bieten in unseren Gär-
ten das ganze Jahr über reichli-
che Nahrungsquellen für Insek-
ten“, hob Füracker hervor.

Die Mitarbeiter der Schlösser-
verwaltung kümmern sich dar-
über hinaus in den Regiebetrie-
ben vor Ort bayernweit um 14 
FFH-Gebiete (Natura 2000), 3 
Naturschutzgebiete, 23 Land-
schaftsschutzgebiete und 1 Na-
turpark.  r



Vertrauen Sie bei Ihrer Friedhofgestaltung den Partnern, deren Friedhofsysteme 
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Untaugliche, dichte Böden behindern die Verwesungsprozesse 
auf unseren Friedhöfen. Die Folge sind nicht funktionierende Erd-
gräber. Bilder: Hubert Schmitt

Geologische und hydrologische Probleme führen zu einem Stopp 
der Verwesungsprozesse und es bilden sich Wachsleichen.

Durch den Einsatz von bodenunabhängigen Systemgräbern wer-
den wieder ideale Bedingungen für die Verwesung geschaffen. 
Die Ruhezeit kann auf 12 Jahre reduziert werden und die Grabflä-
chen können frei und pflegeleicht gestaltet werden.

Friedhof in Bayern:

Mit Traditionen und Strukturen
Entwicklungen und Anforderungen – Probleme und Lösungen 

Von Hubert Schmitt, Vorsitzender Gütegemeinschaft Friedhofsysteme e.V., Berlin 
und Ingrid Hannemann, KUBUS Kommunalberatung und Service GmbH, München

Kommunale und kirchliche Friedhofsträger haben jährlich auf 
rund 32 000 Friedhöfen etwa 860.000 Bestattungen im Jahr zu 
schultern. Aufgrund der demografischen Entwicklung wird die 
Sterberate in den nächsten Jahren von 1,05 % auf 1,3 % steigen. 
Auch auf ca. 70 % der bayerischen Friedhöfe herrschen Bedingun-
gen, die einen normalen Verwesungsprozess verhindern. Wenn in 
manch anderen Bundesländern die Kremationsrate schon bei ca. 
80-90 % liegt, so wollen in Bayern doch noch viele Bürger an der 
traditionellen Sargbestattung festhalten. 

„Ein Volk wird danach beurteilt, 
wie es seine Toten bestattet“, soll 
der griechische Staatsmann Pe-
rikles gemahnt haben und nicht 
gelöste Probleme auf dem Fried-
hof bergen die Gefahr in sich, ei-
ne in Bayern noch vorhande-

ne Bestattungskultur durch eine 
Entsorgungsmentalität zu erset-
zen. Nicht jeder möchte halt ano-
nym in einer Wiese oder unter ei-
nem Baum bestattet werden.

Ein gravierendes Problem 
zeigt sich zunehmend in der un-

befriedigenden Wirtschaftlich-
keit der Friedhöfe. Das Fried- 
hofsgebührenvolumen liegt z. Zt. 
bei 2,5 Mrd. Euro  / Jahr bei  
gleichzeitiger Bezuschussung 
aus den kommunalen Haushal-
ten wegen Unterdeckung von 
rund 1 Mrd. Euro / Jahr. 

Die zunehmenden „moder-
nen“ Grabarten in Verbindung 
mit der weiter steigenden Kre-
mationsrate, verbessern nicht 
unbedingt die Wirtschaftlich-
keit unserer Friedhofsanlagen.

Der Fleckerlteppich  
wird größer und teurer

Weitere negative Einfluss-
faktoren sind externer und in-
terkommunaler Wettbewerb. 
Was folgt sind dadurch beding-
te Schnellschüsse bei Einzelin-
vestitionen ohne eine grundle-
gende Analyse und ein Entwick-
lungs- und Betreibungskonzept 
für die jeweilige Friedhofsanla-
ge mit ihren jeweiligen Grabar-
ten. Jedes Jahr wird der Fleckerl-
teppich durch aufgelassene Erd-
gräber immer größer, die Über-
hangflächen nehmen weiter zu, 
müssen intensiv gepflegt wer-
den, die Gebühreneinahmen 
sind rückläufig, nicht nur durch 
weniger Gräber, sondern auch 
durch fehlerhafte Gebührenkal-
kulationen.

Veränderungen  
in der Bestattungskultur

Erfreulicherweise lässt sich ei-
ne verstärkte Nachfrage an Erst-
beratungen und Informationen 
rund um den Friedhof feststel-
len. Immer mehr Kommunen, 
aber auch kirchliche Institutio-
nen beschäftigen sich mit den 
Entwicklungen im Bereich Fried-
hof. Daher ist es erforderlich, 

die Veränderungen in der Be-
stattungskultur und die gesell-
schaftlichen Einflüsse im Fried-
hofswesen rechtzeitig zu erken-
nen, sie auf Umsetzbarkeit und 
Wirtschaftlichkeit in den eige-
nen Friedhofsanlagen zu über-
prüfen und dann als bedarfso-
rientierte Angebote der Bevöl-
kerung zur Verfügung zu stellen. 

Die Bürger  
sollen wählen können

Oberstes Ziel eines Friedhofs-
konzeptes sollte es sein, für al-
le angebotenen Grabarten mög-
lichst gleiche Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, damit der 
Bürger objektiv seine Bestat-
tungsart wählen kann und nicht 
in eine bestimmte Bestattungs-
art getrieben wird. Viel zu oft 
wird er beeinflusst von den Kri-
terien Pflegefreiheit, geringere 
Kosten und kürzere Ruhezeiten. 

Über diese Faktoren werden 
die meisten Entscheidungen de-
finiert und gerade hier setzen 
die Friedhofsträger – oft unbe-
absichtigt – selbst die Trends, die 
sie mittel- und langfristig in die 
Unwirtschaftlichkeit führen. Ist 
es bei den Varianten der Urnen-
beisetzung i. d. R. noch möglich, 
verhältnismäßig gleiche Bedin-
gungen zu schaffen, lässt man 
die klassischen Erdgräber für die 
Sargbestattung meist außen vor. 
Haben wir doch in rund 2/3 der 
bayerischen Friedhöfe durch-
schnittliche Ruhezeiten von ca. 
25 Jahren, bedingt durch geo-
logische und hydrologische Pro- 
bleme, sprich untaugliche Bö-
den oder Nässe. Um diesen Pro-
blemen auszuweichen, geht 
man in noch vorhandene unbe-
legte Reserveflächen. 

Problem: 
Verwesungsprozesse

Doch die Probleme und Be-
dingungen sind in den neuen 
Flächen nicht anders als in den 
vorhandenen Friedhofsflächen. 
Auch der Bodenaustausch in 
einzelnen Gräbern oder gan-
zen Feldern kann das Pro- 

blem der Wachsleichen oder 
der „schwimmenden“ Wachslei-
chen nicht lösen.

Systemgräber  
sind die Lösung

Die dargestellte Bildfolge 
steht beispielhaft für solche 
Problematik. Im gezeigten Fall 
hatte das Friedhofsamt festge-
stellt, dass die Verwesungspro-
zesse nicht so ablaufen, wie es 
in der festgesetzten Ruhezeit 
angedacht war und daraufhin 
einfach die Ruhezeiten erhöht. 
Doch die Ruhezeitverlängerung 
brachte keine Lösung, denn der 
Verwesungsprozess stand still. 
Und das blieb er auch. Den ste-
henden Lehmboden konnte 
kein Sauerstoff mehr durchdrin-
gen und Bodenuntersuchungen 
brachten kein anderes Ergebnis. 

Daraufhin beschloss der 
Friedhofsträger, zukünftig bo-

Würzburgs Oberbürgermeister Christian Schuchardt: 

Eine Baumbilanz,  
die sich sehen lassen kann!

Im Jahr 2018 wurden im Würzburger Stadtgebiet insgesamt 
396 zukunftsfähige Stadtbäume gepflanzt. Umwelt- und 
Kommunalreferent Wolfgang Kleiner erläutert: „Das Gar-
tenamt hat als Ersatz für die aus Verkehrssicherungsgründen 
erforderlichen 240 Baumfällungen insgesamt 229 zukunfts-
fähige Klimabaumarten wie z.B. Robinien, Ulmen und Er-
len gepflanzt. Zusätzlich konnten im Stadtgebiet 167 weite-
re Neupflanzungen von Bäumen realisiert werden, z. B. am 
Tiefkai. Somit wurden im vergangenen Jahr 156 Bäume mehr 
gepflanzt als gefällt, dort wo dies technisch möglich war.“

 Darüber hinaus, wurden im Stadtwald zur Förderung der 
Klimatoleranz und zur Erhöhung der Artenvielfalt 5.000 Tan-
nen und 2.000 Elsbeeren gepflanzt. Neue und zukunftsfähige 
Baumstandorte in der Innenstadt zu realisieren, ist aufgrund 
der intensiven Nutzungen und Interessen, beispielsweise un-
ter- als auch oberirdischer Versorgungsleitungen, Zufahrtsbe-
rechtigungen, Belange der Feuerwehr etc., vielfach nicht oder 
nur mit großem wirtschaftlichen Aufwand möglich.

In Arbeitszeit umgerechnet, haben die Mitarbeiter des Gar-
tenamtes 1.100 Stunden für die Herstellung von Pflanzgruben 
und für die Pflanzarbeiten investiert. 

Oberbürgermeister Christian Schuchardt bilanziert: „Fak-
tisch wird Würzburg von Jahr zu Jahr grüner. Durch Pflanzun-
gen im Stadtgebiet und im Stadtwald leisten wir einen we-
sentlichen Beitrag zum Klimaschutz. Dies ist eine Baumbilanz, 
die sich sehen lassen kann.“  r

denunabhängige Systemgräber 
für Erdbestattungen einzufüh-
ren, die den Friedhof wieder zu 
einem würdigen Bestattungsort 
werden ließen.

Systemgräber bewähren sich 
bereits seit 1990. Sie fördern die 
Verwesungsprozesse durch Sau-
erstoff-Zufuhr und Feuchtraum-
klima. Sie lassen eine freie Ober-
flächengestaltung zu und – was 
am wichtigsten ist – sie ermög-
lichen eine Reduzierung der Ru-
hezeit bis auf zwölf Jahre. Kei-
ne andere Sanierungsmethode 
konnte die bekannten Probleme 
bisher so erfolgreich lösen, wie 
die Systemgräber. Da die ersten 
Ruhezeiten in den Systemgrä-
bern abgelaufen sind, zeigen ei-
ne zunehmende Anzahl an Grab- 
öffnungen bei Neu-, Weiter-, 
oder Zubelegung die sehr gu-
te Funktionsweise der mit dem 
RAL-Gütezeichen zertifizierten 
Friedhofsysteme. r

Landeshauptstadt München:

Jubiläumsausstellung zu  
Friedhofs- und Bestattungswesen

Die Jubiläumsausstellung „200 Jahre kommunales Friedhofs- und 
Bestattungswesen in München“ eröffnete Gesundheits- und Um-
weltreferentin Stephanie Jacobs im Bayerischen Landesamt für 
Denkmalpflege. 

„Die Städtischen Friedhöfe 
München sind heute moderne 
Dienstleister“, so Jacobs. „Zu-
sammen mit dem Schwesterbe-
trieb Städtische Bestattung sind 
sie ein wichtiger Teil in der Da-
seinsvorsorge der Stadt für al-
le geworden“. Friedhöfe hätten 
heute eine viel weitergehende 
Bedeutung als in der Vergan-
genheit. Sie seien ebenso Orte 
des Trauerns und Abschiedneh-
mens wie auch Orte des Verwei-
lens und Genießens der Natur. 

Auf über 33 Stellwänden ha-
ben die Städtischen Friedhöfe 
München in der Jubiläumsaus-
stellung ihre 200-jährige Ge-
schichte zusammengefasst. Der 
Exkurs versetzt die Betrachter 
zunächst zurück bis ins 13. Jahr-
hundert, um dann Schritt für 
Schritt in die geschichtliche Ent-

wicklung bis zur Gegenwart zu 
führen. Besucherinnen und Be-
sucher bekommen einen Ein-
druck von einstmaligen Leichen- 
äckern und Kirchhöfen, vom Be-
ginn der Verwendung von Sär-
gen, von der Einführung der ers-
ten Leichenwagen, von günsti-
gen und teuren Bestattungsklas-
sen und dem langen Weg zur 
Feuerbestattung.

Die Ausstellung erklärt die au-
ßerordentliche Friedhofsarchi-
tektur in München, die zur dama-
ligen Zeit einmalig und europa-
weit wegweisend war. Sie doku-
mentiert den Wiederaufbau des 
Friedhofs- und Bestattungswe-
sens nach zwei Weltkriegen, das 
heutige Gedenken an die Gräuel-
taten der NS-Zeit sowie den Aus-
blick auf die Herausforderungen 
der Zukunft.  r
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Ausführende Unternehmen

Landkreis Regensburg:

Vorreiter bei 
Gewässerrandstreifen

Wasserrückhalt und Gewässerschutz nur gemeinsam zu schaffen

Ein zentraler Aspekt bei der jüngsten Bürgermeisterkonferenz im 
Landratsamt war das Thema „Wasserrückhalt in der Fläche“. Den 
Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern erläuterten Vertreter ver-
schiedener Ämter, Einrichtungen und Behörden diese Fragestel-
lung aus unterschiedlichen Perspektiven. Landrätin Tanja Schwei-
ger betonte in ihrer Einführung, dass Wasserrückhalt in der Fläche 
eine gemeindeübergreifende Aufgabe ist, die im Landkreis vorbild-
lich erfüllt werde. Sie erinnerte auch daran, dass Wasserrückhalt 
immer wichtiger für die Trinkwasserneubildung sei. Einbringen des Schlauches über den Schacht in die Haltung. Das 

grüne Kabel dient zur Übertragung der Temperaturwerte an das 
Datenaufzeichnungsgerät. Bild: Güteschutz Kanalbau Die Aktivitäten des Land-

schaftspflegeverbandes stellte 
Geschäftsführer Josef Sedlmeier 
vor. Neben der Artenvielfalt sei 
die Verbesserung der Gewässer-
qualität eines der vordringlichen 
Ziele – auch gefordert durch die 
Wasserrahmenrichtlinie. Als kon-
krete Maßnahmen nannte Sedl-
meier zum einen, Fluss- bzw. Ge-
wässerufer weiter zu öffnen, so-
wie – falls nötig – ein Konfliktma-
nagement bei schwer oder nicht 
verfügbaren Flächen, zum an- 
deren in Zusammenarbeit mit 
den Gemeinden Gewässeraus-
baumaßnahmen, um größere 
Retentionsbereiche zu erhalten. 
Förderungen durch die Wasser-
wirtschaft bzw. die Mitwirkung 
beim Projekt „boden:ständig“ 
stünden als Instrumente zur Um-
setzung bereit.

Projekt „boden:ständig“

Detaillierter auf das Projekt 
„boden:ständig“ sowie auf wei-
tere Instrumente der ländlichen 
Entwicklung ging Georg Guggen-
berger, Abteilungsleiter Fachli-
che Dienste beim Amt für Ländli-
che Entwicklung, ein. „Der Was-
serrückhalt in der Fläche ist nur 
in Zusammenarbeit der vielen 
Beteiligten zu schaffen“, merkte 
Guggenberger an. Er verwies auf 
Starkregenereignisse mit Erosion 
von Erdreich auf frisch bestellten 
Ackerflächen und dem Abfluss in 
Gewässer und Ortschaften. Daher 
seien, so der Abteilungsleiter, vor-
beugend Fachplanungen nötig, an 
denen alle Beteiligten mitwirken 
sollten. Man arbeite beispiels-
weise mit höhergelegten Wegen 
- quer zur Fließrichtung - um den 
Bodenabtrag einzudämmen und 
für Rückhalt zu sorgen. Das Pro-
jekt „boden:ständig“ gehe u. a. 
auf die Winterbedeckung der Fel-
der und die Frühjahrsaussaat ein, 
um dem Bodenabtrag zu begeg-
nen. Mit Projekten in Gailsbach, 
Pfakofen und an der Großen La-
ber werde dieses Thema auch im 
Landkreis umgesetzt. 

Das Amt für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (AELF) ist 
im Boden- und Gewässerschutz 
sehr aktiv, wie Ludwig Pernpeint-
ner schilderte: „Durch Pflanzen-
bautagungen und Winterver-
sammlungen und durch zwei De-
monstrationsbetriebe für Ge-
wässerschutz finden regelmäßig 
Veranstaltungen zu Zwischen-
früchten, Mulchsaat oder mit dem 
Regensimulator statt.“ Stolz ver-
wies er auf 300 Hektar bzw. 270 
Kilometer Gewässerrandstreifen 
im Amtsbereich, womit der Land-
kreis Regensburg den ersten Platz 
in der Oberpfalz und zweiten Platz 
in ganz Bayern belegt. 

Die Thematik „Boden als Was-
serspeicher“ erörterte Franz Rösl, 
1. Vorsitzender der Interessen-
gemeinschaft (IG) gesunder Bo-
den e.V. „Ein natürlicher Erosi-
ons- und Hochwasserschutz ge-
schieht durch einen gesunden Bo-
den“, verdeutlichte er zu Beginn 
seines Statements. „Ein guter hu-
musversorgter Boden kann 150 
Liter Wasser h/qm aufnehmen, 
aktiver Humusaufbau ist deshalb 
dringend nötig. Das Wasser muss 
in der Fläche bleiben“, lautete der 
Appell des IG-Vorsitzenden.

Grundsätzliche Rückhaltekon- 
zepte stellte der beim Wasser-
wirtschaftsamt für Stadt und 
Landkreis Regensburg zuständi-

ge Abteilungsleiter Josef Lehner 
beispielhaft vor. Beim integralen 
Hochwasserschutzkonzept gehe 
es um das komplette Einzugsge-
biet eines Gewässers. Es müs-
se Schutz vor einem HQ100 + 15 
Prozent Klimazuschlag geboten 
werden. Eine weitere Möglich-
keit sei das integrale Sturzflutrisi-
komanagementkonzept, das sich 
noch bis zum 31. August in der Pi-
lotphase befindet und vor allem 
bei „wild abfließendem Wasser“ 
Anwendung finden soll. 

Blick über den Tellerrand

Für beide Konzepte verwies Leh-
ner auf eine mögliche interkom-
munale Zusammenarbeit. „Man 
ist nicht an kommunale Grenzen 
gebunden“, erklärte er und ver-
wies auf hohe Förderungen. Bilder 
zeigten bereits realisierte Rück-
haltebecken und Gewässerrena-
turierungen in Bach an der Do-
nau, Lappersdorf, Pfatter, Brunn, 
Schierling und Regenstauf, Gittin-
ger Bach, Allersdorfer Bach, Lan-
generlinger Bach. 

Allein in fünf Gemeinden 
würden durch Rückhaltebecken 
372.000 Kubikmeter Wasser zu-
rück gehalten und durch Ge-
wässerrenaturierungen an cir-
ca zehn Bächen weitere 150.000 
Kubikmeter. „Bereits im Rahmen 
der Bauleitplanung können wei-
tere Weichen gestellt werden“, 
erläuterte er an beispielhaften 
Festsetzungen in Bebauungsplä-
nen. Diese seien im Landkreis 
längst Standard, wie beispiels-
weise Dachbegrünungen, Ver-
ringerung versiegelter Flächen, 
Rückhaltemaßnahmen und Ver-
sickerungen, lobte er.

Instrumente der  
Regionalplanung

Die Instrumente der Regional-
planung stellte der bei der Regie-
rung der Oberpfalz für Landes- 
und Regionalplanung zuständi-
ge Leitende Regierungsdirektor 
Axel Koch vor. „Über die Regio-
nalplanung sind aber nur die öf-
fentlichen Stellen zu erreichen“, 
schränkte er ein. Wichtig sei daher 
der Wille der Gebietskörperschaf-
ten, sich der Regionalplanung 
zu bedienen. In einem weiteren 

Markt Türkheim 
setzt auf Qualität

Mit fachkundigen Baupartnern zum Erfolg

Eine erfolgreich durchgeführte Baumaßnahme ist immer das Ergeb-
nis eines guten Zusammenspiels aller an Planung, Ausschreibung 
und am Bau Beteiligten – hier befinden sich Dipl.-Ing. Univ. Chris-
tian Schinnagel, Bauamtsleiter und Marktbaumeister der Marktge-
meinde Türkheim, und Dipl.-Ing. Univ. Constantin Vogg, Inhaber des 
Ingenieurbüros VOGG, Großaitingen, im Schulterschluss.

Dementsprechend werden bei 
Ausschreibungen von Kanalbau-
maßnahmen ausschließlich Unter-
nehmen berücksichtigt, die über 
die notwendigen Qualifikations-
nachweise verfügen – belegt et-
wa durch vergleichbare Baumaß-
nahmen und ein Gütezeichen Ka-
nalbau nach RAL-GZ 961 für eine 
der Bauaufgabe entsprechenden 
Beurteilungsgruppe, mit dem die 
ausführenden Unternehmen im 
Rahmen der Bietereignung ihre 
besondere fachtechnische Qualifi-
kation nachweisen.

So wie die DIRINGER & SCHEI-
DEL ROHRSANIERUNG GMBH & 
Co. KG, NL München, die den Auf-
trag für die Ausführung des 6. Bau-
abschnittes der Kanalsanierungs-
maßnahme 2019 erhalten hat: Ins-
gesamt werden 31 Haltungen mit 
einer Länge von rund 1.200 Me-
tern und Nennweiten von DN 250, 
DN 300, DN 350 und DN 400 mit 
einem Schlauchliner ausgeklei-
det. Hierbei kommt das DS Ci-
tyLiner®-Verfahren zum Einsatz, 
bei dem ein beschichteter flexibler 
Nadelfilzschlauch vor Ort in einer 
automatischen Dosier- und Misch-
anlage mit Epoxidharz getränkt, 
kontrolliert kalibriert und dann 
mit Wasserdruck im Inversionsver-
fahren in die vorbereitete Haltung 
eingebracht und mit Warmwas-
ser ausgehärtet wird. Hinzu kom-
men die Sanierung von Schächten 
im Beschichtungsverfahren sowie 
partielle Reparaturen mittels Ka-
nalroboter. Die Sanierungsarbei-
ten sollen im Juni 2019 wie geplant 
abgeschlossen werden.

Wirtschaftlich und dauerhaft

Der Zustand der unterirdischen 
Infrastruktur wird in Türkheim, ei-
nem Markt im Landkreis Unterall-
gäu, im Zuge der Eigenüberwa-
chungsverordnung (EÜV Baye-
rischen Landesamt für Umwelt, 
Bay. LfU) regelmäßig überprüft 
und wenn erforderlich saniert. 
„Hierfür wurde das gesamte Ka-
nalnetz in acht Abschnitte auf-
geteilt“, erläutert Bauamtsleiter 
Schinnagel. „Diese werden suk-
zessive einer optischen Inspektion 
unterzogen und mit der Kamera 
befahren; darüber hinaus führen 
wir Dichtheitsprüfungen durch.“ 

Nach erfolgter Zustandserfas- 
sung wird eine Sanierungspla-
nung mit dem Ziel einer möglichst 
hochwertigen dauerhaften und da-
bei wirtschaftlichen Lösung zur Sa-
nierung der Kanäle erarbeitet. Da-
mit erfüllen die für das Kanal-
netz Verantwortlichen in Markt   
Türkheim ihren Anspruch auf  
Nachhaltigkeit und kommen gleich-
zeitig ihrer Verantwortung für die 
nachfolgenden Generationen nach.

Der Qualität der Ausführung  
kommt auch in Markt Türkheim ei-
ne entscheidende Bedeutung zu – 
sowohl für das kurzfristige Ergeb-

nis als auch für die künftige Ent-
wicklung des Substanzwertes des 
örtlichen Kanalnetzes. „Vor die-
sem Hintergrund ist es eine gu-
te Sache, dass es Instrumente 
wie die Gütesicherung Kanalbau 
gibt, die bei der anspruchsvollen 
Aufgabe helfen, qualifizierte und 
fachlich geeignete Partner für die 
jeweilige Maßnahme zu finden“, 
ist Schinnagel überzeugt. 

Bei der Gütesicherung Kanal- 
bau RAL-GZ 961 handelt es sich um 
ein System zur Prüfung der fachli-
chen Eignung von ausführenden 
Unternehmen bzw. ausschreiben-
den und bauüberwachenden Stel-
len. Bieter weisen mit Erfüllung 
der Anforderungen der Güte- und 
Prüfbestimmungen RAL-GZ 961 ih-
re besondere fachtechnische Qua-
lifikation (Fachkunde, technische 
Leistungsfähigkeit und Zuverlässig-
keit auf technische Vertragserfül-
lung) nach, die von Auftraggebern 
insbesondere bei der Vergabe von 
Bauleistungen gefordert wird. 

Besuch auf der Baustelle

Der Nachweis der Bietereignung 
wird sowohl im Unternehmen als 
auch auf der Baustelle bestätigt. 
Dabei werden die Baustellen durch 
einen vom Güteausschuss der Gü-
tegemeinschaft Kanalbau beauf-
tragten Prüfingenieur entspre-
chend den in den Güte- und Prüf-
bestimmungen definierten Inter-
vallen unangemeldet besucht und 
geprüft. In Markt Türkheim ist Di-
pl.-Ing. Marcus Peterlik für diese 
Besuche verantwortlich. Er ist ei-
ner von rund 30 Prüfingenieuren, 
die bei den Gütezeicheninhabern 
in Bayern und den anderen Bun-
desländern derzeit jährlich mehr 
als 3.300 unangekündigte Baustel-
lenbesuche und etwa 2.500 Fir-
menbesuche durchführen. 

„Dabei werden die Ausführung 
der Maßnahme entsprechend den 
allgemein anerkannten Regeln der 
Technik, die personelle und ma-
schinentechnische Ausstattung so- 
wie die Eigenüberwachung bewer-
tet“, so Peterlik. Sei alles in Ord-
nung, werde das positive Ergebnis 
ebenso im Prüfbericht festgehal-
ten wie eventuelle Abweichungen. 
Gravierendere Mängel werden 
dem Güteausschuss zur Beratung 
vorgelegt, der dann entsprechen-
de Ahndungsmaßnahmen emp-
fiehlt. Zusätzlich nutzen die Inge-
nieure den Baustellenbesuch, um 
das Baustellenpersonal zu infor-
mieren und zu sensibilisieren. Ziel 
der Gütesicherung auf der Baustel-
le ist, durch wachsende Qualifika-
tion der Beteiligten, Eigenüberwa-
chung und die gemeinsame Aus-
wertung etwaiger Fehler die Aus-
führungsqualität kontinuierlich zu 
verbessern. Dass das System funkti-
oniert, davon konnten sich die Ver-
antwortlichen in Markt Türkheim in 
den letzten Jahren überzeugen. r

V. l.: Prof. Reinhard Büchl (Clustersprecher Umweltcluster Bayern), 
Rainer Haselbeck (Regierungspräsident von Niederbayern), Alfred 
Mayr (Geschäftsführer Umweltcluster Bayern). Bild:  Sandra Vitting

Süd- und Ostbayerische Wassertagung in Landshut:

Erfolg für  
alle Beteiligten

Bereits zum fünften Mal fand die Süd- und Ostbayerische Wasserta-
gung in Landshut statt. Für die etwa 2.000 Besucher und 140 Aussteller 
bot die Messe eine Plattform für den fachlichen Austausch rund um das 
Thema Wasser. Parallel zur Messe fand ein Forum mit branchenspezi-
fischen Vorträgen statt. Hier wurden wegweisende neue Technologien, 
Projekte und Verfahren aus der Wasserwirtschaft vorgestellt.

Eröffnet wurde die Messe 
durch den Schirmherrn Rainer 
Haselbeck, Regierungspräsident 
von Niederbayern. Seine Festan-
sprache begann er mit einem Zi-
tat von J.W. v. Goethe: „Alles ist 
aus dem Wasser entsprungen, al-
les wird durch das Wasser erhal-
ten […]“ und leitete damit zur Rol-
le der kommunalen Wasserver-
sorger über, die einen überaus 
wichtigen Beitrag zur Daseinsvor-
sorge leisten. In Bayern bedeu-
tet dies beeindruckende 115.000 
km Leitungen für die Versor-
gung und 100.000 km öffentli-
che Sammelkanäle zur Entsor-

gung. Auch die Wasserwirtschaft 
braucht neueste Technik und In-
novationen. Aus diesem Grund 
stellten im Anschluss die beiden 
Gewinner des Leuchtturmpro-
jektes 2018 des Umweltcluster 
Bayern ihre innovativen Projek-
te vor. Dr. Tobias Kauf (SCHRAML 
GmbH) präsentierte die „Kanal-
netzbewirtschaftung 4.0 bei der 
Stadtentwässerung Nürnberg“ 
und Wolfgang Ott (Kelheim Fib-
res GmbH) brachte den Zuhörern 
das Thema „Biologisch abbauba-
re Feuchtetücher mit der Visko-
se-Spezialfaser VILOFT® - Flusha-
ble Wipes“ näher.

Neue Ideen und  
bewährte Produkte

Im Anschluss daran eröffnete 
Dr. Juliane Thimet (Bayerischer 
Gemeindetag und 1. Vorsitzende 
der Wasserwerksnachbarschaf-
ten Bayern e.V.) die überörtliche 
Fortbildungsveranstaltung der 
WWN Bayern e.V., bei der aktu-
elle Herausforderungen der bay-
erischen Wasserversorgung dis-
kutiert wurden.

In den zwei bis zum letzten 
Platz gefüllten Hallen präsen-
tierten die Aussteller neue Ide-
en und bewährte Produkte. Die 
Messe richtet sich insbesondere 
an Werksleiter, Geschäftsführer, 
Bürgermeister und Betriebsleiter 
sowie technisches Betriebsper-
sonal von Wasserversorgungs- 
und entsorgungsbetrieben, an 
Vertreter von Industrie, Fachfir-
men, Ingenieurbüros und Fach-
behörden ebenso Vertreter der 
Wissenschaft und Interessierte 
rund um das Thema Wasser und 
Abwasser. r

Schritt seien Problemräume kon-
kret zu identifizieren, Hochwas- 
serentstehungsgebiete zu defi-
nieren und geeignete Maßnah-
men zu überlegen. „Die wirkli-
chen und verbindlichen Vorga-
ben erfolgen durch die Kommu-
ne, die Ministerien unterstützen 
natürlich dabei. Es macht aber 
nur Sinn, wenn auf breiter Ebene 
der Kommunen und des Landkrei-
ses das Interesse besteht, diesen 
Weg zu gehen“, erklärte Koch.

An der Infoveranstaltung nah-
men auch Vertreter von Was-
serzweckverbänden und des Bay-
erischen Bauernverbandes teil. 
Kreisobmann Johann Mayer warb 
für „immergrüne Äcker“. Darüber 
hinaus ging es in den Nachfragen 
und der Diskussion unter ande-
rem um die Reaktivierung von Au-
enlandschaften, die hohen Grund-
wasserstände, die Ansiedlung von 
Gewerbe mit der Folge der Ver-
siegelung und langfristige Mög-
lichkeiten, Versiegelungen wie-
der zurückzunehmen. r
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Bayerischer Heilbäder-Verband:

Gestärktes Profil
Der Bayerische Heilbäder-Verband (BHV) betritt Neuland. Mit 
dem Projekt „Wald und Gesundheit“, das er auf seiner Frühjahrs-
tagung in Bad Endorf startete, sollen Kur- und Heilwälder in baye-
rischen Kurorten und Heilbädern eingerichtet und für präventive 
und therapeutische Zwecke genutzt werden. 

Wie BHV-Vorsitzender Klaus 
Holetschek feststellte, seien 
Therapien und Präventionsan-
gebote in Wäldern eine aus-
gezeichnete Ergänzung zu den 
ortsgebundenen Heilmitteln in 
Heilbädern und Kurorten. „Da-
mit wird das Profil unserer Or-
te als ‚Gesundes Bayern‘ und als 
Premium-Standorte für Gesund-
heitsreisen gestärkt.“ 

In den bayerischen Kur- und 
Heilwäldern soll nun die größ-
te deutsche Waldstudie durch-
geführt werden, die beweisen 
soll, dass der Wald positive Aus-
wirkungen auf die Gesundheit 
hat. In Japan gibt es bereits eine 
lange Tradition des Waldbadens 
und zahlreiche Studien belegen 
die positiven Auswirkungen ei-
nes Waldaufenthalts auf die Ge-
sundheit. 

Erster Schritt des Projekts ist 
die wissenschaftliche Erarbei-
tung von Kriterien für die Aus-
weisung eines Kur- und Heilwal-
des. Durchgeführt wird sie vom 
Lehrstuhl für Public Health und 
Versorgungsforschung (IBE) der 
Ludwig-Maximilians-Universi-
tät München. Das Projekt, ge-
fördert vom Bayerischen Wirt-
schaftsministerium mit rund 
200.000 Euro, steht rund zehn 
ausgewählten Heilbädern und 
Kurorten offen. Diese können 
sich jetzt, auch als Kooperati-
on mehrerer Orte, für die Teil-
nahme bewerben. Die Bewer-
bungsfrist läuft bis zum 6. Mai. 
Nach einem Kick-Off-Meeting 
soll dann die Auswahl der Pilot-
gemeinden erfolgen.

„Die Zeit der Appelle ist vor-
bei, jetzt ist Handeln angesagt“, 

erklärte Holetschek mit Blick 
auf Bundesgesundheitsminister 
Jens Spahn. Dieser wurde auf-
gefordert, die Krankenkassen 
zu mehr Präventionsleistungen 
zu verpflichten. Prävention, so 
der BHV-Vorsitzende, müsse zur 
Chefsache werden. Als Erstes 
werde die Kur als Pflichtleistung 
der Krankenkassen benötigt.

Ambulante Vorsorgeleistungen 
auf dem Tiefpunkt 

Anlass für die Forderung  
sind die neuesten Fallzahlen zu 
den ambulanten Vorsorgeleis-
tungen nach §23 Abs.2 Sozial-
gesetzbuch V. Nach Angaben 
der zuständigen Kassenärztli-
chen Vereinigung Westfalen-Lip-
pe gab es 2018 bundesweit nur 
mehr 34.290 ambulante Vorsor-
geleistungen. In Bayern waren es 
etwas über 15.000. Nach Holet-
scheks Ansicht ist dies erschüt-
ternd und ein erneuter histori-
scher Tiefpunkt bei den ambu-
lanten Kuren. Es führe auch vor 
Augen, dass es an der Genehmi-
gungspraxis bei den Krankenkas-
sen hakt.

Prävention, sei wichtiger denn 
je, betonte der Präsident. „Wir 
müssen uns nur die steigende 
Zahl von Volkskrankheiten wie 
psychische Erkrankungen oder 
Rückenleiden vor Augen führen. 
Dazu kommen der Fachkräfte-
mangel in der Wirtschaft und 
die längere Lebensarbeitszeit 
der Menschen. Da muss es doch 
im gesamtgesellschaftlichen In-
teresse sein, die Menschen so 
lange wie möglich gesund im Be-
rufsleben zu halten.“ DK

14. Wasserforum Unterfranken 2019: 

Die Zeichen der Zeit erkennen
Unter dem Motto „Klimawandel in Unterfranken – nachhal-
tig umgehen mit Wasser und Boden“ fand das diesjährige 14. 
Wasserforum Unterfranken statt. Regierungspräsident Dr. Eu-
gen Ehmann rief vor knapp 200 Teilnehmern dazu auf, Mitstrei-
ter für den Grundwasserschutz und eine nachhaltige Entwicklung 
zu werden. Unterfranken sei beim Schutz des Grundwassers auf 
dem richtigen Weg, das Ziel aber noch nicht erreicht. 

Laut Ehmann ist die Wasser-
versorgung gegenwärtig zwar 
nicht gefährdet, doch sei es 
wichtig, die Zeichen der Zeit zu 
erkennen und sich an die klima-
tischen Entwicklungen anzupas-
sen. Nur so könne die Versor-
gungssicherheit auch in Zukunft 
auf dem gewohnt hohen Niveau 
gehalten werden. 

Dr. Heiko Gerdes von BGS Um-
welt, Darmstadt, der sich mit 
den „Auswirkungen des Klima-
wandels auf den Grundwasser-
haushalt“ in Unterfranken und 
darüber hinaus befasste, ver-
wies auf neue Quellschüttungs-
minima bei einem Drittel der 
Quellen in Unterfranken. Zu-
dem verschöben sich diese Mi-
nima vom Spätherbst nach vor-
ne, in Zeiten höheren Wasser-
verbrauchs. 

Aufgrund neuer Klimamodelle 
erwartet Gerdes höhere Ampli-
tuden der Grundwasserstände 
über mehrere Jahre hinweg. Zu-
gleich sei der Bewässerungsbe-
darf der Landwirtschaft in den 
vergangenen Jahren merklich 
gestiegen. Die Überwachung 
der Grundwasservorräte und 
ihrer Nutzung würden immer 
wichtiger.

Die Herausforderungen des 
Klimawandels an die Landwirt-
schaft stellte Andreas Maier, 
Bereichsleiter Ernährung und 
Landwirtschaft an der Regie-
rung von Unterfranken, dar: lan-
ge Trockenperioden, Tempera-
turen über 30 °C, Spätfröste so-
wie eine Zunahme der Erosions-

gefahr durch die sehr punktuelle 
zeitliche und räumliche Vertei-
lung der Niederschläge. Auch er-
läuterte Maier die Folgen des Kli-
mawandels auf den Pflanzenbau. 
Bei Winterweizen und Zuckerrü-
ben habe es selbst im Trocken-
jahr 2018 nur relativ geringe Ern-
te- bzw. Zuckerertragseinbußen 
gegeben. Große Potenziale be-
stünden in der Auswahl trocken-
resistenter Sorten. Zusätzlich 
könne die Fruchtfolge durch den 
Anbau wärmeliebender Kulturen 
wie Sojabohne oder Durumwei-
zen erweitert werden, wenn der 
Markt dies erlaube. 

Pflanzenbau weiterentwickeln

Der Klimawandel ist Maier zu-
folge eine sehr große Heraus-
forderung. Aus seiner Sicht gibt 
es „glücklicherweise gut ausge-
bildete Landwirte und landwirt-
schaftliche Organisationen, die 
die Zeichen der Zeit erkannt ha-
ben. Zudem existierten im vor-
und nachgelagerten Bereich der 
Landwirtschaft auch noch mit-
telständische Strukturen so-
wie ein effizientes und gut aus-
gebautes Forschungs- bzw. Be-
ratungswesen und eine Gesell-
schaft, die die Agrarwirtschaft 
mit dieser Herausforderung 
nicht alleine lässt. 

„Es wird keine massiven Brü-
che geben, aber eine Weiterent-
wicklung des Pflanzenbaus ist 
unausweichlich“, machte Mai-
er deutlich. Landwirtsfamilien 
seien es jedoch gewohnt, das 

Machbare zu realisieren und 
in Generationen nachhaltig zu 
denken.

Region Grabfeldgau

Herausforderungen und Lö-
sungsansätze in der wasserar-
men Region Grabfeldgau prä-
sentierte Jürgen Heusinger, 1. 
Bürgermeister der Gemeinde 
Sulzfeld und 1. Vorsitzender 
der Kommunalen Allianz Frän-
kischer Grabfeldgau. Die na-
türlichen Gegebenheiten füh-
ren hier zu Qualitäts- und Men-
genproblemen bei der Was-
serversorgung. Zusätzlich sind 
Fließgewässer durch Erosions- 
und Nährstoffeinträge belas-
tet, was auch eine Beeinträch-
tigung des Sulzfelder Badesees 
bewirkt. 

Eine verstärkte Beratung von 
Landwirten führte Heusinger zu-
folge zu einer Intensivierung der 
Kooperationen mit dem Zweck-
verband Bad Königshofen-Mit-
te sowie zu einem verbesser-
ten Gewässerschutz, vor allem 
durch Uferrandstreifen. Weitere 
Maßnahmen für den Grundwas-
serschutz sind die Beteiligung 
an dem Projekt „Wasserschutz-

brot“ der Aktion Grundwasser-
schutz Unterfranken sowie der 
Anbau von Wildpflanzen als Er-
satz für Biogasmais. Parallel da-
zu soll beim Bürger durch Pro-
jekte für Grundschulen und Kin-
dergärten, einen Themenwan-
derweg Wasser und durch das 
Projekt „Wasser.Heimat.Leben“, 
einer Kooperation zwischen Kir-
chen, Kommunen und der Akti-
on Grundwasserschutz Unter-
franken, das Bewusstsein für die 
Wassersituation im Grabfeldgau 
verbessert werden.

Positive Ziele formulieren

Zu einer neuen Kommunika- 
tion bei den Themen Klimawan-
del und Nachhaltigkeit rief der 
Sozialwissenschaftler Prof. Dr. 
Harald Welzer, Institut für Trans-
formationsdesign, Universität 
Flensburg, und Direktor von Fu-
turZwei Stiftung Zukunftsfähig-
keit, auf. Die bisherige negative, 
„katastrophenorientierte“ Kom-
munikation führe zwar zu ei-
nem ausgeprägten Bewusstsein 
für die Probleme, aber eher zu 
Vermeidungsreaktionen als zu 
Verhaltensänderungen. Es gel-
te, ein gesamtgesellschaftliches 
Entwicklungskonzept anzusto-
ßen, um positive Ziele für eine 
bessere Gesellschaft zu formu-
lieren, und dabei neue Bündnis-
se zu schmieden. DK

Regelwerk – Aufruf  
zur Stellungnahme

Abwässer und Abfälle aus der Reinigung und  
Entschichtung von Fassaden / Entwurf Merkblatt DWA-M 370

Die Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und 
Abfall e. V. (DWA) hat den Entwurf des Merkblatts DWA-M 370 
„Abwässer und Abfälle aus der Reinigung und Entschichtung von 
Fassaden“ vorgelegt, der hiermit zur öffentlichen Diskussion ge-
stellt wird.

Das vorliegende Merkblatt 
DWA-M 370 befasst sich mit 
Abwässern und Abfällen, die 
bei der Oberflächenbehand-
lung, d. h. Reinigung, Entschich-
tung sowie der pflegenden und 
schützenden Behandlung der 
Außenflächen von Bauprojek-
ten anfallen. 

Das Merkblatt DWA-M 370 
wurde erstmals im September 
2001 veröffentlicht. Eine erste 
Aktualisierung des Merkblatts 
erfolgte in 2011. Um den techni-
schen und rechtlichen Entwick-
lungen Rechnung zu tragen, hat 
der Fachausschuss KEK-11 „In-
frastrukturabfälle aus Abwas- 
seranlagen und Straßenunter-
haltung“ in 2017 beschlossen, 
das Merkblatt erneut zu aktua-
lisieren.

Behandlungsverfahren

Das Merkblatt DWA-M 370 
gibt einen Überblick über die 
Fassadenarten und Methoden 
der Fassadenreinigung, die Auf-
fangtechniken für Abwasser 
und Abfall und die notwendi-
gen Behandlungsverfahren. Die 
Beschaffenheit der verwende-
ten Stoffe, die Verminderung 
deren Schädlichkeit sowie die 
Entsorgungsmöglichkeiten der 
Abfälle und Abwässer werden 
dargestellt. 

Es enthält Hinweise zu Aus-
schreibung, Eigenüberwachung 
und Zertifizierung. Ein Mus-
ter für „Anträge auf die Einlei-
tung von Abwasser aus der Fas-
sadenreinigung“ und „Hinwei-
se einer Genehmigung“ runden 
das Merkblatt ab. 

Zahlreiche Vorschriften

Beim Umgang mit Abwäs-
sern und Abfällen der Fassa-
denreinigung bewegt man 
sich in den Rechtsräumen des 
Abfall- und Wasserrechts, de-
ren Vielzahl von Vorschriften 
zu beachten sind. Aus diesem 
Grund wird der rechtliche 
Rahmen ausführlich erläutert 
und anhand einzelner Tatbe-

stände konkret dargestellt.
Derzeit existieren verschie-

dene Richtlinien, Leitfäden und 
Vorschriften für die umwelt-
schonende Behandlung von 
Fassaden und den Umgang mit 
den dabei entstehenden Ab-
wässern und Abfällen. Im Merk-
blatt DWA-M 370 werden ein-
heitliche Regeln aufgezeigt, um 
Auftraggeber, Auftragnehmer, 
Planer und Behörden zu unter-
stützen, die Maßnahmen zu er-
greifen, die bei der ordnungsge-
mäßen Oberflächenbehandlung 
von Fassaden und Decken not-
wendig sind. 

Das Merkblatt wurde von der 
DWA-Arbeitsgruppe KEK-11.4 
„Abwässer und Abfälle aus der 
Fassadenreinigung“ (Sprecher: 
Dipl.-Ing. Frederik Slowenski) 
im Auftrag des DWA-Hauptaus-
schusses „Kreislaufwirtschaft, 
Abfall und Klärschlamm“ im 
DWA-Fachausschuss KEK-11 „In-
frastrukturabfälle aus Abwasse-
ranlagen und Straßenunterhal-
tung“ erarbeitet.

Frist zur Stellungnahme

Das Merkblatt DWA-M 370 
„Abwässer und Abfälle aus der 
Reinigung und Entschichtung 
von Fassaden“ wird bis zum 31. 
Mai 2019 öffentlich zur Diskus- 
sion gestellt. Hinweise und An-
regungen erbittet die DWA 
schriftlich, möglichst in digitaler 
Form, an Josefine Dahmen, dah-
men@dwa.de. 

Für den Zeitraum des öffent-
lichen Beteiligungsverfahrens 
kann der Entwurf kostenfrei im 
DWA-Entwurfsportal (http://
www.dwa.de/entwurfsportal) 
eingesehen werden. Dort ist 
auch eine digitale Vorlage zur 
Stellungnahme hinterlegt. Im 
DWA-Shop ist er als Printversion 
oder als E-Book im PDF-Format 
erhältlich.
März 2019, 44 Seiten, ISBN 978-
3-88721-777-8, Ladenpreis: 59 
Euro, fördernde DWA-Mitglie-
der: 47,20 Euro.
E-Mail: info@dwa.de, DWA-
Shop: www.dwa.de/shop r

Zum Tag des Wassers:

Die Digitalisierung im  
Wassersektor meistern...

... mit praxisnaher Forschung
Ob als Lebensmittel oder in der Landwirtschaft, ob für die Reini-
gung oder in der Logistik: Wasser und mit ihm die Wasserbranche 
ist für die alle Lebensbereiche erfassende Digitalisierung ein Schlüs-
selelement. „Für einen fließenden Übergang der Branche ins Zeital-
ter der Digitalisierung liefern die Forschungsinstitute der Zuse-Ge-
meinschaft mit ihrer Expertise wertvolle Antworten. Ihre Arbeit 
erlangt durch den Stellenwert von Wasser auf Energie-, Logistik- 
und Rohstoffmärkten ebenso wie durch die Auswirkungen des Kli-
mawandels erhöhte Aktualität“, erklärte der Präsident der Zuse-Ge-
meinschaft, Dr. Ralf-Uwe Bauer, anlässlich des Tages des Wassers.

Wasser ist ein Medium, das 
elektrischen Strom ebenso wie 
Stoffe in den Boden und Ver-
kehrsströme leitet. Dass Kanä-
le und Flüsse als Verkehrsadern 
künftig noch stärker pulsieren 
könnten, darauf deutet ein ak-
tuelles Projekt des RIF Institut 
für Forschung und Transfer hin. 

Das Dortmunder Forschungs-
team untersucht gemeinsam 
mit dem Duisburger Institut DST, 
wie eine dezentral gesteuerte 
Binnenschifffahrt für bedarfso-
rientierte und umweltgerechte-
re Mobilität sorgen kann. Kern 
des Projekts:  Die Forschenden 
ermitteln anhand von Güter-
strömen einerseits und tech-
nischer Innovationen anderer-
seits, inwieweit künftig wieder 
verstärkt kleinere Schiffe beim 
Lastentransport zum Zuge kom-
men können. 

„Die Chancen von Elektromo-
bilität und autonomem Trans-
port bieten in Kombination mit 
freien Kapazitäten in kleineren 
Häfen und Kanälen nahe der 
Ballungsräume an Rhein und 
Ruhr ideale Voraussetzungen für 
neue Logistiklösungen auf dem 
Wasser, die digitales Know-how 
mit den Vorzügen vorhandener 
Infrastruktur verbinden“, be-
tonte RIF-Geschäftsführer Mi- 
chael Saal.

Elektrolyse befreit von  
Medikamenten-Rückständen

Als Teil der Daseinsvorsorge 
ist die Wasserwirtschaft bei Um-
welt- und Gesundheitsschutz 
gefordert. In Deutschland sind 
laut Umweltbundesamt nur 
rund 8 % der knapp 10.000 Ge-
wässer in gutem oder sehr gu-
tem ökologischem Zustand. Wie 
sich problematische Spurenstof-
fe aus Abwässern entfernen las-
sen, untersucht aktuell die Ge-
sellschaft zur Förderung der 
naturwissenschaftlich-techni-
schen Forschung in Berlin-Ad-
lershof (GNF). Die Forschenden 
sind Rückständen von Arznei-
mitteln auf der Spur, so Rönt-
genkontrastmitteln. Im Wasser-
kreislauf wirken sich solche Kon-
trastmittel schädlich aus. Das 
wollen die GNF-Forschenden 
verhindern: Über einen Elek- 
trolyseschritt und mit Hilfe von 
ultravioletter Strahlung haben 

sie vielversprechende Ergebnis-
se zum Abbau der Spurenstoffe 
erzielt. „Während Kontrastmit-
teln wie der im Röntgen häufig 
eingesetzten Amidotrizoesäure 
selbst mit dem Einsatz von Ozon 
und Aktivkohlefiltern nicht bei-
zukommen ist, können wir sie 
mit der Elektrolyse sehr gut be-
kämpfen. Wir sind sehr zuver-
sichtlich, dass die bevorstehen-
den Feldtests unsere im Labor 
erzielten Ergebnisse bestäti-
gen“, sagte der GNF-Vorsitzen-
de Dr. Frank-Marc Krüger.

Simulationssoftware 
für Kläranlagen

Dass Digitalisierung in der 
Wasserwirtschaft nicht als dis-
ruptiver, sondern auch als or-
ganischer, dynamischer Prozess 
verstanden werden kann, zeigt 
das Institut für Automation und 
Kommunikation (ifak) aus Mag-
deburg. Mit der im ifak ent-
wickelte Simulationssoftware 
SIMBA kann bereits seit mehr 
als 20 Jahren das dynamische 
Verhalten von Kläranlagen und 
Abwassersystemen analysiert 
werden. 

Mit SIMBA lassen sich u.a. Ab-
läufe in Kläranlagen simulieren, 
die sowohl die Verfahrens- und 
Maschinentechnik als auch die 
Automatisierung abbilden. So 
ermöglicht SIMBA eine ganz-
heitliche Analyse von Kanalnetz, 
Kläranlage, Schlammbehand-
lung, Fließgewässer und Auto-
matisierung. „Die Computersi-
mulation komplexer technischer 
Systeme wird zunehmend zum 
Standardwerkzeug zur Verfah-
rensoptimierung und zur ganz-
heitlichen Bewertung von Au-
tomatisierungsprozessen“, stell-
te Dr. Jens Alex, Abteilungsleiter 
Geschäftsfeld Wasser und Ener-
gie im ifak, fest.

„Die Institute der Zuse-Ge-
meinschaft sind nicht nur in der 
Wissenschaft, sondern auch als 
kompetente Berater und Dienst-
leister unterwegs.  Für die Was-
serwirtschaft und andere Bran-
chen liefern sie kostbare Lösun-
gen rund um die Digitalisierung. 
Die Bundesregierung muss die-
se Stärken der praxisnahen For-
schung durch eine verbesserte 
Förderung honorieren“, forder-
te Dr. Bauer. r

VKU zur aktuellen Debatte 
um Düngeregeln

„Trinkwasser ist das Lebensmittel Nummer eins. Wenn es darum geht, 
Gesetze und Verordnungen zu überarbeiten, muss die Sicherung der 
Ressourcen für die Trinkwasserversorgung an erster Stelle stehen", be-
tonte Karsten Specht, Vizepräsident des Verbandes kommunaler Un-
ternehmen (VKU), dessen Mitglieder rund 90 Prozent der Deutschen 
mit Trinkwasser versorgen, zur aktuellen Debatte um Düngeregeln:

„Wir haben uns vor langer Zeit 
in Europa darauf geeinigt, deut-
lich mehr Anstrengungen in be-
lasteten Gebieten zu unterneh-
men, um den Nitrateintrag in 
unsere Gewässer zu reduzie-
ren. Das müssen wir jetzt end-
lich national umsetzen. Denn 
auch nach der letzten Reform 
des Düngerechts entsprachen 
die Vorgaben einem Rechtsgut-
achten im Auftrag des Verbands 
kommunaler Unternehmen zu-
folge nicht dem EU-Recht“, fuhr 
Specht fort.

„Übermäßig aufgebrachte Dün-
gemittel gefährdeten die Quali-

tät der Trinkwasserressourcen - 
und damit die nachhaltige Was-
serversorgung von unserer Be-
völkerung, Industrie, Gewerbe 
und Landwirtschaft. „Die Nitrat- 
richtlinie gibt es seit 1991: Die 
Zeit, die Weckrufe permanent zu 
überhören, muss endgültig vor-
bei sein. Wir fordern die Betei-
ligten auf, sich endlich auf einen 
gemeinsamen Nenner bei der 
Reform der Düngeverordnung 
zu einigen, der den Vorgaben 
der Nitratrichtlinie entspricht 
und unsere Trinkwasserressour-
cen schützt. Wir müssen vom 
Reden ins Handeln kommen.“ r
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Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern
Bayerns.
Von Aschaffenburg
bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten
• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus
Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im
Programm von RTL und jeden Sonntag um 17:00 Uhr
auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter:
www.tvbayernlive.de

Handwerk: 

Viele Aufträge, keine Fläche
Dem bayerischen Handwerk geht es gut, trotz Konjunkturschwan-
kungen. Doch Kammerpräsident  Franz Xaver Peteranderl kriti-
siert: „Das Handwerk wird einerseits aus der Stadt gedrängt, aber 
gleichzeitig nicht mehr hineingelassen.“ So mache die Verkehrs- 
planung der Stadt München als auch der Flächenfraß das Hand-
werk und seine Beschäftigten zu Verlierern.

Noch immer ist die Rede vom 
„goldenen Handwerk“ und die-
ses hat im Vergleich zu ande-
ren Industrien und Gewerben 
Hochkonjunktur. Mehr als die 
Hälfte (54 Prozent) aller befrag-
ten Handwerksunternehmen 
im Kammerbezirk beurteilte die 
aktuelle Geschäftslage im ers-
ten Quartal 2019 als gut, für 
weitere 35 Prozent war sie zu-
mindest befriedigend. Knapp 
ein Drittel der Betriebe (28 Pro-
zent) vermeldete im Berichts-
zeitraum einen Anstieg der 
Nachfrage, für 51 Prozent war 
sie gleichbleibend.

Hohes Niveau

Der Anteil gestiegener und 
konstanter Auftragseingänge 
bewegt sich damit auf dem ho-
hen Niveau des Vorjahres. Die 
Auslastung der Betriebe leg-
te im ersten Quartal im Vorjah-
resvergleich um einen weiteren 
Punkt zu und erreichte durch-
schnittlich 79 Prozent. Sie stieg 
damit zum sechsten Mal in Fol-
ge in einem Winterquartal. Vor 
allem in den Bauhandwerken 
und im Ausbau sind die Unter-
nehmen aufgrund der hohen 
Nachfrage und des leer gefeg-
ten Fachkräftemarktes beson-
ders ausgelastet. 

Für das Gesamtjahr rechnen 
die Konjunkturexperten der 
Kammer mit einem Umsatzplus 
von nominal vier Prozent. Die 
Zahl der Beschäftigten dürfte 
um etwa 0,9 Prozent zulegen, 
die Investitionen um rund 3,5 
Prozent wachsen.

Doch was die Verkehrspla-
nung betrifft, sieht die Kam-
mer die Entwicklungen in Mün-
chen mit großer Sorge. „Es 
steht außer Frage, dass die Lö-
sung der Verkehrsproblema-
tik neben dem Wohnen zu den 
drängendsten Fragen in der 
Landeshauptstadt gehört“, so 
der Kammerpräsident. Geplan-
te Maßnahmen wie der Bau ei-
nes „Boulevard Sonnenstra-
ße“ sowie weitere Fahrbahn-
verengungen auf der Leopold-/
Ludwigstraße und der Lind-
wurmstraße sieht die Hand-
werkskammer kritisch. 

Innenstadt schottet sich ab

Peteranderl sagte dazu: „Es 
scheint, als sollten Menschen 
und Gewerbetreibende von au-
ßerhalb durch bewusst herbei-
geführte Verkehrsbehinderun-
gen aus München ferngehalten 
werden. Das Herz Münchens, 
die Innenstadt, schottet sich 
auf diese Weise ab!“. So mache 
auch die geplante Halbierung 
der Fahrspuren auf der Lud-
wigsbrücke von vier auf zwei 
„den Flaschenhals noch enger“. 
„Die Brücken sind für Hand-
werksunternehmen aus Mün-
chen und dem Umland wichti-
ge Stellen zur Isarquerung. Die 
Verlagerung des Verkehrs hin 
zur Cornelius- und Maximili-
ansbrücke wird die Folge sein“, 
prophezeit Peteranderl. Dabei 
sei nicht hinnehmbar, dass das 
Handwerk einerseits aus der 
Stadt gedrängt und gleichzei-
tig nicht mehr hineingelassen 

werde, kritisierte er. Mit die-
sem Vorwurf spricht der Kam-
merpräsident die Tatsache an, 
dass es für Unternehmer immer 
schwieriger wird, in der Stadt 
aufgrund steigender Mieten 
und fehlender Gewerbeflächen 
geeignete Standorte zu finden.  

Offensive gegen 
Flächenfraß

Die Bayerische Staatsregie-
rung startete deshalb jüngst 
die „Flächensparoffensive Bay-
ern 2019“. Verbindliche Flä-
chenverbrauchsobergrenzen 
sollen darin nicht festgeschrie-
ben, sondern ein Flächenver-
brauch-Richtwert von fünf Hek- 
tar am Tag in der Landespla-
nung verankert werden - wie 
das CSU und FW im Koalitions-
vertrag beschlossen haben. 
Dieser Wert würde einer Hal-
bierung der Flächenneuinan-
spruchnahme entsprechen. Da- 
bei ist der Haupttreiber für 
die Staatsregierung die Aus-
weisung neuer Wohnsiedlun-
gen. „85 Prozent des Flächen-
verbrauchs gehen auf das Kon-
to des Siedlungsbaus“, erklär-
te Wirtschaftsminister Hubert 
Aiwanger anlässlich des Start-
schusses der Offensive. Doch 
von Kommunen und Wirt-
schaftsvertretern erntete die 
Regierung teils scharfe Kritik. 
Unter Fachleuten herrscht zu-
nehmend Konsens, dass der 
Flächenfraß nur mit einer ge-
setzlichen Obergrenze einge-
dämmt werden kann. 

Nutzungsmischung  
statt Grenzen

Die Handwerkskammer ist da 
anderer Meinung. Das Hand-
werk im Freistaat unterstützt 
zwar einen sparsameren und 

effizienteren Umgang mit Flä-
chenressourcen. „Wir sind aber 
auch der Meinung, dass es in 
Bayern, dessen Bevölkerung 
und Wirtschaft wachsen, kei-
ne starre Grenze beim Flächen-
verbrauch geben kann. Es muss 
stets eine Berücksichtigung 
der aktuellen Gegebenhei-
ten vor Ort möglich sein“, sag-
te Peteranderl. Gerade kleine 
und mittlere Unternehmen des 
Handwerks drohten in der Kon-
kurrenz um Flächen und zwi-
schen den Ansprüchen der ver-
schiedenen Interessengruppen 
zerrieben zu werden. 

Strengere Auflagen

Neben der Wohnbebauung 
führen auch strengere Auflagen 
zu Emissionen sowie eine zuneh-
mende Sensibilität der Bevölke-
rung zu einer immer stärkeren 
Verdrängung von Handwerks-
betrieben aus ihren Standorten. 
Die schärfere Konkurrenz um 
Flächen schlägt sich darüber hi-
naus in steigenden Bodenprei-
sen nieder. Handwerksbetrie-
be, die bei Neugründungen, Be-
triebserweiterungen oder -ver-
lagerungen dringend Flächen 
benötigen, kommen immer sel-
tener zum Zug. 

Erschwerend kommt hinzu, 
dass wegen der hohen Mieten 
und Immobilienpreise in den 
Ballungszentren immer mehr 
Menschen in die Region ziehen. 
Dies hat zur Folge, dass die Ver-
kehrsströme stetig steigen. Für 
Handwerksunternehmen, die 
immer länger für ihre Kunden-
fahrten benötigen, wird es um-
so schwieriger, die Fahrkosten 
in einem angemessenen Um-
fang umzulegen. 

Das Handwerk hat sich da-
her schon in der Vergangenheit 
immer für eine Nutzungsmi-
schung ausgesprochen. Durch 
ein vernünftiges Nebeneinan-
der von Wohnen und Arbeiten 
werden nicht nur Verkehrsströ-
me reduziert, sondern auch ei-
ne wohnortnahe Versorgung 
der Bevölkerung gewährleistet. 

Für die öffentliche Verwaltung:

Großes Tschechisch- 
Deutsches Wörterbuch
2. bearbeitete und erweiterte Ausgabe. Praga: Leges 2018, 

308 S. ISBN 978-80-7502-321-6. Preis 20 Euro. 
Bestellung: www.knihyleges.cz

Mit mehr als 20.000 tschechischen Termini und ihren deut-
schen Entsprechungen füllt die vorgelegte Ausgabe von  
Antonín Kana eine spürbare Lücke im Angebot der zweisprachi-
gen Fachwörterbücher für die öffentliche Verwaltung. Zugleich 
reflektiert es den raschen Wandel der öffentlichen Verwaltung 
in den letzten Jahren in der Tschechischen Republik.

Die erste Ausgabe aus dem Jahre 2011 reagierte auf die da-
maligen bedeutenden Systemänderungen, insbesondere im 
Bereich der Gebietsverwaltung und die durch den Beitritt zur 
EU geschaffenen interregionalen und grenzüberschreitenden 
Kooperationsstrukturen. Die zweiten Ausgabe erfasst jetzt 
darüber hinaus die mit der fortschreitenden Umsetzung des 
„Strategischen Rahmens der Entwicklung der öffentlichen 
Verwaltung der Tschechischen Republik für den Zeitraum 
2014-2020“ zusammenhängenden umfangreichen Projekte. 
Es handelt sich insbesondere um neue, aus dem Gesetz über 
den Staatsdienst folgende Begriffe (z.B. Einführung des Beam-
tenrechts).

Das Wörterbuch wird all jenen von großem Nutzen sein, 
die als Verwaltungsakteure mit ihren tschechischen Partnern 
kommunizieren. r

Auch die Lockerung des Anbin-
degebots im Landesentwick-
lungsprogramm (LEP) müsse 
noch einmal auf den Prüfstand. 
„Diese führt letztendlich zu ei-
ner weiteren Ansiedlung von 
Handels- und Flachmarktzent-
ren. Durch überdimensionierte 
Einzelhandelsgroßprojekte auf 
der grünen Wiese zu Lasten von 
Ortskernen wird eine extensive 
Flächennutzung und damit ein 
zu hoher Flächenverbrauch be-
günstigt,“ sagte der Kammer-
präsident. 

Konzept „Gewerbehof“

Unterstützung für Unterneh-
mer bietet das Konzept „Ge-
werbehof“. Damit bekommen 
kleinen und mittelständischen 
Gewerbebetrieben die Mög-
lichkeit eines innenstadt- und 
damit kundennahen Standor-

tes. Kleinteilige Produktions-
flächen ab 40 qm erlauben es 
auch dem traditionellen Hand-
werksbetrieb, im Stadtgebiet in 
attraktiver Lage präsent zu sein. 

Branchen-Mix erhalten

Neben dem Erhalt bestehen-
der und der Ausweisung neu-
er Gewerbegebiete versuchen 
die Gewerbehöfe dazu beizu-
tragen, München als Produk- 
tionsstandort weiter zu entwi-
ckeln und den Branchen-Mix 
zu erhalten. Das Gewerbehof-
programm wird laufend fort-
geschrieben um ein flächende-
ckendes Netz an Gewerbehö-
fen im Stadtgebiet aufzubau-
en. Inzwischen verwaltet die 
Münchner Gewerbehofgesell-
schaft sechs Gewerbehöfe mit 
einer Mietfläche von insgesamt 
64.000 qm. Anja Schuchardt

Unser Bild zeigt Bayerns Sozialministerin Kerstin Schreyer (Mitte) 
mit Stephan Weidenbach (2. Bürgermeister der Gemeinde Grün-
wald, 3. von links), Tobias Sicheneder (Geschäftsführer der Nach-
barschaftshilfe Grünwald, 3. von rechts) und ehrenamtlichen Hel-
fern der Tafel Grünwald. Bild: StMAS

Bürgerschaftliches Engagement:

„Wertvolle Arbeit für den  
Zusammenhalt in unserer Gesellschaft“ 

Sozialministerin Kerstin Schreyer besuchte die Tafel in Grünwald
Bayerns Sozialministerin Kerstin Schreyer hat die Tafel der Nach-
barschaftshilfe Grünwald besucht. Zwei Mal in der Woche ver-
teilen dort über 20 ehrenamtliche Helferinnen und Helfer Le-
bensmittel, die von örtlichen Läden gespendet werden. Die Tafel 
Grünwald versorgt etwa 60 Menschen mit Essen. Schreyer: „Mit 
Ihrem Einsatz helfen Sie den Menschen, die nicht auf der Sonnen-
seite des Lebens stehen. Sie investieren viel Zeit und Liebe. Dafür 
danke ich Ihnen von Herzen!“ 

Die Nachbarschaftshilfe Grün-
wald betreibt nicht nur die Ta-
fel, sondern übernimmt auch 
in vielen anderen sozialen Be-
reichen Verantwortung. So gibt 
es im Haus der Begegnung ei-
ne Kindertagespflege und einen 
Second-Hand-Laden, der allen 
Bürgerinnen und Bürgern offen 
steht.

„Die Gemeinde Grünwald und 
die Bürgerschaft sind den ehren-

amtlich Tätigen, die Ihre Freizeit 
und Arbeitsleistung in diesem 
Verein einbringen, zu Dank ver-
pflichtet“, so Stephan Weiden-
bach, 2. Bürgermeister der Ge-
meinde Grünwald. All dies wird 
auch durch die Gemeinde Grün-
wald ermöglicht. „Mit dem Bau 
des Gebäudes würdigt die Ge-
meinde Grünwald auch den Ein-
satz der vielen ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer und hat 

den richtigen Rahmen für de-
ren Engagement geschaffen“, so 
Schreyer.

Bei den rund 170 Tafeln in 
ganz Bayern werden mit gro-
ßem ehrenamtlichem Engage-
ment gespendete Lebensmit-
tel an bedürftige Menschen ver-
teilt. Ungefähr 45.000 Tonnen 
Lebensmittel werden von den 
rund 7.000 Helferinnen und Hel-
fern jährlich bewegt. Für sie will 
sich auch der Freistaat Bayern 
stärker engagieren. So soll der 
Landesverband Tafel Bayern e.V. 
eine Förderung unter anderem 
für die Fortbildung von Ehren-
amtlichen erhalten.

Großartiges Bekenntnis 
zur Heimat

Insgesamt engagiert sich in 
Bayern jeder Zweite über 14 
Jahre ehrenamtlich. Sozialmi-
nisterin Schreyer: „Das ist ein 
großartiges Bekenntnis zu un-
serem Land. Bürgerschaftliches 
Engagement schafft sozialen Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft 
und macht unsere bayerische 
Heimat so lebens- und liebens-
wert.“ 

Die Staatsregierung würdigt 
das bürgerschaftliche Engage-
ment zum Beispiel mit der bayeri-
schen Ehrenamtskarte. Seit 2011 
sind bereits über 150.000 Ehren-
amtskarten ausgegeben worden. 
Mit der Ehrenamtskarte gibt es 
Rabatte und Vergünstigungen 
bayernweit bei mehr als 5.000 
kommunalen, privaten und staat-
lichen Partnern. 

Weitere Informationen zur 
Ehrenamtskarte unter: www.
ehrenamtskarte.bayern.de r
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Landkreis Schwandorf:

„Aufsuchende Sozialarbeit“ als 
Schlüssel zu gelungener Integration
Im Landkreis Schwandorf gibt es seit 2016 ein Integrationsnetz-
werk, das Migranten aus allen Herkunftsländern, also nicht nur 
Menschen mit Fluchthintergrund, hilft, den Alltag in Deutschland 
zu meistern. 2018 hat die Initiative „Integration SAD“ dafür den 2. 
Platz des Integrationspreises der Regierung der Oberpfalz in der 
Kategorie „Ehrenamtliche und Vereine“ erhalten. 

Eine treibende Kraft in der In-
itiative Integration SAD ist Elke 
Reinhart, die seit 2015 Integrati-
onsbeauftragte der Stadt Neun-
burg vorm Wald und als Rotari-
erin schon seit längerem ehren-
amtlich tätig ist. 

Während der Flüchtlingskrise 
2015 sah sich Neunburg mit der 
Ankunft von ca. 150 Geflüchteten 
und einer unstrukturierten Hel-
fersituation konfrontiert. Um das 
„Helferchaos“ zu koordinieren 
und einen Ansprechpartner zu 
installieren, schuf Bürgermeister 
Martin Birner damals die Stelle 
einer Integrationsbeauftragten.

Bald wurde deutlich, dass 
auch die anderen Kommunen 
im Landkreis Schwandorf ei-
nen ähnlichen Bedarf haben. 
So wurde 2016 der Grundstein 
für ein landkreisweites Integ-
rationsnetzwerk, die Initiati-
ve Integration SAD gelegt, die 
es sich zum Ziel gesetzt hat, ak-
tiv an der gesellschaftlichen Inte-
gration von Migranten im Land-
kreis Schwandorf mitzuwirken. 
Schwerpunkte sind dabei der Er-
werb bzw. die Verbesserung von 
Sprachkenntnissen, die Vermitt-
lung gesellschaftlicher Werte, 
sowie eine Starthilfe in den Ar-
beitsmarkt.

Integration SAD besteht aus ca. 
70 Ehrenamtlichen und 30 Refe-
renten und ist rein spendenfinan-
ziert. Träger dieses Integrations-
netzwerks sind die Service-Clubs 

im Landkreis Schwandorf: Ro-
tary Club Schwandorf, Round 
Table Schwandorf, Lions Club 
Schwandorf, Rotary Club Ober-
pfälzer Wald und Lions Club 
Oberpfälzer Wald. Unterstützt 
werden diese von den Volks-
hochschulen im Landkreis, die 
als Projektpartner ihre Verwal-
tungsinfrastruktur zur Verfügung 
stellen und z.B. die Abrechnung 
organisieren.

Daueraufgabe

Bürgermeister Birner ist sich si-
cher, dass er für alle Bürgermeister 
im Landkreis Schwandorf spricht, 
wenn er die Initiative SAD als eine 
„enorme Bereicherung für unse-
ren ganzen Landkreis“ bezeichnet 
und auch Landrat Thomas Ebeling 
schätzt das Engagement der Ini- 
tiative sehr, denn „im grenznahen 
Landkreis Schwandorf ist das The-
ma Integration wichtig und wird 
auch in Zukunft eine Daueraufga-
be bleiben.“

Der große Vorteil eines solchen 
Netzwerks unabhängiger Werte-
gemeinschaften ist, dass es losge-
löst von politischen Entscheidun-
gen unbürokratisch und schnell 
Hilfe anbieten kann. So konnten 
landkreisweit schon zahlreiche 
Projekte verwirklicht werden.

Der wichtigste Schritt, da-
mit Integration überhaupt statt-
finden kann, ist der Erwerb von 
Sprachkenntnissen, denn nur 

über die Sprache ist eine gesell-
schaftliche Teilhabe überhaupt 
möglich. Doch eine Gruppe wird 
hier häufig ausgeschlossen, weil 
sie am offiziellen Sprachkursan-
gebot nicht teilnehmen kann: 
Mütter mit kleinen Kindern ha-
ben oft keine Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten und fallen so 
durch das Raster. Dabei ist es ge-
rade für Mütter so wichtig, die 
Sprache zu erlernen, damit sie 
ihre Kinder in der Schule unter-
stützen können. Hier setzt das 
Projekt „Deutsch für Mütter“ 
an, denn während der Sprach-
kurse werden die Kinder im Ne-
benraum betreut. So können die 
Frauen in kurzer Zeit nicht nur 
bundesweit anerkannte Qualifi-
kationen erwerben, sondern ge-
winnen zudem auch an Selbstbe-
wusstsein. 

Sozialer Treffpunkt

Einen richtigen sozialen Treff-
punkt hat die Integration SAD 
mit den spendenfinanzierten 
sozialen Kleiderläden EMMA  
in Schwandorf und Neunburg 
geschaffen, hier wird Second- 
Hand-Kleidung zu günstigen Prei-
sen verkauft, die sich beim Nach-
weis von Bedürftigkeit nochmals 
um die Hälfte reduzieren. Die eh-
renamtlichen Mitarbeiter enga-
gieren sich jedoch weit über den 
Verkauf von Kleidung hinaus: Bei 
Bedarf helfen sie auch beim Aus-
füllen von Formularen oder bei 
den Hausaufgaben. 

Neben Menschen mit Migrati-
onshintergrund wissen auch vie-
le Senioren das Angebot der EM-
MA zu schätzen. Diana Schmid-
berger, ehrenamtliche Mitar-

beiterin und Realschulrektorin 
in Neunburg, findet am Konzept 
der EMMA-Läden besonders 
wichtig, dass dort die Würde des 
Menschen aufrechterhalten wird, 
da die Bedürftigen sich „als Kun-
den fühlen dürfen und nicht als 
Bittsteller auftreten müssen.“

Im Rahmen des Projekts „Frie-
den stiften“ besucht Elke Rein-
hart zusammen mit einer pä-
dagogischen Fachkraft und ei-
ner Gruppe junger Geflüchteter 
Schulen in der Region. Nach ei-
nem einführenden Vortrag be-
kommen die Schüler Gelegen-
heit, mit den Geflüchteten zu 
diskutieren und ihnen Fragen zu 
stellen. Bei häufig gestellten Fra-
gen wie: „Wie stehst du zu krimi-
nellen Ausländern?“, oder „Wa-
rum trägst du Kopftuch?“, wird 
schnell deutlich, dass es dar-
auf nicht nur eine Antwort gibt. 
Wenn die Schüler sehen, dass je-
de der jungen Frauen, das Kopf-
tuch aus einer anderen Motiva-
tion trägt, fangen sie auch an zu 
begreifen, dass es nicht eine ho-
mogene Gruppe von Ausländern 
ist, die zu uns nach Deutschland 
kommt, sondern dass es sich um 
Individuen mit unterschiedlichen 
Meinungen und Lebensentwür-
fen handelt.

Kürzlich hat das Projekt „Frie-
den stiften“ auch die Polizeischu-
le in Nabburg besucht, „ein be-
sonders wichtiger Termin“, so 
Elke Reinhart, denn die 150 Po-
lizeischüler, die in ihrem Be-
rufsalltag mit Kriminalität zu tun 
haben, müssen besonders dafür 
sensibilisiert werden, „dass man 
nie pauschalisieren darf.“

Es braucht einen Kümmerer

Elke Reinhart rät allen Kom-
munen, die einen Bedarf in die-
ser Richtung sehen, dazu, einen 
Integrationsbeauftragten zu ins-
tallieren. Denn es braucht einen 
Kümmerer, an den Migranten 
sich mit ihren Problemen wen-
den können und der die wert-
volle Arbeit der Ehrenamtlichen 
koordiniert. Dabei nutze es laut 
Reinhart nichts, eine Integrati-
onsstelle zu schaffen, „in der von 
9 bis 17 Uhr jemand im Büro sitzt 
und wartet, bis jemand vorbei-
kommt“, was es braucht ist viel-
mehr eine „aufsuchende Sozial-
arbeit, jemand der zu den Leuten 
hingeht und sich ihre Lebenssitu-
ation ansieht.“

Eine umfassende Handlungs-
empfehlung, die das Thema Inte-
gration und Inklusion in verschie-
denen Handlungsfeldern behan-
delt, ist 2018 im Rahmen eines 
Forschungsprojektes der Akade-
mie für politische Bildung in Tut-
zing entstanden.

Die Ergebnisse dieses 4. Tut-
zinger Diskurses, an dem auch 
Elke Reinhart mitgearbeitet hat, 
wurden unter dem Titel „We-
ge der Integration“ veröffentlicht 
und stehen unter folgendem Link 
zum Download bereit: https://
www.apb-tutzing.de/download/ 
publikationen/kooperationsschrif-
ten/TD4_Wege-der-Integration_
online.pdf MS

Elke Reinhart (3. v. r) mit dem Projekt „Frieden stiften“ an der Mit-
telschule in Maxhütte-Haidhof. Die Schule ist auf dem Weg zu 
„Schule mit Courage –  Schule ohne Rassismus“. r

Daumen hoch 
für die Dorfläden 

Dorfladennetzwerk Donau-Ries erfolgreich und etabliert

Der bundesweit einzigartige Zusammenschluss der Dorfläden im 
Landkreis Donau-Ries ist mittlerweile fest in der Region etabliert 
und hat ein Jubiläum gefeiert. Das Netzwerk besteht nun schon seit 
zweieinhalb Jahren. Bereits zum zehnten Mal ist das erfolgreiche 
Netzwerk zusammen gekommen. Viele zukünftige Projekte, wie die 
jährliche Regionale Einkaufswoche, wurden besprochen. Die Teil-
nehmer erhielten Informationen zu Fair-Trade-Produkten. Auch ein 
einheitliches Belohnungssystem für die Dorfläden wurde diskutiert. 

Im Dorfladennetzwerk Donau- 
Ries schlossen sich im Oktober 
2016 die zehn genossenschaftlich 
organisierten Dorfläden der Regi-
on zusammen. Ein Vorteil ist vor 
allem der Austausch von Informa-
tionen und Ideen. Fachlichen In-
put zu unterschiedlichsten The-
men geben sich die Teilnehmer 
gegenseitig, das Konversionsma-
nagement oder Experten aus der 
Region. 

So wurden von Karl-Heinz Kös-
ter, dem Koordinator für kommu-
nale Entwicklungspolitik und –zu-
sammenarbeit beim Landkreis 
Donau-Ries, Fair-Trade-Produkte  
und deren Handelswege vorge-
stellt. Diese hochwertigen und 
fair produzierten und gehandel-
ten Produkte könnten das Sorti-
ment der Dorfläden erweitern.

Auch wurde die Einführung ei-
nes Belohnungssystems vorge-
stellt. Die Anwärterin Anne Dunst 
erarbeitet im Rahmen ihres Stu-
diums ein passendes Konzept für 
die Dorfläden im Landkreis Do-
nau-Ries. Weitere wichtige Pro-
jektideen und Inhalte für die 
nächsten Netzwerktreffen wur-
den von den Teilnehmern erör-
tert. Landrat Stefan Rößle freut 
sich über das Engagement der 
Dorfläden im Netzwerk und be-
tont, dass das Netzwerk mittler-
weile über die bayerischen Gren-
zen hinaus bekannt ist. 

Regionale Einkaufswoche 
im Juli

Die dritte regionale Einkaufs-
woche in den Dorfläden findet in 
diesem Jahr wieder im Juli statt. 
Hierfür werden sich die zehn Dor-
fläden wieder interessante und 
individuelle Aktionen einfallen 
lassen. Ziel ist es wieder, den Fo-
kus auf die regionalen Produkte 
aus dem Landkreis Donau Ries zu 
legen. Ebenso wird es wieder ei-
nen Anreiz für Kunden geben, die 
für mindestens zehn Euro regio-
nale Produkte kaufen. 

Die Dorfläden präsentieren die 
regionalen Produkte im regiona-
len Einkaufsregal, dass sich seit 
der ersten regionalen Einkaufs-
woche fest in den Dorfläden eta-
bliert hat. So erkennt der Kunde 
schnell, wo die regionalen Pro-
dukte zu finden sind. Zudem wer-
den die Produkte mit dem spezi-
ellen Siegel „Regionales Produkt 
Donau-Ries“ versehen, dass die 
Herstellung im Landkreis kenn-
zeichnet.

Konversionsmanagerin Barbara 
Wunder dazu: „Mit dem Kauf von 
Produkten, die das Siegel tragen, 
können sich Verbraucher sicher 
sein, dass sie mit gutem Gewissen 
regional erzeugte Produkte er-
werben.“ Das Rahmenprogramm 
der regionalen Einkaufswoche mit 

den zahlreichen Aktionen in den 
Dorfläden wird rechtzeitig vorab 
zur Verfügung gestellt. 
Weitere Informationen unter: 
barbara.wunder@donauries. 
bayern, Tel.: 0906/74-305 bzw. 
www.donauries.bayern/dorfladen

Euregio Egrensis-Jahrespressekonferenz:

Wertvoll als Sprachrohr  
und Dienstleister

Bei der Jahrespressekonferenz der Euregio Egrensis im säch-
sischen Breitenbrunn im Erzgebirge verwies der amtierende  
Gemeinsame Präsident Patrik Pizinger, Bürgermeister der Stadt 
Chodov, darauf, dass die Arbeit in der grenzüberschreitenden Ver-
ständigung zwar noch lange nicht abgeschlossen sei, jedoch eine 
sehr gute Grundlage geschaffen wurde, den Mitgliedern und Part-
nern als Dienstleister, Sprachrohr und Plattform zur Verfügung zu 
stehen. Dr. Birgit Seelbinder, Präsidentin der Euregio Egrensis AG 
Bayern, hieb in dieselbe Kerbe: Die Idee der grenzüberschreiten-
den Zusammenarbeit auf der Basis von Euregios habe sich heute 
in nahezu allen europäischen Grenzregionen etabliert. 

Seelbinder, die ihren Blick auf 
die Aktivitäten der Euregio-Ar-
beitsgemeinschaft im Freistaat 
richtete, brachte ihre Freude da-
rüber zum Ausdruck, dass in den 
bayerischen Ministerien ein star-
ker Rückhalt für die Euregio zu 
verzeichnen sei. Konkret nannte 
sie die Unterstützung für grenz- 
überschreitende Projekte und 
deren finanzielle Förderung. 

So fördert die Bayerische 
Staatskanzlei seit vielen Jahren 
mit erheblichen Mitteln das Lang-
zeitprojekt „Bayerisch-Tschechi-
schen Gastschuljahr“. Eng ist die 
Zusammenarbeit mit dem Wirt-
schaftsministerium, weil dort 
das INTERREGA-Programm Bay-
ern-Tschechien verwaltet wird. 
Insbesondere die Abwicklung 
des Dispositionsfonds zur Förde-
rung kleiner und mittlerer grenz- 
überschreitenden Projekte, mit 
der die Euregio Bayern beauf-
tragt wurde, ist ein zentraler Be-
standteil ihrer Arbeit.

Mit dem Kleinprojektefonds 
können Seelbinder zufolge auch 
in der laufenden Förderperiode 
wieder viele gute Maßnahmen 
und Begegnungsprojekte unter-
stützt werden. Bereits 80 Projek-
te bayerischer Antragsteller wur-
den seit 2016 genehmigt und da-
für rund 920.000 Euro an Förder-
mitteln verplant. Ziel ist es, den 
Kleinprojektefonds auch in der 

neuen Förderperiode ab 2021 
weiterhin behalten und eigen-
ständig verwalten zu können.

Zum ersten Mal hat die Euro-
päische Kommission die Klein-
projekteförderung im entspre-
chenden Verordnungsentwurf 
verankert. Das ist aus Sicht der 
Präsidentin vor allem deshalb 
sehr erfreulich, da die Kleinpro-
jekteförderung in früheren Jah-
ren auch schon von Brüsseler 
Seite stark unter Beschuss stand. 
„Nun liegt es an uns, mit den zu-
ständigen Ministerien entspre-
chend zu verhandeln und auf un-
serer Seite die Voraussetzungen 
dafür zu schaffen, dass wir als Eu-
regio diese verantwortungsvolle 
Aufgabe auch in Zukunft über-
nehmen können“, betonte Seel- 
binder.

Praxiswörterbuch für  
den Rettungsdienst

Große Aufmerksamkeit in der 
Region fand das 2018 realisierte 
„Praxiswörterbuch für den Ret-
tungsdienst“. Hierbei handelt es 
sich um eine deutsch-tschechi-
sche Publikation, die von einer 
bilateralen Expertengruppe aus-
gearbeitet und im Rahmen der 
Sprachoffensive der Euregio he-
rausgegeben wurde. Dieser Ar-
beitsgruppe gehörten sowohl 
Vertreter des Rettungsdienstes, 

der Integrierten Leitstellen im 
Euregio-Gebiet sowie des grenz- 
überschreitenden Koordinie-
rungszentrums für den Rettungs-
dienst, als auch Sprachexperten 
und weitere Fachleute aus dem 
Bereich Gesundheitswesen an.

Die in der Publikation enthalte-
nen Themen erstrecken sich von 
der Notrufabfrage über die Un-
tersuchung, die Diagnose, Aus-
stattung eines Rettungswagens 
bis hin zur Kommunikation im 
Krankenhaus. Mit Hilfe von be-
schrifteten Graphiken sind auch 
spezielle Themen wie Wasser-
rettung, Luftrettung und Berg- 
rettung bildlich dargestellt.

„Das Heft findet bis heute in 
den Rettungsdiensten sehr gro-
ßen Anklang“, wie Seelbinder 
berichtete. „Das bestätigt uns, 
dass hier ein ganz konkreter und 
praxisbezogener Handlungsbe-
darf gegeben war. In den ver-
gangenen Wochen haben wir da-
mit begonnen, an ausgewählten 
Standorten Einführungssprach-
kurse mit diesem Praxiswörter-
buch anzubieten. An diesen Ver-
anstaltungen nehmen vorrangig 
Rettungsdienstleistende aus der 
Region teil.“

„Gemeinsame Erklärung“

2018 sei zum 25-jährigen Ju-
biläum der Euregio Egrenis in 
Mödlareuth eine „Gemeinsame 
Erklärung“ unterzeichnet und 
damit die dreiseitige Zusam-
menarbeit erneuert und bekräf-
tigt worden, fuhr die Präsiden-
tin fort. „Wir haben für unsere 
drei Arbeitsgemeinschaften er-
klärt, dass wir die Euregio-Idee 
auch in die Zukunft führen wol-
len, weil die Herausforderungen 
im Grenzraum nicht kleiner ge-
worden sind.“

Als Gastredner auf der dies-
jährigen Jahrespressekonferenz 
der Euregio Egrensis fungierte 
Dr. Peter Jahr, Mitglied des Euro-
päischen Parlaments. Er plädier-
te für einen Bürokratieabbau und 
dafür, Europa „den Menschen zu-
rückzugeben“. Aus dem Europäi-
schen Parlament berichtete Jahr, 
dass die Stimmung für die Förder-
programme dort sehr gut sei. Po-
sitiv hob er in diesem Zusammen-
hang die erstmalige Verankerung 
des Dispositionsfonds und des 
Kleinprojektefonds im Verord-
nungsentwurf hervor. Dies sei ein 
wichtiger Schritt, um die EU den 
Menschen wieder näherzubrin-
gen. Zum anderen gebe es noch 
viel Unklarheit, da es noch keinen 
konkreten Fonds gebe und die Hö-
he noch nicht feststehe. Nach der 
Europawahl im Mai werde es wohl 
dauern, bis sich das Europaparla-
ment neu konstituiert habe. DK



A U S  D E N  B AY E R I S C H E N  KO M M U N E N 19GZ 3. Mai 2019

„Was für ein symbolhaftes 
und emotionales Osterfest 
dieses Jahr! In Paris brennt 
Notre-Dame und in Sri Lan-
ka werden Christen in der 
Kirche ermordet. Eine Auf-
forderung zur Besinnung.“ 
Mein Chef, der Bürgermeis-
ter, kam nach den Osterfe-
rien sehr nachdenklich ins 
Büro zurück. 

Tatsächlich erlebten wir 
ja einen hochdramatischen 
Auftakt der Karwoche, als 
die Bilder der lichterloh brennenden Pariser 
Hauptkirche über die Bildschirme und die Sei-
ten der Sozialen Medien liefen. Da haben sich 
sicherlich nicht nur die Herzen derjenigen zu-
sammengezogen, die Paris lieben, es gerne be-
suchen und für die ein Besuch in oder ein Spa-
ziergang um Notre-Dame herum einfach ein 
Muss beim Aufenthalt ist. Man sah doch förm-

lich, wie ein einmaliges Kulturdenkmal zugrun-
de ging. Ich hätte an diesem Montagabend 
nicht gedacht, dass auch nur eine Mauer ste-
henbleibt, zu mächtig türmten sich die Flam-
men, zu hilflos sahen die Löschversuche aus, 
zu dramatisch bracht der Vierungsturm in sich 
zusammen. Notre-Dame schien zum Symbol 
der Vergänglichkeit des Irdischen zu werden, 
just an der Schwelle der Feiern zu Christi Tod 
und Auferstehung, dessen Glaubensbotschaft 
die Kathedrale verherrlichen sollte.

Dann die guten Nachrichten, die Zerstörun-
gen sind zwar schwer, aber nicht durchgän-
gig irreversibel. Der Dachstuhl verloren, aber 
die Mauern intakt und stark. Die Kunstwerke 
teilweise beschädigt, aber weitgehend restau- 
rierbar. Vor allem aber wurde die Dornen-
krone Jesu gerettet, jene Reliquie, die für die 
Gläubigen ein sichtbares Zeichen der Passion 
darstellt, das die Jahrhunderte und eben auch 
diese Katastrophe überdauert hat. Wer will da 
einem katholisch geprägten Herzen verübeln, 
wenn es bei aller Bewunderung für den Mut 
und die technische Kompetenz der Pariser 
Feuerwehrleute dennoch dem Wort „Wun-
der“ Raum gibt?

Bewundernswert auch die Bereitschaft, für 
den Wiederaufbau von Notre-Dame zu spen-
den. Die Trümmer rauchten buchstäblich 

noch, da waren fast eine Mil-
liarde Euro an Spendengel-
dern zusammengekommen. 

Aber unsere Welt ist nicht 
so, dass sich alle über so viel 
Großzügigkeit freuen wür-
den oder man sie wenigs-
tens nur unkommentiert zur 
Kenntnis nehmen würde. 
Nein, sofort wurde moralin-
sauer gefragt, ob es vertret-
bar ist, für ein Bauwerk Geld 
zu spenden, obwohl es auf 
der Welt so viel menschliche 

Not gäbe. Kluge Leute zückten ihre Bleistifte, 
um auszurechnen, dass schon der Bau der go-
tischen Kathedralen im Mittelalter reine Geld-
verschwendung war und im Angesicht der Ar-
mut damals unverantwortlich.

Aber wie hätte sich die Menschheit aus 
dem Mittelalter lösen sollen, ohne das techni-
sche und naturwissenschaftliche Wissen, das 
durch den Kathedralbau erworben oder er-
probt wurde? Vor allem aber ohne den geis-
tigen und sozialen Fortschritt der Arbeitstei-
lung und der Zusammenarbeit auf einen hö-
heren Zweck hin. Der Mensch lebt nicht vom 
Brot allein, weiß schon die Bibel. Klar, ob Wie-
deraufbau der Frauenkirche in Dresden oder 
Rettung von Notre-Dame – man könnte auch 
ohne diese steinernen Zeugen des Glaubens 
leben. Aber wollen wir auf diese Sinnstiftung 
verzichten?

Vor allem in einer Zeit, da das Christentum 
weltweit zum Objekt des Angriffs und des Has-
ses geworden ist. Im Vorderen Orient ist es bis 
auf Ägypten praktisch verschwunden. Die An-
schläge am Ostersonntag auf der lieblichen In-
sel Sri Lanka galten gezielt Betenden in ihren 
Kirchen. Sollen wir ausgerechnet in solchen 
Zeiten in Europa die Zeugnisse unserer Zivili-
sation und Kultur beiseite räumen und unsere 
christlichen Wurzeln kappen?

Mein Chef, der Bürgermeister, will in unse-
rer Stadt eine Spendenaktion für Notre-Dame 
organisieren, auch weil er nicht vergessen hat, 
wie viele Franzosen und andere für die Dresd-
ner Frauenkirche gespendet haben. Hier muss 
Europa vereint stehen und die Mahnung des 
großen Denkers Umberto Eco ernst nehmen: 
„Wenn der Mensch aufhört, an Gott zu glau-
ben, glaubt er nicht an nichts, sondern an al-
les Mögliche.“

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Aufforderung  
zur Besinnung

„Wachstum beißt sich  
mit Klimaschutz“

In der Gemeinde Schwaigen-Grafenaschau ist der Klimawandel spürbar

In der oberbayerischen Gemeinde Schwaigen-Grafenaschau ver-
sucht man alles, um sich auf das wandelnde Klima einzustellen. 
Und das mit gutem Grund. „Wir bekommen den Klimawandel be-
reits zu spüren“, sagt Hubert Mangold (parteilos), Bürgermeister 
der 624 Einwohner zählenden Gemeinde im Kreis Garmisch-Par-
tenkirchen und Vorsitzender des Beirats für Energie und Klima-
schutz der Zugspitzregion. So hatte die Gemeinde 2016 den größ-
ten Murenabgang, der je in Bayern registriert wurde.

„Letztes Jahr kam es zu zwei 
Starkregenereignissen“, berichtet 
Mangold. Einmal gingen 40 Liter 
innerhalb von zwölf Minuten nie-
der. Beim zweiten Mal waren es 80 
Liter in 25 Minuten. Dazwischen 
lagen lediglich zehn Tage: „Das 
war noch nie da gewesen.“ Für 
Mangold ist es keine Frage, dass 
sich das Klima wandelt: „Und wir 
sind eine der am stärksten betrof-
fenen Gemeinden.“ Weil der Bür-
germeister gegensteuern möchte, 
beteiligte er sich auch in diesem 
Jahr an der Veranstaltungsreihe 
„Klimafrühling Oberland“.

Umfangreiches Programm

Über 100 Veranstaltungen zu 
den Themen „Klimaschutz“ und 
„Nachhaltiges Handeln“ standen 
auf dem Programm. Es gab Vor-
träge, Diskussionen, Filmvorfüh-
rungen, Exkursionen und Ausstel-
lungen. Eine der Hauptveranstal-
tungen organisierte Mangold in 
seiner eigenen Gemeinde: In Gra- 
fenaschau wurde unter anderem 
darüber diskutiert, was der Kli-
mawandel für den Katastrophen-
schutz bedeutet. „Also wie etwa 
die Rettung funktionieren kann, 
wenn es zu längeren Stromaus-
fällen kommt“, erläutert er. Dies 
geschah erst im Februar in Ber-
lin-Köpenick. Über 30 Stunden war 
der Strom weg.

In vielen Projekten wird in 
Schwaigen-Grafenaschau ver-
sucht, stärker als bisher im Ein-
klang mit der Umwelt zu leben. 
So gibt es einen Dorfladen, der 
als Unternehmergesellschaft be-

trieben wird. Die Bürgerinnen 
und Bürger können seither zu Fuß 
oder mit dem Rad einkaufen. Au-
tofahrten zum Discounter entfal-
len, was Klima und Umwelt ent-
lastet. Der Dorfladen dient aber 
auch als Treff. Diese Funktion ist 
für Mangold ebenfalls wichtig. 
Menschen müssten sich wieder 
mehr begegnen können, sagt er, 
müssten sich über Probleme aus-
tauschen und gemeinsam begin-
nen, an Lösungen zu arbeiten.

Mittelfristiges Ziel der Ge-
meinde ist es, zu einem großen 
Teil energieautark zu werden. 
Aus diesem Grund engagiert sich 
Schwaigen-Grafenaschau auch 
als Stifterkommune in der Initia-
tive „Energiewende Oberland – 
Bürgerstiftung für Erneuerbare 
Energie und Energieeinsparung“. 
Deren Ziel ist es, bis 2035 Ener-
gieautarkie zu erreichen. Wirk-
lichkeit würde dieses Ziel durch 
energieeffiziente Haushalte mit 
Niedrigenergiehäusern oder sa-
nierten Gebäuden, eine vernetz-
te, dezentrale Energieversorgung 
und gemeinsame Energieprojek-
te von Bürgern und Kommunen.

Energienutzungsplan in Arbeit

„Wir in Grafenaschau arbei-
ten gerade an einem Energienut-
zungsplan“, verrät Mangold. So 
soll es künftig Kraft-Wärme-Kopp-
lung geben. Außerdem will die 
Kommune das Potential moderner 
Speichertechniken für erneuerba-
ren Strom ausloten. Dafür gab es 
bereits Unterstützung durch die 
Hochschule München: Fünf Stu-

denten erarbeiteten im Sommer-
semester 2017 eine Studie für  
ein Energiekonzept der Gemeinde.

Zu schaffen macht Hubert Man-
gold, dass die vielen kleinen, lo-
kalen Bemühungen um Umwelt- 
und Klimaschutz nur allzu oft 
durch die große Politik bedroht 
oder gar zunichte gemacht wer-
den. „Wirtschaftswachstum und 
Klimaschutz passen zum Beispiel 
einfach nicht zusammen“, sagt 
der kritische Kommunalpolitiker: 
„Man kann einfach nicht noch 
mehr exportieren und importie-
ren.“ Der dafür notwendige Trans-
portverkehr schadet nach seiner 
Einschätzung dem Klima immens.

Im Einklang mit der Natur

Wie schwer es ist, nachhaltig, 
klimafreundlich und im Einklang 
mit der Natur zu leben, zeigt sich 
für ihn auch am Beispiel des Gra-
fenaschauer Dorfladens. So ist es 
nicht möglich, die Milch von den 
nur wenige hundert Meter ent-
fernten Bauern zu beziehen. „Un-
sere Bauern liefern ihre Milch 
nach Berchtesgaden in die Molke-
rei, wo sie verarbeitet wird“, be-
richtet Mangold. Dabei legt die 
Milch rund 200 Kilometer zurück. 
Von Berchtesgaden werde sie 
nach Baden-Württemberg ins Zen-
trallager des Dorfladenlieferanten 
gefahren: „Insgesamt ist sie also 
800 Kilometer unterwegs.“

Dahinter stecken Hygieneregeln 
der EU. Umgangen werden könnten 
die Touren nur dann, wenn die Ge-
meinde im Dorfladen ein Gerät zur 
Erhitzung der Milch einbaut: „Das 
müsste dann immer wieder amtlich 
kontrolliert werden.“ Unterm Strich 
würde dadurch die Milch so teu-
er, dass niemand sie kaufen wür-
de. Mangold: „Aus Hygienegründen 
dürfen wir auch kein Bauernbrot di-
rekt vom Bauern abnehmen und im 
Dorfladen verkaufen.“

Mit Absurditäten wartet auch 
die Energieversorgung auf. So 
wollte die Gemeinde ein BHKW 
im Dorfladen installieren. Der er-
zeugte Strom sollte über die Stra-
ße ins Rathaus geschickt werden. 
Doch das geht nicht, so Mangold: 
„Wir werden von der Regierung 
gezwungen, dass wir den Strom 
für 12 Cent verkaufen, um ihn an 
anderer Stelle für 24 Cent zu kau-
fen“, da die Konzession zur Strom-
kabelverlegung für gewidmete 
Straßen dem Energieversorger 
obliegt. Und das, obwohl die Stra-
ße sowie die beiden Grundstücke 
von Dorfladen und Rathaus der 
Gemeinde gehören.

Beitrag zum Umweltschutz

Immerhin: Der Dorfladen funk-
tioniert gut und leistet seit einem 
knappen Jahr einen wichtigen 
Beitrag zum Umweltschutz. Sogar 
von Murnau-Westried kommen 
die Menschen am Samstag ange-
radelt, um hier einzukaufen. Die 
große Akzeptanz macht Mangold 
zuversichtlich, dass der Dorfladen 
in zwei Jahren schwarze Zahlen 
schreiben wird. Andere Dorflä-
den, die ähnlich euphorisch star-
teten, mussten nach einiger Zeit 
wieder schließen.

Zu den ambitioniertesten Initia-
tiven der kommenden Monate ge-
hört ein aktuell beantragtes Eu-
regio-Projekt mit der Tiroler Ge-
meinde Reith bei Seefeld. Es trägt 
den Titel „Kleine Kommunen-ge-
meinsam-eigenständig“. Gleich-
zeitig soll darauf hingewiesen wer-
den, was sich gesetzlich ändern 
müsste, um kommunale Eigen-
ständigkeit zurückzugewinnen. „In 
Osttirol sind wir außerdem mit 
einer Arbeitsgruppe aus Inner-
villgraten in Kontakt“, berichtet 
Mangold. Hier geht es um regiona-
le landwirtschaftliche Erzeugung 
und Vermarktung der Produkte in 
Dorf- und Hofläden. Pat Christ

V. l.: Landtagsabgeordneter Hans Herold mit Marlene Mortler und 
Diespecks Ersten Bürgermeister Dr. Christian von Dobschütz. pmw

CSU-Kreisverband Neustadt a.d. Aisch – Bad Windsheim:

Jahresempfang im  
Zeichen der Europawahl

Beim Jahresempfang des CSU-Kreisverbandes Neustadt a.d. Aisch – Bad 
Windsheim in Diespeck nannte Marlene Mortler, mittelfränkische Spit-
zenkandidatin der CSU zum Europäischen Parlament, „die Großfamilie 
als Modell auch für Europa: Zusammenhalten in guten wie schlechten 
Tagen“. Gerade angesichts globaler Herausforderungen und in unruhi-
gen Konstellationen in vielen Regionen der Welt müsse Europa zu sei-
ner Verantwortung stehen und friedenssichernden Einfluss nehmen.

Auf vielen Gebieten sei Euro-
pa schon recht gut, müsse aber 
noch besser werden. Innovation 
und Forschung müssten intensi-
viert werden, um im weltweiten 
Wettbewerb bestehen zu können, 
betonte Mortler, die – wenn die 
Wähler mitmachen – demnächst 
vom Deutschen Bundestag in das 
Europäische Parlament wechselt. 

Schon in Berlin habe sie sich als 
agrar-, ernährungs- und umwelt-
politische Sprecherin für ihren 
Berufsstand sowie für Klima und 
Natur stark gemacht, betonte die 
frühere stellvertretende Landes-

bäuerin. Und nachdem es zuneh-
mend auf Entscheidungen aus 
Brüssel ankomme, wolle sie sich 
jetzt dort einbringen.

Mit Marlene Mortler „hätten 
wir wieder eine ausgewiesene 
Expertin im Parlament, was uns 
auch künftig die Unterstützung 
des ländlichen Raumes und damit 
unserer Heimat sichert“, stell-
te CSU-Kreisvorsitzender Hans  
Herold fest. Hinzu käme bei ent-
sprechendem Wahlergebnis die 
einmalige Chance, mit Manfred 
Weber den Kommissionspräsi-
denten stellen zu können. pmw

Regionaler Einkaufsführer  
für den Landkreis Donau-Ries

Aufruf an Direktvermarkter und Verkaufsstellen zur kostenlosen Beteiligung 

Die Erstauflage des regionalen Einkaufsführers für den Landkreis Do-
nau-Ries ist sehr gut angenommen worden. Nun wird eine zweite Aufla-
ge erstellt. Zusätzlich wird es auch eine Online- Anwendung geben. Al-
le Verkaufsstellen von regionalen Produkten aus dem Landkreis können 
sich in diesem Verzeichnis kostenlos darstellen. Das Landratsamt möch-
te allen Direktvermarktern und Betreibern von Läden mit regionalen 
Produkten die Möglichkeit geben, sich mit ihrem Angebot zu melden. 

Das Konversionsmanagement 
des Landkreises Donau-Ries, das 
in der Stabsstelle Kreisentwicklung 
angesiedelt ist, beschäftigt sich 
seit einigen Jahren mit dem The-
ma Regionalität. Dazu gehört das 
mittlerweile sehr erfolgreiche und 
deutschlandweit einmalige Dorfla-
dennetzwerk sowie Projekte, die 
regionale Produkte, also Erzeug-
nisse aus der näheren Umgebung, 
vermehrt in den Fokus bringen. 

Eines dieser Projekte ist der „re-
gionale Einkaufsführer für den 
Landkreis Donau-Ries“. Darin kön-
nen sich Direktvermarkter und 
sonstige Verkaufsstellen regionaler 
Produkte aus dem Landkreis kos-
tenlos präsentieren. Zudem stellt 
er eine Hilfestellung für die Bürge-
rinnen und Bürger auf der Suche 
nach authentischen Produkten aus 
dem Landkreis Donau-Ries dar. 

Konversionsmanagerin Barbara 
Wunder betont: „Die große Nach-
frage nach dem regionalen Ein-
kaufsführer ist unter anderem 
darauf zurückzuführen, dass der 
Endkonsument auf bewussteres 
Einkaufen größeren Wert legt. 
Regionale Produkte werden im-
mer mehr geschätzt. Bei diesen 

Erzeugnissen weiß der Verbrau-
cher, wo sie herkommen.“ Als re-
gional gelten Produkte, die inner-
halb des Landkreises Donau-Ries 
angebaut und weiterverarbeitet 
werden. Die enge und gute Zu-
sammenarbeit mit dem Erzeuger- 
und Gastronomennetzwerk Geo-
park Ries kulinarisch und den wei-
teren Kooperationspartnern des 
Einkaufsführers trägt einen gro-
ßen Teil zum Erfolg bei. 

Mehrwert für  
Direktvermarkter und Kunden 

Auf etwa 100 Seiten werden ei-
ne Vielzahl unterschiedlicher regi-
onaler Produkte präsentiert. In ei-
nem praktischen, handlichen und 
informativen Taschenbuchformat 
wird der regionale Einkaufsführer 
nun ein zweites Mal aufgelegt. Die 
Adressen sind übersichtlich nach 
Städten und Gemeinden geord-
net. So findet jeder schnell regio-
nale Anbieter in seiner Nachbar-
schaft. Der Einkaufsführer ist al-
lerdings nicht nur eine Adresslis-
te, sondern beinhaltet auch eine 
Übersicht der verschiedenen Re-
gional- und Bio-Siegel und einen 

Saisonkalender für Obst und Ge-
müse. Zusätzlich zu Rezepten aus 
dem Landkreis werden Informati-
onen zu „Regionalen Superfoods“ 
aufgeführt. Mit dem regionalen 
Einkaufsführer wird ein Mehrwert 
für alle geschaffen, erläutert Land-
rat Stefan Rößle. So erhalten die 
Kunden eine Übersicht über die 
hochwertigen regionalen Produk-
te der Region und die Direktver-
markter und Läden können sich 
in hoher Auflage sehr prominent 
präsentieren. Dazu ist dieses Pro-
dukt für alle kostenlos. 

Der regionale Einkaufsführer 
wird in diesem Jahr zusätzlich als 
App für alle Kunden zur Verfügung 
stehen. Auch die Online- Anwen-
dung wird kostenlos sein. Somit 
kann der regionale Einkaufsfüh-
rer des Landkreises Donau-Ries ei-
nem noch breiteren Kundenkreis 
zur Verfügung gestellt werden 
und die dargestellten Einträge er-
halten eine noch größere Verbrei-
tung in der Region. 

Der neue Einkaufsführer ist ab 
Oktober bei den teilnehmenden 
Direktvermarktern und Läden, den 
Tourist-Informationen, im Landrat-
samt Donau-Ries und den Gemein-
deverwaltungen der Region kos-
tenlos erhältlich. Auch auf Messen, 
Konferenzen und ähnlichen Veran-
staltungen wird der Einkaufsführer 
verteilt. Der Vertrieb und die Ver-
marktung des regionalen Einkaufs-
führers erfolgt durch das Konversi-
onsmanagement Donau-Ries. r



Vorschau auf GZ 10
In unserer Ausgabe Nr. 10, die am 16. Mai 2019 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
• Entsorgungsmanagement und technische Lösungen
• Kommunales Verkehrswesen · ÖPNV
• Öffentliche Beleuchtung · Straßenbeleuchtung
• Sicherheit und Arbeitsschutz
• Brand- und Katastrophenschutz · Extremwetterereignisse
• Schulungen für kommunale Entscheider
• Kommunale Museen und Bibliotheken
• Kommunal-Marketing
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 Energiedienstleistung

Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

 Kommunalfi nanzierung

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Absperrpfosten Fahnenmasten

Heinkelstraße 44, 
71384 Weinstadt
Tel.: 07151/ 99 51 643 
 Hugo Knödler GmbH 

www.absperrpfosten.com

Heinkelstraße 44, 
71384 Weinstadt
Tel.: 07151/ 99 51 641 
 Hugo Knödler GmbH 

www.fahnenmast.com

Bau

ERLUS AG
Hauptstraße 106
D-84088 Neufahrn/NB 
T 08773 18-0
F 08773 18-113
www.erlus.com

ERL15086_Kontaktdaten_67x20mm.qxp_Layout  15.12.15  1    

Kommunale IT

www. .de

Recyclingbaustoff e

erdgas-schwaben.de

Am Gewerbering 23 • D-84069 Schierling
Tel: 09451 9313-0 • www.fahnen-koessinger.de

Fahnen
Maste
Roll-Ups
Bekleidung 
uvm.

Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 

www.anmelden.gemeindezeitung.bayern

Das GZ-Netzwerk

  Kommunale Neuigkeiten
Legen Sie für die Rufnummer +49 1579 2451592
einen Kontakt an und senden Sie die Nachricht 

„Start“ per WhatsApp an diese Nummer.

Z U  G U T E R  L E T Z T20 GZ3. Mai 2019

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegen unsere Einladung zum 7. Bayerischen 
WasserkraftForum und die Dokumentation des 4. Bayeri-
schen InfrastrukturForums bei. Wir bitten um freundliche 
Beachtung.  r

Landkreis-Gesundheitstage in Vilsbiburg:

Medizin zum Anfassen 
Die Gesundheitstage des Landkreises Landshut in Vilsbiburg er-
freuen sich weit über die Landkreisgrenzen hinaus großer Beliebt-
heit. Unter dem Motto „Medizin zum Anfassen – Sprechen Sie mit 
unseren Experten“ fanden in diesem Jahr mehr als 3.000 Besu-
cher den Weg in die Stadthalle. 

Chefärzte, Ärzte und Pflege-
kräfte der LAKUMED (Landshu-
ter Kommunalunternehmen für 
Medizinische Versorgung) infor-
mierten über Therapien und Un-
tersuchungsmethoden, sprich 
über alles, was der Gesundheit 
und der Gesundung dient. Auch 
viele niedergelassene Ärzte, 
Therapeuten, medizinische Ex-
perten sowie rund 50 Fachaus-
steller standen den zahlreichen 
Besuchern Rede und Antwort. 
Ein buntes Rahmenprogramm 
mit musikalischen und tänzeri-
schen Einlagen trug zusätzlich 
zur Attraktivität der Fachmesse 
bei. Am zweiten Messetag wur-
de live aus der Stadthalle Vilsbi-
burg auf B5 aktuell das Gesund-
heitsmagazin übertragen. The-
matisiert wurden hierbei die 
Schlaganfallversorgung sowie 
die Geburtshilfe in der ländli-
chen Region. 

Prominenter Besuch

Höhepunkt des ersten Mes-
setages war der Besuch der 
Schirmherrin der Landkreis-Ge-
sundheitstage, Landtagspräsi-
dentin Ilse Aigner, und der ehe-
maligen Skistars Rosi Mittermei-
er und Christian Neureuther. In 
einer Talkrunde mit Landrat Pe-
ter Dreier sprachen sie über die 
persönliche Bedeutung von Ge-
sundheit, über die medizinische 
Versorgung im ländlichen Raum 
und die Vorteile der Telemedi-
zin.

Generationenprojekt

Für Ilse Aigner ist Gesundheit 
ein Generationenprojekt. Nicht 
von ungefähr habe sich vieles 
an den Informationsständen 
um die Themen Geburtshilfe, 

Sportverletzungen und Erkran-
kungen im Alter gedreht. Ihrer 
Meinung nach braucht Gesund-
heit nicht nur private, sondern 
auch öffentliche Aufmerksam-
keit. Diese bekomme sie bei den 
Gesundheitstagen in Vilsbiburg 
reichlich. Der unkomplizierte, 
unmittelbare Kontakt sei das Be-
sondere an der Veranstaltung. 
Die Landkreis-Gesundheitsta-
gen seien ein Anziehungspunkt 
für alle, die ihr Verhalten opti-
mieren, Krankheiten vorbeu-
gen und erfahren wollen, wel-
che Behandlungsmöglichkeiten 
für welche Erkrankungen es im 
Landkreis gibt. Die Tele-Medizin 
mag eine Option sein, so Aigner, 
das persönliche Gespräch erset-
zen könne sie aber nicht. 

Versorgung auf Spitzenniveau

„Wir haben nicht alles in der 
Hand, wenn es darum geht, 
Krankheiten zu verhindern – 
aber es gibt doch vieles, was je-
der und jede tun kann, die Ge-
sundheit zu erhalten oder wie-
derherzustellen“, hob Landshuts 
Landrat Peter Dreier hervor. Da-
zu müsse man aber vor allem 
wissen, wie es geht, was richtig 
ist, was hilft und auch, was es zu 
vermeiden gilt.

„Die Landkreis-Gesundheits-
tage sind ein Forum, auf dem 
wir deutlich machen, dass die 
Qualität der medizinischen Ver-
sorgung in der Region Landshut 
auch überregional keinen Ver-
gleich zu scheuen braucht“, stell-
te Dreier fest. Im Gegenteil: „Un-
ser Landshuter Kommunalunter-
nehmen für medizinische Ver-
sorgung garantiert als größter 
medizinischer Dienstleister ei-
ne wohnortnahe Versorgung auf 
Spitzenniveau.“ DK

Kaniber schafft 15 neue 
Öko-Modellregionen

Bayern baut seine Spitzenstellung im Öko-Landbau aus. Landwirt-
schaftsministerin Michaela Kaniber hat das Landesprogramm zur 
Stärkung des regionalen Öko-Landbaus kräftig verstärkt. Künftig 
wird es in Bayern 15 neue staatlich anerkannte Öko-Modellregio-
nen geben. „Ich möchte damit ein deutliches Zeichen setzen. Die 
Produktion heimischer Bio-Lebensmittel und das Bewusstsein für 
regionale Identität ist äußerst wichtig“, erklärte Kaniber.

Von links: Landrat Thomas Schiebel, Regiopolregion Mainfranken 
Asa Petersson, Oberbürgermeister Christian Schuchardt, Sozial-
referentin Hülya Düber, Integrationslotsin Laura Senger, Landrä-
tin Tamara Bischof, Landrat Eberhard Nuss, Integrationslotse To-
bias Goldmann (hinten), Integrationslotse Burkard Fuchs, Integ-
rationslotsin Marion Stief. Bild: Thomas Stolzenberg

Integrationslotsen begründen 
Netzwerk in Mainfranken

Die Integration von geflüchteten Menschen endet nicht an Gren-
zen einer Kommune, folglich dürfen auch Unterstützungsangebo-
te keine Gemeindegrenzen kennen. Aus dieser Einsicht heraus ha-
ben die Landkreise Kitzingen, Main-Spessart, Würzburg sowie die 
Stadt Würzburg eine engere Zusammenarbeit der jeweiligen Inte-
grationslotsen beschlossen.

Hauptamtliche Integrationslot-
sinnen und –lotsen werden nach 
einer Pilotphase im Jahr 2017 
seit Anfang 2018 flächendeckend 
durch das Bayerische Staatsminis-
terium des Innern, für Sport und 
für Integration im gesamten Bun-
desland gefördert.

Landrätin Tamara Bischof, die 
Landräte Eberhard Nuss und Tho-
mas Schiebel und der Würzbur-
ger Oberbürgermeister Christian 
Schuchardt unterzeichneten ei-
ne Kooperationsvereinbarung, mit 
der bürgerschaftliches Engage-
ment durch Übergabemanage-
ment vereinfacht wird, Vernet-

zung und gemeinsame Veranstal-
tungen über kommunale Grenzen 
hinweg möglich gemacht werden. 

Die Vertreter der Landkreise 
und der Oberbürgermeister er-
klärten im Rahmen der Unter-
zeichnung übereinstimmend die 
Bedeutung einer übergreifenden 
Zusammenarbeit für das nachhal-
tige Gelingen von Integration. Die 
Regiopolregion Mainfranken wur-
de vertreten durch die Geschäfts-
führerin der Region Mainfran-
ken GmbH, Åsa Petersson. Sie be-
zeichnete Vielfalt und Zuwande-
rung als wesentlichen Faktor für 
die regionale Entwicklung. r

Die 15 Regionen sind die Ge-
winner einer dritten Wettbe-
werbsrunde, bei der Kaniber zu-
nächst sechs neue Modell-Regi-
onen ausloben wollte. Das Inte-
resse an dem Wettbewerb war 
aber so groß und die Bewerbun-
gen so qualitativ hochwertig, 
dass die Ministerin nun 15 Re-
gionen zu Öko-Modellregionen 
erklärt. Eine Jury, besetzt unter 
anderem mit Vertretern aus der 
Wirtschaft, der Wissenschaft, 
der Landesvereinigung für den 
Ökologischen Landbau und des 
Bund Naturschutz, haben die 
Bewerbungen geprüft und die-
se 15 Regionen als gut geeignet 
bewertet. 

Etablierung regionaler 
Wertschöpfungsketten

In den Öko-Modellregionen, 
die zur Optimierung des Volks-
begehrens zur Artenvielfalt die-
nen, werden zukunftsfähige Pro-
jekte zur Entwicklung des ökolo-
gischen Landbaus umgesetzt, 
regionale Wertschöpfungsket-
ten etabliert und das Bewusst-
sein der Bevölkerung für bio-re-
gionale Ernährung gestärkt. Er-
zeuger, Verarbeiter, Vermarkter 
und Konsumenten werden da-
mit regional vernetzt. 

„Das Ganze funktioniert auf 
freiwilliger Basis und ohne ge-
setzliche Vorgaben“ betonte 
die Ministerin. „Ich will, dass 
die Menschen die Produkte der 
Landwirte in ihrer Heimat wie-
der schätzen lernen und sich 
bewusst werden, dass regiona-
le Produktion die nachhaltigste 
ist“, sagte sie.

Die Öko-Modellregionen wer-
den vom Ministerium für Ernäh-
rung Landwirtschaft und Fors-
ten unterstützt. 75 Prozent der 
Kosten für die Projektleiter-Stel-
le vor Ort werden bezahlt, maxi-
mal bis zu 75.000 Euro im Jahr. 
Die Förderung läuft zwei Jahre, 
kann aber um weitere drei Jah-

re verlängert werden. Das Ge-
samt-Fördervolumen beläuft 
sich auf knapp 1,5 Millionen Eu-
ro im Jahr. 

Ökofläche mittelfristig 
verdoppeln

Bislang gab es zwölf Öko-Mo-
dellregionen. Sie sind ein wich-
tiger Bestandteil des Landes-
programms „BioRegio Bayern 
2020“, mit dem die Staatsregie-
rung seit 2012 den Ökolandbau 
in Bayern unterstützt. Mittler-
weile hat sich die Staatsregie-
rung in ihrem Koalitionsvertrag 
das Ziel gesetzt, mittelfristig 
die Ökofläche in Bayern zu ver-
doppeln. Derzeit bewirtschaf-
ten etwa 9.900 Ökobetriebe im 
Freistaat eine Fläche von über 
350.000 Hektar.

Die 15 neuen Öko- 
Modellregionen:

• Fränkische Schweiz (Kommu-
nen der Landkreise Bayreuth und  
Forchheim)
• Günztal (Kommunen der Lkr. 
Ostallgäu und Unterallgäu)
• Hochries-Kampenwand-Wen-
delstein (im Landkreis Rosenheim)
• Integrierte Ländlichen Entwick-
lung (ILE)  IKom-Stiftland (im Land-
kreis Tirschenreuth)
• ILE Kulturraum Ampertal (im 
Lkr. Freising)
• ILE Passauer Oberland (im Lkr.  
Passau)
• Inn-Salzach (im Lkr. Altötting)
• Landkreis Ostallgäu
• Naturparkland Oberpfälzer Wald 
(im Lkr. Neustadt a.d. Waldnaab)
• Obermain-Jura (Kommunen der 
Lkr. Lichtenfels und Bamberg)
• Paartal (Lkr. Aichach-Friedberg)
• Pfaffenhofener Land (Lkr. Pfaf-
fenhofen)
• Region Regensburg (Stadt und 
Landkreis)
• Siebenstern (im Lkr. Wunsiedel) 
• Stadt.Land.Augsburg (Stadt und  
Landkreis). r



7. BAYERISCHES 
WASSERKRAFT
FORUM

Donnerstag, 23. Mai 2019 
Einlass 9:00 Uhr
Kanti ne
Werkstraße 11, 84513 Töging am Inn
www.bayerisches-wasserkraft forum.de

Veranstaltungsort
Kanti ne 
Werkstraße 11, 84513 Töging am Inn

Termin
Donnerstag, 23. Mai 2019, 10:00 - 17:00 Uhr
Einlass ab 9:00 Uhr
Aktueller Stand über Vorträge und Aussteller:  
www.bayerisches-wasserkraft forum.de

Veranstalter
Bayerische GemeindeZeitung 
Verlag Bayerische Kommunalpresse GmbH, Geretsried

So erreichen Sie das 7. Bayerische Wasserkraft Forum
Unter www.bayerisches-wasserkraft forum.de →
Veranstaltung 2019 → Veranstaltungsort 
können Sie direkt Ihre Route planen. 
•  ÖPNV: Die nächste Bahnstati on ist 
 Töging (Inn) in 1,1 km Entf ernung.
•  PKW: Parkplätze stehen direkt vor Ort 
 zur Verfügung.

Tagungsbeitrag
•  Für Teilnehmer aus den Kommunen, Behörden   
 und Ministerien ist nach vorheriger Registrierung   
 die Teilnahme an der Veranstaltung kostenfrei. 
•  Für Wirtschaft svertreter beträgt der Tagungsbeitrag 95,- €.
•  Abonnenten der Bayerischen GemeindeZeitung   
 berechnen wir einen reduzierten Tagungsbeitrag   
 von 55,- € pro Person.
Die Rechnungsstellung erfolgt bei Anmeldung.

Verkösti gung
Für einen Imbiss und Getränke ist gesorgt.

Anmeldung
Bayerische GemeindeZeitung
Breslauer Weg 44, 82538 Geretsried
Telefon:  08171/9307-11 
Telefax:  08171/9307-22
eMail:  veranstaltungen@gemeindezeitung.de
Internet:  www.bayerisches-wasserkraft forum.de

Organisatorische Hinweise Unsere Partner und Aussteller

FONT: MAVEN PRO (Bold) c=100/m=40/Y=0/K=0 c=100/m=60/Y=10/K=40 c=70/m=60/Y=50/K=35

www.gemeindezeitung.dewww.gemeindezeitung.de
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ab 09:00 Uhr  Eintreff en | Anmeldung der Gäste
10:00 Uhr Begrüßung 
Anne-Marie von Hassel | Bayerische GemeindeZeitung

Grußworte  Landrat Erwin Schneider, Landkreis Altötti  ng
1. Bürgermeister Dr. Tobias Windhorst, Töging a. Inn

Energiepoliti k in Bayern – 
Ziele, Rahmenbedingungen, Maßnahmen
Ministerialdirigent Rudolf Escheu | 
Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft , 
Landesentwicklung und Energie

Äthiopien - ein Land im Aufb ruch
Ministerialrat Gregor Overhoff  | 
Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz

Energiewende und Wasserrahmenrichtlinie in Bayern – 
Wasserkraft  ist Teil der Lösung
Prof. Dr. Frank Pöhler | LEW Wasserkraft  GmbH und VBEW e.V.

Habitate und Sedimente an großen Flüssen am Beispiel Inn
Georg Loy | Verbund Innkraft werke GmbH

Instandhaltung 4.0 – Die Opti mierung von 
Kraft werksinstandhaltung auf Basis von Steuerungsdaten 
Peter Reiter | seamtec GmbH

„Kaplan tayor-made“ – Umbau im Bestand
Ein aktueller Erfahrungsbericht
Maximilian Faltlhauer | HSI - Hydro Engineering GmbH

Die Dialogturbine in der Kleinwasserkraft 
Bernhard Zimmerling | Geppert GmbH

Da die Vortragszeiten noch nicht endgülti g bestäti gt sind, erhalten Sie hier die Themenübersicht. 
Den aktuellen Zeitplan fi nden Sie sobald wie möglich auf unserer Veranstaltungshomepage www.bayerisches-wasserkraft forum.de
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Vortragsprogramm

Besucherinnen und Besucher des Wasserkraft Forums haben die Möglichkeit, sich zu einer Führung durch das Kraft werk Töging der 
VERBUND Innkraft werke anzumelden. Eine Anmeldung ist zwingend erforderlich, da es sich um eine in Betrieb befi ndliche Anlage 

handelt und eine Höchstbesucherzahl nicht überschritt en werden darf. Die Anmeldung ist erst gülti g, wenn diese von uns bestäti gt wird.

Zudem haben wir am Vorabend, den 22.5. eine informelle Abendveranstaltung für angemeldete Besucher. 

A
n

m
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d
u

n
g

Rahmenprogramm - bitte ankreuzen ✓

AC-Tec GmbH • AMServ Süd GmbH & Co. KG • F.EE GmbH • Geppert GmbH • HSI - Hydro Engineering GmbH • LEW Wasserkraft  GmbH • OSSBERGER 
GmbH + Co. KG • Rehart GmbH • seamtec GmbH • Stahlwasserbau Beeskow GmbH • Uniper Anlagenservice GmbH • Verbund Innkraft werke GmbH • 

Vereinigung Wasserkraft werke in Bayern e. V. - VWB

Unsere Partner
Bayerisches Staatsministerium für Wirtschaft , Landesentwicklung und Energie • Bayerisches Staatsministerium für Umwelt und Verbraucherschutz

Die Kraft werksführung fi ndet um 17:00 Uhr 
statt . Maximal 25 Personen.

Die Abendveranstaltung fi ndet im Restaurant 
des Veranstaltungsortes Kanti ne statt . 
Beginn 18:00 Uhr.

Die Kraft werksführung fi ndet im Anschluss an 
das Wasserkraft Forum, vss 17:00 Uhr statt . 
Maximal 25 Personen.

Kraftwerksführung 22.5. Abendveranstaltung 22.5.
auf Einladung der Initiative 

Wasserkraft - Ja bitte!

Kraftwerksführung 23.5.



DOKUMENTATION IM INTERNET
Dieser Sonderdruck und die Vorträge – soweit sie freigege-

ben wurden – sowie die Links zu den Ausstellern stehen im 

GZ-Netzwerk  www.anmelden.gemeindezeitung.bayern 

zum Download bereit.
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Was macht die Menschen glücklich? Wie müssen Kinder, 
Alte, Kranke, Familien – in welcher Konstellation auch  
immer – leben können, damit sie sich in jeder Lebens- 
phase wohlfühlen? Und was können/müssen die Kom- 
munen dazu beisteuern? Dies sind laut GZ-Verlegerin  
Anne-Marie von Hassel die entscheidenden Fragen in ei-
ner digitalisierten und globalisierten Welt. Achtsame 
Nachhaltigkeit dürfe nicht nur für die Natur gelten (Stich-
wort Bienenbegehren), sondern auch für die Menschen.

Im Grußwort des gastgebenden Bayerischen Bauindustrie-
verbands verwies Dr. Josef Wallner auf die Vorteile indus-
trieller Bauweisen: So könne man die Kompetenzen bei 
Planen und Bauen besser bündeln; Vorfertigung ist häufig 
kostengünstiger und zudem bleibe dadurch die Belastung 
für die Anwohner geringer.

Die Referenten Armin Keller (Bayerisches Staatsministeri-
um für Wohnen, Bau und Verkehr), Leonhard Rill (Bayeri-
sches Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten), Matthias Simon (Bayerischer Gemeindetag), 

Barbara Wunder (Konversionsmanagerin Landkreis Do-
nau-Ries), Dr. Stefan Werner (Stadtmanager Wolfratshau-
sen), Ingrid Schnaller (Vorsitzende des Werbekreises 
Einkaufsstadt Wolfratshausen e.V.), Julia Menzel-Härpfer 
(Geschäftsführerin City Points), Dr. Lore Mühlbauer (Re-
gierung von Oberbayern), Wolfgang Schmidt (Bayern-
Labo), Michael Leidl (Arc Architekten Partnerschaft mbB), 
Walter Bauer (1. Bürgermeister, Markt Eging a. See), Stefan 
Müller-Schleipen (immovativ GmbH), Herbert Köpplinger 
(MRK Management Consultants GmbH), Dr. Christoph 
Maier (maierwoelfert rechtsanwälte partnerschaft mbB), 
und Martina Dietrich (Planungsbüro Stadt und Raum, 
Amberg) boten hervorragende Beispiele dafür, wie er-
folgreiche Kommunalpolitik auf den Fundamenten alter 
und veralteter Bausubstanz die Basis für zukunftsfähige 
Orts(kern)planung schaffen kann. 

Zahlreiche kommunale Entscheider in Bayern verfolgen das Ziel, gemeinsam mit ihren Bürgerinnen und Bürgern in Städten 
und Gemeinden ein Wohn- und Lebensumfeld zu gestalten, das ihren differenzierten Bedürfnissen entspricht. Wie eine 
Ortsmitte lebendig gestaltet werden kann, wurde im Rahmen des 4. Bayerischen InfrastrukturForums der Bayerischen 
GemeindeZeitung in München eingehend erörtert. Dazu fanden sich in den Räumen des Bayerischen Bauindustriever-
bands 220 Gäste sowie zwei Dutzend Partner bzw. qualitativ hervorragende Aussteller ein. Medienpartner des Forums war 
erneut TV Bayern live*.

4. Bayerisches InfrastrukturForum in München: 

Lebendige Ortsmitte 
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Ganzheitlich und langfristig:

Strategien zur Ortskernentwicklung

  
„Ortskernrevitalisierung und Leerstandsmanagement – 
Strategien und Instrumente“ lautete das Vortragsthema 
von Matthias Simon, Referatsleiter Baurecht und Wasser-
recht beim Bayerischen Gemeindetag. Simon verwies zu-
nächst auf das BauGB, wonach mit Grund und Boden 
sparsam und schonend umgegangen werden soll. Dabei 
seien zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme 
von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der 
Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wieder-
nutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und an-
dere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 

Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke ge-
nutzte Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umge-
nutzt werden. Die Notwendigkeit der Umwandlung ist zu 
begründen; dabei sollen Ermittlungen zu den Möglich-
keiten der Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, 
zu denen insbesondere Brachflächen, Gebäudeleerstand, 
Baulücken und andere Nachverdichtungsmöglichkeiten 
zählen können.

Simon verdeutlichte, dass Innenentwicklung und Nachver-
dichtung ganzheitlich, strategisch und langfristig angelegt 
sein müssten. Wichtig seien ein kommunales Flächenma-
nagement und die Erstellung eines Baulückenkatasters. 
Hierbei kann die Gemeinde sofort oder in absehbarer Zeit 
bebaubare Flächen in Karten oder Listen auf der Grundla-
ge eines Lageplans erfassen, der Flur- und Flurstücksnum-
mern, Straßennamen und Angaben zur Grundstücksgröße 
enthält (Baulandkataster). Sie kann die Flächen in Karten 
oder Listen veröffentlichen, soweit der Grundstückseigen-
tümer nicht widersprochen hat. Die Gemeinde hat ihre 

Absicht zur Veröffentlichung einen Monat vorher öffent-
lich bekannt zu geben und dabei auf das Widerspruchs-
recht der Grundstückseigentümer hinzuweisen.

Im Geltungsbereich eines Bebauungsplans kann die Ge-
meinde den Eigentümer durch Bescheid verpflichten, in-
nerhalb einer zu bestimmenden angemessenen Frist sein 
Grundstück entsprechend den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans zu bebauen oder ein vorhandenes Gebäude 
oder eine vorhandene sonstige bauliche Anlage den Fest-
setzungen des Bebauungsplans anzupassen, so Simon. 
Das Baugebot kann angeordnet werden, um unbebaute 
oder geringfügig bebaute Grundstücke entsprechend den 
baurechtlichen Vorschriften zu nutzen oder einer bauli-
chen Nutzung zuzuführen, insbesondere zur Schließung 
von Baulücken. Ist die Durchführung des Vorhabens aus 
wirtschaftlichen Gründen einem Eigentümer nicht zuzu-
muten, hat die Gemeinde vom Baugebot abzusehen.

Als Strategien für Ortskernrevitalisierung und Leerstands- 
management nannte Simon ein projekt- und/oder programm- 
orientiertes Vorgehen (Dorferneuerung), ein einzelfallori-
entiertes Vorgehen mit Grundsatzbeschluss (Instrumen-
tenkasten), eine städtebauliche Sanierungs- und Entwick- 
lungsmaßnahme (Satzungsrecht), ein Integriertes städte-
bauliches Entwicklungskonzept als Voraussetzung der 
Städtebauförderung (Interdisziplinäre Studie/ganzheit-
liches Vorgehen) sowie Leuchtturmprojekte wie Koopera-
tionen, Genossenschaften oder Baudenkmäler. 

Bei dieser „Generationenaufgabe“ bedarf es eines Gesamt-
konzepts und des Einsatzes des gebotenen Mittels zur rich-
tigen Zeit. Am Anfang steht immer der Aufbau von Wissen.

Matthias Simon

Bis auf den letzten Platz gefüllt 
war der große Sitzungssaal in der 
Hauptgeschäftsstelle des Bayerischen 
Bauindustrieverbands.
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„Viele Dörfer haben sich inzwischen zu Donut-Dörfern 
entwickelt: im Kern leerstehende Wohn- und Wirtschafts-
gebäude und aufgegebene Nahversorgungseinrichtungen 
und an den Ortsrändern immer weitere Wohn- und Ge-
werbegebiete“, hob Leitender Ministerialrat Leonhard 
Rill, Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten, hervor.

Wie schaffen es ländliche Gemeinden, die Ortskerne wie-
der zu beleben und attraktiv zu gestalten und gleichzeitig 
Flächen zu sparen, so dass wie beim Krapfen das Beste in 
der Mitte ist? Sie haben Rill zufolge erkannt, dass sie auf 
den Grundsatz Innenentwicklung vor Außenentwicklung 
setzen müssen. Und dass sie dabei auf kompetente und 
breit angelegte Unterstützung durch die Ämter für Länd-
liche Entwicklung vertrauen können. Denn in der Dorf- 
erneuerung wird schon seit vielen Jahren Innenentwick-
lung als umfassende gemeindliche Strategie der bauli-
chen, funktionalen und sozialen Entwicklung verstanden. 

Um attraktive und lebendige Ortskerne zu schaffen und 
zu erhalten, setzt die Dorferneuerung darauf, das Be-
wusstsein für die Notwendigkeit der Innenentwicklung 
bei Gemeindeverantwortlichen und Bürgern zu schärfen. 
Dazu ist es notwendig, die Vorteile von Wohnen und Ar-
beiten im Dorfkern aufzuzeigen, z. B. die hohe Lebens-
qualität einer lebendigen Ortsmitte, die kurzen Wege und 
schnelle Erreichbarkeit, den Erhalt von (Immobilien)-        
Werten oder auch das Sparen von Kosten. Hier kann die 
Dorferneuerung mit ihrer hohen Kompetenz in der Bür-
germitwirkung wichtige Beiträge zur Sensibilisierung und 
Motivation der Bürger leisten, auch in Verbindung mit 
dem Angebot der drei bayerischen Schulen für Dorf- und 
Landentwicklung.

Zur Ermittlung der innerörtlichen Potenziale bietet die 
Ländliche Entwicklung mit dem „Vitalitäts-Check“ eine 
Arbeitshilfe an, die auf die Flächenmanagement-Daten-
bank des Landesamtes für Umwelt aufbaut. Darüber hin-
aus können Gemeinden und private Bauherren im 
Rahmen der Dorferneuerung für die konzeptionelle Ar-
beit und für die bauliche Umsetzung Fördermöglichkeiten 
nutzen. Beispielsweise können die Sanierung und Umnut-
zung von Gebäuden oder die Schaffung von dorfgerech-
ten Einrichtungen zur Förderung der Nahversorgung, der 
Dorfgemeinschaft oder der Dorfkultur sowie viele weitere 
Maßnahmen zur Steigerung der Attraktivität der Dörfer 
gefördert werden. Mit der Förderinitiative „Innen statt au-
ßen“ stehen zur Leerstandsbeseitigung in ganz Bayern be-
sonders attraktive Förderkonditionen zur Verfügung.

Laut Ministerialrat Armin Keller vom Bayerischen Staatsmi-
nisterium für Wohnen, Bau und Verkehr, der über die 
„Städtebauförderung für lebendige Stadt- und Ortsmitten 
in Bayern“ informierte, lassen sich mit dem Bayerischen 
Städtebauförderungsprogramm insbesondere landesspe-
zifische Interessen verfolgen. Die Mittel werden für inves-
titionsvorbereitende und – begleitende Maßnahmen (z.B. 
Planungen, ISEK oder Quartiersmanagement), Ordnungs-
maßnahmen (z.B. Erschließungsanlagen, öffentliche 

Das Förderinstitut der BayernLB

Jetzt neues Förderdarlehen 
und Zuschüsse sichern!

Exklusive Wohnraumförderung für bayerische Gemeinden
Mit dem kommunalen Wohnraumförderungsprogramm (KommWFP) 

unterstützt der Freistaat Bayern zusammen mit der BayernLabo 

bayerische Gemeinden dabei, selbst preisgünstigen Wohnraum 

zu schaffen. Weitere Informationen unter O www.bayernlabo.de 

oder über die Hotline für Kommunen +49 89 2171-22004.

blabo_AZ_b-gemeindezeitung_92x190_2019-02-13_v01_lt.indd   1 25.03.19   15:26

Vertrauen in die Kompetenz der Ämter für 
ländliche Entwicklung und das Bayerische 
Städtebauförderungsprogramm

v.l. Leonhard Rill, Armin Keller



4

Sonderdruck             Bayerische GemeindeZeitung  3. Mai 2019

Stellplätze, Öffentlicher Raum, Wohnumfeld, Grünflächen, 
Freilegung und Abbruch, Entsiegelung) und Baumaßnah-
men wie z.B. Modernisierung, Instandsetzung und Umnut-
zung, Wohnungen und Gewerbe (unrentierliche Kosten), 
Einrichtungen des Gemeinbedarfs, Kultur und Kommunale 
Förderprogramme (z.B. Fassadeninstandsetzung, Hofbe-
grünung) zur Verfügung gestellt.

Die Zuschüsse betragen höchstens 60 Prozent der förder-
fähigen Kosten, wobei der kommunale Eigenanteil bei 
mindestens 40 Prozent liegt. Ein Sonderfall ist hier u.a. 
die Förderoffensive Nordostbayern in den Landkreisen 
Hof, Kulmbach, Kronach, Tirschenreuth, Wunsiedel und 
der Stadt Hof, wo der kommunale Eigenanteil auf 10 bis 
20 Prozent reduziert ist.   

Zuwendungsempfängerin ist grundsätzlich die Kommune, 
die die an sie gewährte Zuwendung mit dem kommunalen 
Eigenanteil (Pflicht) an private Bauherren weiterreichen 
kann. Die Städtebauförderung fördert subsidiär, das heißt 
nachrangig. Städtebauförderung ist freiwillige Leistung 
(auch der Kommune). Es besteht kein Rechtsanspruch auf 
Förderung. Weitere aktuelle Initiativen sind nach Kellers 
Angaben die Förderinitiativen Innen statt Außen- und Flä-
chenentsiegelung sowie Leerstand nutzen, Lebensraum 
schaffen, Revitalisierung von Industrie- und Brachflächen 
und Militärkonversion.

Mit der Initiative „Innen statt Außen“ werden die Gemein-
den beim Flächensparen unterstützt. Der Freistaat über-
nimmt 80 Prozent der förderfähigen Kosten für die 
Projekte und unterstützt dabei die Kommunen, ihren Orts-
kern oder ihre Stadtmitte zu beleben. Besonders finanz- 
und strukturschwache Gemeinden erhalten sogar eine 
Förderung von bis zu 90 Prozent. 

Lediglich einen Eigenanteil von 20 bzw. zehn Prozentpunk-
ten müssen die Gemeinden bei Höchstförderung damit 
selbst stemmen, den Rest übernimmt der Freistaat Bayern.

Gefördert werden gemeindliche Maßnahmen, kommuna-
le Förderprogramme für Modernisierung, Instandsetzung 
und ggf. Abbruch (keine Baudenkmäler) innerörtlicher, 
leerstehender oder vom Leerstand bedrohter Gebäude. 
Neben der Modernisierung und Instandsetzung von pri-
vaten Baudenkmälern und Ortsbild prägenden Gebäuden 
liegt der Fokus zudem auf der Belebung ehemals militä-
risch oder durch die Bahn genutzter Brachflächen sowie 
von Industrie- und Gewerbebrachen.

Bei der Förderinitiative zur „Flächenentsiegelung“ han-
delt es sich wiederum um eine bedarfsorientierte Entsie-
gelungsprämie. Die Gemeinden können ihre Brachflächen 
aufwerten und das Wohnumfeld mit neuen Grün- und 
Freiflächen attraktiver gestalten. Voraussetzung ist ein 
städtebauliches Konzept.

Mit Unterstützung der Städtebauförderung sind viele her-
vorragende Projekte entstanden. Dazu zählen die Neugestal-
tung des Marktplatzes in Tirschenreuth, die Wieder- 
belebung der Ortsmitte in Blaibach und Freyung, die Revi-
talisierung der Altstadt in Röttingen, die Neuordnung der 
Stadtmitte in Penzberg, die Dorflinde Langenfeld (Tages- 
café als „öffentliches Wohnzimmer“ (Internetcafé, Weiß-
wurstfrühstück), Iphofen mit öffentlichen Einrichtungen in 
der alten Schule und das Schönsee Centrum Bavaria Bohe-
mia (Umbau des ehemaligen Kommunbrauhauses zum 
deutsch-tschechischen Kulturzentrum).  

Förderinitiative zur Flächenentsiegelung

v.l.: Hermann Hammerl, Erster Bürgermeister der Gemeinde Kranzberg; 
Dr. Lore Mühlbauer, Regierung von Oberbayern; Wolfgang Schmidt, 
BayernLabo und im Hintergrund Franziska Röderstein, BayernLB.
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Vertrauen Sie unseren sicheren
Unter� urverteilern aus Kunststoff.
Entscheiden Sie sich für Unter� urverteiler von Langmatz. Wir haben moderne 

Verteilsysteme für Strom, Wasser und Telekommunikation zur kreativen Marktplatz-

gestaltung entwickelt. Durch eine über� utungssichere Tauchhaube geschützt, jeder-

zeit zugänglich und trotzdem sicher vor unbefugtem Zugriff. 

langmatz.de/unter� urverteiler

Kein Strom? 

TechnicBox
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Bezahlbarer Wohnraum, Fördermaßnahmen, Entwicklungspotenziale und Quartierslösungen:

Hilfestellungen aus der Praxis 
„Bezahlbares Wohnen für die Mitte der Gesellschaft ist möglich“, hob RA Dr. Christoph Maier, Leiter Team Immobilie bei 
maierwoelfert rechtsanwälte partnerschaft mbB in München hervor. Er erläuterte, wie sich der Mietpreis zusammensetzt, 
da sich nur hieraus auch die Potenziale für bezahlbares (= gegenüber der Marktmiete günstigeres) Wohnen ableiten lassen. 
Demnach betragen – betrachtet auf einen Erstnutzungszeitraum von 30 Jahren – die Anteile für das Grundstück sowie Planen 
und Bauen jeweils rund 30 %. Weitere 10 % gehen als Projektgewinn an den Projektentwickler/ Bauträger. 8 % müssen für 
die Instandhaltung und die nicht direkt auf den Mieter umlegbare Verwaltung bezahlt werden, während der restliche Anteil 
von ca. 22 % als Gewinn beim Vermieter bleibt. Der kommunale Wohnungsbau kann bei Grundstück, Bauträger- und Vermie-
tergewinn ansetzen und so erheblich günstigere Mieten bieten.

 Dass Investitionen in die Wohnbau- 
förderung langfristig sowohl sozial als 
auch ökonomisch ertragreich sind, 
zeige das Beispiel Wien. Der Woh-
nungsmarkt in der Bundeshauptstadt 
ist traditionell ebenso wie derjenige 
in München überwiegend ein Miet-

wohnungsmarkt. 25 % der Wiener 
Stadtbevölkerung wohnt im „Gemein-
debau“ von Wiener Wohnen, der 
größten kommunalen Hausverwal-
tung Europas. Weitere 35 % der Wie-
ner leben in von der Stadt geförderten 
Wohnungen sozialer Bauträger. Durch 

den kommunalen und den geförder-
ten Wohnbau erfährt auch der private 
Wohnungsmarkt eine erhebliche Preis- 
dämpfung: 8 Euro beträgt die aktuelle 
Nettodurchschnittsmiete in Wien, 
während in München 17 Euro zu be-
rappen sind.

maierwoelfert hat gerade für kleinere Kommunen ein einfaches und transparentes SOBON-Modell 
zur Grundstücksbeschaffung für den kommunalen Wohnungsbau maßgeschneidert:

• Notarieller Vertrag mit kaufvertraglichen und städtebaulichen Inhalten 

• Gemeinde erwirbt hälftigen Miteigentumsanteil unbeplant und stellt Baurecht in Aussicht 

• 20 % aus Gesamtfläche werden in Umlegung einvernehmlich als Erschließungsflächen herausgemessen 

• Gemeinde übernimmt alle Folgeaufwendungen und Folgekosten 

• Veräußerer erhält in Umlegung 40 % erschließungsfreies Bauland 

• Gemeinde erhält in Umlegung die restliche Fläche (40 %) für kommunalen Wohnungsbau.

Abgesichert wird die Umsetzung durch eine Angemessenheitsbeurteilung auf der Basis konkreter Kostenwerte und einer 
sachverständigen Ermittlung der Bruttowertsteigerung. Mindestens 1/3 dieser Wertsteigerung sollen dem planungsbegüns-
tigten Grundstückseigentümer verbleiben. RA Dr. Christoph Maier: „Mit diesem kooperativen Vorgehen entsteht eine Win-
Win Situation für Eigentümer, Kommunen und Mieter.“ 

Großen Zuspruch fanden auch die Vorträge im Seminarraum des Bayerischen Bauindustrieverbands.
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Ein Sonderthema ist das bezahlbare 
Wohnen. Hier kann erst ein entsprechen- 
der städtebaulicher Vertrag die An-
spruchsgrundlage bilden. Es muss da-
her zunächst entweder ein begleitender 
städtebaulicher Zielbindungsvertrag 
gem. § 11 Abs. 1 Nr. 2 BauGB geschlos-
sen werden oder – einfacher – die ent-
sprechende Verpflichtung in demselben 
Vertrag begründet werden, einen ge-
wissen Prozentsatz an bezahlbarem 
Wohnraum zu errichten. Im zweiten 
Schritt wird dann vereinbart, dass diese 
Verpflichtung durch die Gemeinde für 
den Eigentümer übernommen wird. 
Der mit einer Abwicklung durch die Ge-
meinde verbundene Vorteil kann dann 
abgelöst werden. 

Der Freistaat Bayern hat mit dem „Woh-
nungspakt Bayern“ ein umfangreiches 
Maßnahmenpaket für die Schaffung von 
preisgünstigerem Wohnraum aufgelegt. 
Mit dem kommunalen Wohnraumför-
derprogramm (KommWFP),der zweiten 
Säule des Wohnungspakts Bayern, unter- 
stützt der Freistaat Bayern Gemeinden 

dabei, selbst angemessenen und bezahl-
baren Wohnraum zu planen und zu bau-
en, wie Wolfgang Schmidt von der 
BayernLabo erläuterte. Antragsberech-
tigt sind ausschließlich Gemeinden bzw. 
Zusammenschlüsse und Zweckverbän-
de. Die Gemeinden müssen Eigentümer 
der geförderten Wohngebäude bleiben, 
können aber zur Umsetzung der Maß-
nahmen Dritte wie beispielsweise kom-
munale oder kirchliche Wohnungsunter-
nehmen beauftragen.

Gefördert werden die Errichtung, der 
Umbau und die Modernisierung von 
Mietwohnungen. Förderfähig sind 
auch der Grunderwerb (Grundstücke, 

leerstehende Gebäude) und das Frei-
machen von Grundstücken (Abbruch- 
maßnahmen, Entsiegelung), soweit sie 
im Zusammenhang mit den baulichen 
Maßnahmen stehen. Daneben ist 
auch der Ersterwerb von neu errichte-
ten Wohngebäuden förderfähig, d.h. 
die Baugenehmigung für das Gebäude 
muss nach dem 9.10.2015 erteilt wor-
den sein.

Die Förderung setzt sich zusammen 
aus einem Zuschuss in Höhe von 30 % 
der förderfähigen Kosten sowie einem 
zinsverbilligten Darlehen der Bayern-
Labo in Höhe von bis zu 60 % der för-
derfähigen Kosten. Der Eigenanteil der 
Gemeinden beträgt mindestens 10 %. 
Dieser kann auch durch ein bereits im 
Eigentum der Gemeinde befindliches 
Grundstück erbracht werden. Geför-
dert werden auch vorbereitende Maß-
nahmen wie Planungen und Gutachten 
(zum Beispiel Wohnraumkonzepte, 
Fachgutachten und Wettbewerbe) mit 
einem Zuschuss in Höhe von 60 % der 
förderfähigen Kosten. Die Darlehens-
laufzeit ist wählbar zwischen 10, 20 
und 30 Jahren.   

RA Dr. Christoph Maier

„Das SOBON-Modell von maierwoelfert 
ist besonders gut geeignet für kleinere 

Kommunen, einfach und transparent.“

RA Dr. Christoph Maier

Telefon 089 411 115 678 
info@maierwoelfert.de 
www.maierwoelfert.de

Grundstücksbeschaffung für 
kommunalen Wohnungsbau

Jetzt 
beraten 
lassen!

mw_anzeige1/2q_BIF_190417.indd   1 21.04.19   23:26

KommWFP
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Die Zielgruppe des kommunalen Förder-
programms, das mindestens bis 2025 fort-
geführt werden soll, umfasst Haushalte, 
die sich aus eigener Kraft nicht am Woh-
nungsmarkt versorgen können. Die Woh-
nungen sollen in angemessenem Umfang 
auch anerkannten Flüchtlingen entspre-
chend dem Bedarf vor Ort zur Verfügung 
gestellt werden. 

Die Förderung von Mietwohnraum in 
der staatlichen Einkommensorientierten 
Förderung (EOF) besteht laut Dr. Lore 
Mühlbauer (Regierung von Oberbayern) 
aus zwei Darlehen und einem Zuschuss 
für den Bauherrn sowie einem laufen-
den, einkommensabhängigen Zuschuss 
zur Wohnkostenentlastung für die be-
günstigten Haushalte. Die Antragsteller 
haben die Wahlmöglichkeit zwischen ei-
ner 25-jährigen und einer 40-jährigen 
Belegungsbindung.  

Das objektabhängige Darlehen wird in 
Form eines Festbetrags je qm geförderte 
Wohnfläche in Höhe von bis zu 50 % der 
maßgeblichen Kostenobergrenze gewährt.  

Der Bauherr erhält als Grundförderung 
das objektabhängige Darlehen (0,5 % Zins 
und 1 bis 4 % Tilgung, pauschal je qm 
Wohnfläche, aktuell 1.000 Euro/qm) und 
das belegungsabhängige Darlehen (1,75 
% Zins, 1 % Tilgung, Bindungsdauer wahl-
weise zwischen 25 und 40 Jahren, Zinssatz 
über gesamte Laufzeit fest). Die Höhe des 
belegungsabhängigen Darlehens ist ab-
hängig von der jeweils anfänglichen Ein-
kommensstufe des Mieterhaushaltes.

Zusätzlich zu den genannten Baudarlehen 
wird ein allgemeiner Zuschuss in Höhe von 
maximal 300 Euro/qm gewährt, berechnet 
aus den erforderlichen Mietzuschüssen für 
die Bewohner (Zinserträge decken zum Teil 
Mietzuschüsse, Rest aus „BayernPool“). Die 
Mietverträge orientieren sich an den orts-
üblichen Mieten vergleichbarer Objekte, 
Mieterhöhungen sind nach BGB möglich, 
jedoch nicht in den ersten fünf Jahren 
nach Bezugsfertigkeit.  

Um die Miete auf ein zumutbares Niveau 
abzusenken, können die Mieterhaushalte 
in der EOF einen einkommensabhängigen 
Zuschuss erhalten, der die Differenz zwi-
schen zumutbarer Miete und ortsüblicher 
Miete ausgleicht. 

Die geförderten Wohnungen sind ent-
sprechend dem Zweck der Zuwendung an 
einkommensschwache Haushalte zu ver-

mieten. Orientieren soll man sich hier an 
den Einkommensgrenzen der sozialen 
Wohnraumförderung. Diese wurden zum 
1.05.2018 angehoben. Wichtig ist, dass es 
sich hier um das bereinigte Jahreseinkom-
men handelt. Pauschalen für Einkommens- 
steuer, Altersvorsorge und Rentenversi-
cherung sowie Kranken und Pflegeversi- 
cherung wurden bereits in Abzug gebracht. 

Die Kommunen sollen zukünftig die inner-
örtliche Nachverdichtung vorantreiben, 
indem sie Brachflächen und Baulücken 
aktivieren. Für eine belastbare Bewertung 
von verfügbaren und relevanten Bauland- 
und Innenentwicklungspotenzialen sollen 
vorhandene und mobilisierbare Baulü-
cken, Brachen und Nachverdichtungsflä-
chen erfasst, analysiert und dokumentiert 
werden. Die Firma immovativ GmbH bie-
tet laut Stefan Müller-Schleipen mit ihrer 
Software sowie einer dazugehörigen App- 
likation, die per iPad betrieben wird, den 
Kommunen die Möglichkeit, genau diesen 
Prozess zu digitalisieren. Über die Applika-
tion können die innerstädtischen Flächen-
ressourcen digital erfasst und verwaltet 
werden. Bereits zuvor von der Kommune 
oder dem Kreis erhobene Daten können 
ebenfalls per Schnittstelle in die Daten-
bank eingepflegt werden. So können die 
Daten stets auf dem neuesten Stand ge-
halten und die Mitarbeiter der Kommune 
entlastet werden.

Die Software bietet zudem den Städten 
und Gemeinden die Möglichkeit, Bauland 
mit großer Reichweite online zu präsen-
tieren und Wohn- und Gewerbegebiete 
als Karte mit interaktivem Grundstücks-
plan darzustellen. Die Anfragenverwal-
tung kann die Kommune in einem 
geschützten Verwaltungsbereich in der 
Software selbständig vornehmen. Damit 
diese Flächen auch in Google von mögli-
chen Investoren gefunden werden, kann 
die Kommune ein eigenes kommunales 
Immobilienportal (KIP | Die kommunale 
Immobilienplattform) betreiben. Die Fir-

ma immovativ GmbH hat bereits jeder 
Kommune in Deutschland ein solches Im-
mobilienportal eingerichtet. Wenn die 
Kommune es in ihre Homepage integriert 
und die eigenen kommunalen Flächen 
dort einstellt, werden diese in Google 
leichter gefunden.

Die hessische Wirtschaftsförderungsgesell-
schaft, Hessen Trade & Invest hat schon vor 
etlichen Jahren erkannt, wie wichtig es ist, 
die in Hessen zur Verfügung stehenden Flä-
chen so im Internet zu präsentieren, dass 
potenzielle Investoren die Flächen bei der 
Suche über Google leicht finden können. Be-
reits seit 2013 steht den Städten und Ge-
meinden in Hessen mit KIP | Die kommunale 
Immobilienplattform ein Werkzeug zur Ver-
fügung, um den eigenen lokalen Immobili-
enmarkt reichweitenstark und suchmaschi- 
nenrelevant auf der eigenen kommunalen 
Homepage zu präsentieren. 

Das Standortinformationssystem des Lan-
des Hessen (www.standorte-in-hessen.
de), auf dem anfänglich nur Gewerbeflä-
chen und -immobilien zu finden waren, 
wurde im Funktionsumfang inzwischen 
deutlich erweitert. Derzeit greift die 
Plattform auf knapp 15.000 Immobilien-
angebote aus dem KIP-Hessen zurück und 
ist damit ein wichtiges Vermarktungsinst-
rument für die hessischen Kommunen 
und die regionalen Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaften. Diese Verzahnung 
der unterschiedlichen Ebenen – von der 
Kommune über die Landkreise bis hin 
zum Land – ist einer der wichtigsten 
Punkte bei der Umsetzung der Plattform. 
Unternehmen, die auf der Suche nach 
einem neuen Standort sind, aber auch 
potenzielle Neubürger werden über KIP 
digital und reichweitenstark im Internet 
informiert und bieten der Kommune ein 
modernes Standortmarketingtool.

Mit zunehmender Urbanisierung wachsen 
Lebens- und Arbeitsräume immer mehr 
zusammen. Zukunftsorientierte 

Dr. Lore Mühlbauer

Stefan Müller-Schleipen
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Quartiere zeichnen sich heute dadurch 
aus, dass sie einen ressourcenschonen-
den, energieeffizienten Bau und Be-
trieb mit einer hohen Lebens- und Auf- 
enthaltsqualität verbinden.

Quartiere sind nach den Ausführungen 
von Herbert Köpplinger, MRK Manage-
ment Consultants GmbH, in sich ge-
schlossene Stadtteile, neue Siedlungen, 
aber auch Business- Gewerbe- und 
Technologieparks bis hin zu Produkt- 
ionsanlagen oder Flughäfen. Ein Bei-
spiel für einen Gewerbepark stellt der 
Südwestpark in Nürnberg dar, in wel-
chem auch die MRK eine Niederlassung 
besitzt. Hier sind insgesamt 230 Unter-
nehmen mit 8.000 Angestellten auf ei-
ner Fläche von 190.000 qm angesiedelt.

Für die Gestaltung solcher Quartiere ist 
die enge Vernetzung von Infrastruktur, 
Kommunikation & IKT, Energie und Mobi-
lität Voraussetzung. Die Infrastruktur um-
fasst die Strom- und Wärmeversorgung 
über einen barrierefreien Ausbau der Inf-

rastruktur bis hin zur Installation von La-
destationen. Ziel ist es den Anteil der 
dezentralen und regenerativen Energie-
erzeugung in einem Quartieren zu stei-
gern und es im Idealfall energieautark zu 
gestalten. Die Mobilität kann unter ande-
rem durch den Ausbau der öffentlichen 
Verkehrsmittel, einem Flottenmanage-
ment oder aber auch durch Carsharing 
optimiert werden. Das Element Kommu-
nikation & IKT vernetzt auf allen Ebenen, 
beispielweise durch eine Quartiers-App.

Durch Shared Services besteht für die 
angesiedelten Unternehmen die Mög-
lichkeit, diverse Dienstleistungen, Ma-
schinen oder Angebote in Quart ieren 
gemeinsam zu nutzen. So können bei-
spielsweise die Kosten effizient verteilt, 
die Qualität verbessert und ein hoher 
Grad an Innovation erreicht werden. 
Kleinere Unternehmen können dank 
Shared Service Ansätzen kosteninten- 
sive Anschaffungen wie 3D-Drucker 
stemmen und die Verfügbarkeit von-
Produkten oder Dienstleistungen durch 
die dadurch entstehende räumliche 
Nähe optimieren. Die MRK leistet mit 
dem Quartierskonzept einen prakti-

schen Beitrag zur Energie- und Mobi-
litätswende: Das Unternehmen lädt 
sowohl innovative und lokale Partner, 
Kommunen, Kommunale Betriebe aber 
auch Betreiber von Gewerbe- und Bu-
sinessparks ein, dieses Konzept in die 
Praxis umzusetzen. Für einen erfolg-
reichen Projektstart schlägt die MRK 
vor, dass die notwendigen lokal spezi-
fische Thematiken innerhalb von Ar-
beitsworkshops zusammengetragen 
und ausgewertet werden. Durch me-
thodisches Vorgehen und eine prag-
matische Umsetzung können somit 
vorhandene Potenziale schneller er-
kannt und umgesetzt werden. 

Herbert Köpplinger

Vernetzung von  
Infrastruktur und IKT

Auf Dauer spart nur 
Schwaben-Power!
erdgas-schwaben.de

Kopf hoch!
Komm zu erdgas schwaben!
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Zukunftsfähige Orts(kern)planung:

Beispiele aus Kommunen
Wie sich aktive Innenentwicklung im Landkreis Donau-Ries darstellt, erläuterte Konversionsmanagerin Barbara Wunder. Ih-
ren Worten zufolge läuft das Modellprojekt Flächenmanagement und Innenentwicklung bereits seit April 2015. Da es eine 
solche Initiative bisher nur wenige Male in Bayern gibt, habe der Landkreis Donau-Ries eine Vorreiterrolle inne. Mit einem 
innovativen Konzept werden nun in den nächsten Jahren die Kommunen und die Bürgerinnen und Bürger bei der Innenent-
wicklung unterstützt. 

v.l. Julia Menzel-Härpfner, Dr. Stefan Werner, Ingrid Schnaller

Unter dem Motto „Ortskern aktiv!“ 
werden bis 2021 zahlreiche neue Maß-
nahmen durchgeführt. So wird es ab 
sofort Gutscheine für eine kostenlose 
Erstbauberatung geben. Eigentümer 
oder Personen, denen ein Erwerbsinte-
resse nachgewiesen werden kann, kön-
nen für Leerstände und Baulücken in 
den historisch gewachsenen Ortsker-
nen eine Erstbauberatung durch vier 
Architekturbüros landkreisweit erhalten. 

Um die Belebung und Entwicklung der Orts- und Stadt-
kerne zukunftsfähig und erfolgreich gestalten zu können, 
sind in den nächsten Jahren umfangreiche Informations-
angebote für alle Bürgerinnen und Bürger geplant. So 
gibt es heuer eine kostenlose Vortragsreihe zu den The-
men „Barrierefreies Wohnen“, „Energetisches Sanieren“ 
und „Erwerb und Sanierung im Bestand“. Zudem wird ein 
Empfang für Innenentwickler durchgeführt. Hierbei wer-
den gute Beispiele im Bestand vorgestellt und die Perso-
nen, die einen Leerstand oder eine Baulücke saniert 
oder bebaut haben, geehrt. Die guten Beispiele der In-
nenentwicklung werden außerdem landkreisweit ver-
marktet. Unter www.donauries.bayern/wohnen steht 
auch eine Immobilienbörse für innerörtliche Leerstände 
und Brachflächen zur Verfügung. 

Interessierte können sich auf der neuen Plattform um-
fassend über den Kauf informieren. Es stehen Exposés 
von Leerständen und Baulücken in den Ortskernen zur 

Verfügung. Für eine nachhaltige po-
sitive Entwicklung der Ortskerne ist 
es notwendig, die Kommunen wei-
terhin zu unterstützen und Service-
angebote bereitzustellen. So wird für 
die 44 Kommunen des Landkreises  
in den nächsten Jahren eine detail-
lierte Wohnraumstudie erstellt, für 
die neu geschaffene Immobilien- 
börse und die Flächenmanagement- 
datenbank des Landesamtes für Um-
welt werden Schulungen angeboten 

und Beratungen zu modernen Steuerungsmöglichkeiten 
der Innenentwicklung durchgeführt. Dieser Service ist für 
die Kommunen kostenlos.

Als Servicestelle für Kommunen und die Bürgerschaft 
steht das Konversionsmanagement rund um das Thema 
Flächenmanagement und Innentwicklung zur Verfügung. 

Gemeinsam mit Ingrid Schnaller, Vorsitzende Werbekreis 
Einkaufsstadt Wolfratshausen und Julia Menzel-Härpf-
ner von City Points stellte Stadtmanager Dr. Stefan Wer-
ner das gemeinschaftliche Standortmarketing  der his- 
torischen Flößerstadt vor. Werner zufolge ist das Stadt-
management eingebettet in die Stabsstelle „Stadtma-
nagement, Kultur, Wirtschaft & Touristik“ und übernimmt 
die Funktion eines Bindeglieds zur Koordination eines 
gemeinschaftlichen Stadtmarketings. 

Barbara Wunder 

Beispiel Wolfratshausen
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Werners Augenmerk liegt auf folgenden 
vier Arbeitsschwerpunkten: 

1.  Umsetzung des Integrierten 
 Stadtentwicklungskonzepts (ISEK)
 
2.  Profilierung durch Dachmarkenkonzept 

3.  Strategie für Gewerbe, Einzelhandel, 
 Gastronomie und Dienstleistung
 
4.  Kommunikation und Koordination. 

Parallel zum Dachmarkenprozess werden die vorhande-
nen Marketinginstrumente der Stadt weiterentwickelt. 
Dazu zählen Printprodukte zur strategischen Imagearbeit 
(zum Beispiel die zweite Auflage des „Gutscheinbuchs für 
Einkaufen und Erleben“ und die „Stadtkarte für Einkaufen 
und Erleben“), das Social-Media-Marketing mit Schwer-
punkt auf Blog, Facebook und Instagram sowie die Einfüh-
rung einer digitalen Plattform für das Standortmarketing in 
Zusammenarbeit mit den Gewerbetreibenden der Stadt.

Hier kommt die Zusammenarbeit mit City Points in Spiel. 
Ziel dieses multimedialen und visualisierenden Marke-
tingsystems für Gewerbetreibende, Einzelhändler, 

Julia Menzel-Härpfner
 Foto: Michielverbeek (CC BY-SA 3.0) Wikipedia 

Wolfratshausen setzt 
auf gemeinschaftliches 
Standortmarketing.
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Dienstleister und Gastronomen aus Stadt und Region ist 
es, besondere Reize zu schaffen, um die Anwohner und 
Besucher wieder in die Innenstädte bzw. in den Laden zu 
bekommen. „Einkaufen und Shoppen muss im Einzelhan-
del wieder zum Erlebnis werden“, bekräftigte Geschäfts-
führerin Julia Menzel-Härpfner. 

CityPoints kümmert sich nachhaltig um 
die Gewerbetreibenden. Kooperatio-
nen und Kommunikation sind die zu-
kunftsträchtigen Strategien für eine 
gesicherte Zukunft in der  Stadt. Die 
verwendeten Kommunikationstools be-
stehen aus City Points Digital (App für 
Android und iOS, Website, Kiosksysteme 
für die Öffentlichkeit, Events, Angebote 
und Aktionen), City Points Lifestyle (Mit-
nahmekarten, Flyer, Magazin, Events, 
Aktionen und Angebote) und City Points 
Social (Blog, Imagefilme, Kundenaktivierung und Verbrei-
tung). Diese Tools müssen letztlich ineinander greifen, um 
unterschiedliche Zielgruppen (alt, jung, Anwohner, Besu-
cher, digital aufgeschlossen, digital nicht aufgeschlossen) 
zu erreichen und anzusprechen. 

Aufgabe des Werbekreises Einkaufsstadt Wolfratshausen 
ist es nach den Worten der Vorsitzenden Ingrid Schnaller, 
nach dem Grundsatz der Freiwilligkeit alle am wirtschaftli-
chen Wachstum und Wohle der Stadt Wolfratshausen in- 
teressierten Kräfte zu bündeln, um mit geeigneten Maß-
nahmen der Werbung die Anziehungskraft des örtlichen 
Handels und Gewerbes zu fördern und zu stärken. 

Mit Aktionen wie Christkindlmarkt, Martini- und Kirchweih- 
Marktsonntagen mit besonderen Attraktionen oder einem 
„Dinner en Blanc“ an der alten Floßlände, das rund 400 Teil-
nehmer aus dem ganzen Umland anzog, „haben wir es   
erfolgreich geschafft, uns zu etablieren“, betonte Schnaller. 
Tendenz steigend.  

 Erst kürzlich führte der Werbekreis ge-
meinsam mit der Organisation „Klima- 
frühling Oberland“ am Mittefastenmarkt 
eine „Heimat.Wasser“-Aktion durch. 
Der Werbekreis wagte sich an das Pro-
jekt, den Wolfratshausern den hohen 
Wert unseres Trinkwassers zu beweisen 
– auch der Klimaschutz spielte eine 
wichtige Rolle. Mit Unterstützung durch 
Wolfratshausens privat-öffentlichen Pro-
jektfonds entstand ein Informations- 
stand mit den Stadtwerken, eine Was-

ser-Verkostung und ein hochwertiges Give-Away, um die 
Bürger zu mehr Nachhaltigkeit anzuhalten.

Im Gegensatz zu Wolfratshausen verfügt die im Landkreis 
Passau gelegene Marktgemeinde Eging a. See mit seinen 
4.300 Einwohnern über keine spürbare Ortsmitte. Die Misch-
gebietsfunktionen sind über einen weiten Bereich der ur-
sprünglichen Straßenzüge erstreckt, der im Verhältnis zur 
Versorgungsfunktion dieses Bereiches heute zu groß ist, 
und haben deshalb mit Leerständen zu kämpfen, berichte-
te 1. Bürgermeister Walter Bauer. 

Martina Dietrich 

Beispiel Markt Eging a. See 

v.l. Helmut Haider, 1. Bürgermeister Stadt Vilsbiburg und Walter Bauer, 1. Bürgermeister Markt Eging a. See
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FriedWald GmbH • Im Leuschnerpark 3
64347 Griesheim • Tel.:06155 848-100
info@friedwald.de • www.friedwald.de

FriedWald - Neue 
Möglichkeiten für eine 
ertragreiche Waldnutzung
Nutzen Sie unsere kostenlose Standortanalyse
Die Bestattung in einem FriedWald gewinnt zunehmend an 
Zuspruch. Sie ist eine moderne Bestattungsform, die den Be-
dürfnissen der Menschen entspricht. 

Die FriedWald GmbH ist Wegbereiter in der Naturbestattung und 
bietet eine leistungsstarke Partnerschaft nach Maß. Unsere indi-
viduellen Kooperationsmodelle garantieren Ihnen hohe Flexibili-
tät mit einem leistungsstarken Partner. Unsere Mitarbeiter prüfen 
nach ersten Vorgesprächen in einer kostenlosen Standortana-
lyse, ob Ihr Wald geeignet ist und ob weitere Kriterien für eine 
erfolgreiche Umsetzung des FriedWald-Projekts erfüllt werden.  

Nehmen Sie Kontakt zu uns auf - wir beraten Sie 
gerne auf dem Weg zu Ihrem FriedWald. 

Ihre Ansprechpartnerin:
Sarah Jennewein, FriedWald-Standortentwicklerin für Bayern 
Telefon: 06155 848-243
E-Mail: Sarah.Jennewein@friedwald.de
www.friedwald.de/portal/standortentwicklung/

Das soll sich nun ändern. Eging benötigt ein neues Rathaus 
und möchte dies, zusammen mit einem Wohn- und Geschäfts-
haus zur Stärkung der Ortsmitte am Marktplatz platzieren. In 
diesem Zusammenhang soll der Marktplatz als attraktive Mit-
te von Eging neu gestaltet werden. Das städtebauliche Leit-
bild zeigt die Idee, den Mischgebietsbereich in seiner Größe 
zu begrenzen und mit Schwerpunkten zu den Themen Versor-
gung, Markt/Mitte und Kultur aufzuwerten, die wie Perlen 
auf dem Ost-West-verlaufenden Straßenzug der Ortsmitte 
sitzen und Besuchsanlässe bieten.

Das aus einem Architektenwettbewerb hervorgegangene Sie-
gerteam setzte bei seinem Entwurf auf einen menschlichen 
Maßstab von Platz und Gebäuden, die Nutzung der topogra-
phischen Besonderheiten (Ausblick, Landschaft), eine Platz-
fläche die Veranstaltungen für und durch die Bürger er- 
möglicht, informelle Treffpunkte sowie  Stellplätze in kürzes-
ter Entfernung. Rathauschef Bauer freut sich auf eine sorgfäl-
tig und qualitätsvoll gestaltete neue Ortsmitte, auf die die 
Eginger Bürger stolz sein könne.

In den 1970 er und 80er Jahren, als es sich breite Bevölke-
rungsschichten leisten konnten, entfaltete der Traum vom 
Häuschen im Grünen in suburbanen Räumen sein ganzes Po-
tenzial.  Wie überall lassen sich die Siedlungsentwicklungen 
durch die Ausweisung großflächiger Einfamilienhauswohnge-
biete auch vor den Toren Ambergs beobachten, stellte Dipl. 
Ing. Univ., Martina Dietrich (Stadt und Raum) fest.  

Neben vielen weiteren Amberger Umlandgemeinden fungie-
ren Kümmersbruck und Ebermannsdorf, lagegünstig an den 
Autobahnausfahrten der A6, als Flächenspender für Gewerbe 
und preiswertes Wohnbauland. Heute ist die alternde und 
langfristig schrumpfende Bevölkerung auf dem Lande mit der 
Frage nach der Grundversorgung konfrontiert. Zum Werterhalt 
des in die Jahre gekommenen Wohnhauses, bei der weiteren 
Baulandausweisung und für den gerade wieder entdecken 
Ortskern als dörflichen Identitätsträger rücken in der kommu-
nalen Debatte die Forderung nach zentralen Versorgungsein-
richtungen und die Mobilitätsfrage in den Vordergrund. 

Den Gemeinden stehen vielfältige Förderprogramme wie „Ort 
schafft Mitte“, „Aktive Ortszentren“ oder „Innen statt Außen“ 
zu Verfügung. Und doch: Das passgenaue Bauprogramm im 
Schatten der kreisfreien Stadt, die Entwicklung von umsetzba-
ren Abschnitten, die Bauträgerschaft und die spätere Finan- 
zierung des Unterhaltes der Einrichtungen sind vielgestaltige 
Herausforderungen, konstatierte Dietrich. 

Entscheidend für den guten Einstieg in die Ortsmittenent-
wicklung sind daher die Begleitung der Kommune bei der 
Definition der Aufgabenstellung sowie die Vermittlung und 
Durchführung geeigneter Planerauswahlverfahren wie der 
„Wettbewerbliche Dialog“ oder der „Einladungswettbewerb 
nach RPW“. Die Unterstützung dünn besetzter Bauverwaltun-
gen ist ebenso notwendig wie der gelassene Umgang und die 
Moderation oft heftig aufflammender Bürgerbeschwerden.  

Beispiele Kümmersbruck und Ebermannstadt 

Bürgerstolz
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Dietrich: „In Ebermannsdorf und Kümmersbruck sind Orts-
mittenentwicklungen in Gang gesetzt worden, die neugie-
rig machen, da sich deren Projektstruktur modellhaft auf 
viele kleinere Kommunen übertragen lassen.“ 

„Für eine starke Ortsmitte müssen wir diejenigen Informa-
tionen und Bilder in die Köpfe von Bürgern und Gästen 
bekommen, die zu der Entscheidung führen, die Ortsmitte 
aufzusuchen“, machte Architekt und Stadtplaner Michael 
Leidl (Bad Birnbach) deutlich. 

Eine städtebauliche Entscheidung für eine starke Ortsmit-
te könne dafür sorgen, dass das Wohnen einen Platz in der 
Ortsmitte und ihrer unmittelbaren Umgebung hat – also 
eine Entscheidung, die mindestens 500 Meter um die 
Ortsmitte Bedeutung hat. Und sie kann dafür Sorge tra-
gen, dass die Ortsmitte gut erreichbar ist.

Zutaten für eine starke Ortsmitte seien neben Licht, Was-
ser, guten Sitzgelegenheiten, Begrünung, attraktiven Dä-
chern und Fassaden, Straßenmusik, Festen, Märkten und 
Kunstangeboten auch Zutaten, die aus dem Ort selbst he-
raus zu finden sind: „besondere Ausblicke in die Land-
schaft, eine einmalige Topographie, spürbar Geschichte 
tragende Gebäude am Platz“. Diesen besonderen Zutaten 
gelte es auch besondere Aufmerksamkeit zu widmen, ha-
ben sie aus Leidls Sicht doch das Potenzial, einen Ort un-
terscheidbar, einmalig und unverwechselbar zu machen.

Sein Fazit: „Während die Handelsfunktionen in unseren 
Ortsmitten zunehmend in Bedrängnis geraten, ist das Be-
dürfnis sich zu begegnen, Schönes zu erleben und darüber 
zu erzählen, in den Zeiten von Social Media ungebrochen. 
Der richtige Ort dafür ist immer die Ortsmitte. Mit den 
richtigen Zutaten kann der Städtebau dafür sorgen, dass 
das Leben in der Ortsmitte bleibt. Gemeinsam macht‘s am 
meisten Spaß.“ 

Michael Leidl

Der richtige Ort ist immer die Ortsmitte.

Das 4. Bayerische InfrastrukturForum 
in München bot reichlich Gelegenheit 
zu umfassender Information und 
konstruktivem Austausch.



15

Sonderdruck             Bayerische GemeindeZeitung  3. Mai 2019

ISW vor Ort in Freyung, Grafenau und Perlesreut 
Innenentwicklung und Ortskernrevitalisierung in kleinen Städten und Gemeinden 
Fachexkursion am 15.05.2019 ab/an München In Kooperation mit dem BDA Bayern

Obwohl in Deutschland knapp 33 Millionen Menschen in über 3.800 Kleinstädten und Landgemeinden leben, hat sich die fachliche Diskussion lange Zeit auf die Planungspraxis  
der Großstädte bezogen. Doch Kleinstädte und Landgemeinden sind ein wichtiger Bestandteil des polyzentrischen Städtenetzes und übernehmen für ihren Raum wichtige  
Funktionen, wobei die Entwicklungsvoraussetzungen gerade für Städte und Gemeinden im peripher gelegenen, ländlichen Raum eine Herausforderung darstellen.

Wie sich diese Gemeinden gegen einen Verlust von Zentralitätsfunktionen und Attraktivität als Lebens- und Arbeitsort zur Wehr setzen können, soll im Rahmen dieser Fachexkursion 
anhand der Beispiele Markt Perlesreut (ca. 3000 Einwohner), Kreisstadt Freyung (ca. 7000 Einwohner) und Stadt Grafenau (ca. 8000 Einwohner) aufgezeigt werden.
Ziel der Fachexkursion ist es, den Teilnehmenden einen möglichst konkreten Einblick in die Ortsentwicklung und die umgesetzten Maßnahmen im Bereich der Innenentwicklung und 
Revitalisierung von Ortszentren zu geben.

Referent*innen: 
Dr. Olaf Heinrich - 1. Bürgermeister, Stadt Freyung  
Rolf-Peter Klar - Leitender Baudirektor, SG Städtebau, Regierung von Niederbayern
Max Niedermeier - 1. Bürgermeister, Stadt Grafenau
Dr. Carolin Pecho - Geschäftsführerin ILE Ilzer Land
Roland Spiller - Leiter Amt für Ländliche Entwicklung Niederbayern

www.isw-isb.de 

Anmeldung und Information: 

Weitere Veranstaltungen: www.isw-isb.de

Institut für Städtebau und Wohnungswesen München
Tel: 089 54 27 06-0, Fax  089 54 27 06-23,  
E-Mail: office@isw.de,  Web: www.isw-isb.de 

KfW Bankengruppe:

Weiterdenker geben Ihrer 
Kommune Struktur. – Infrastruktur.

KfW-Förderprogramme für Ihre Investitionsvorhaben

Basisfinanzierung:
• IKK Investitionskredit Kommunen (208)
• IKU Investitionskredit kommunale u. soziale Unternehmen (148)

Quartierskonzepte und Sanierungsmanager:
• Energetische Stadtsanierung Zuschuss (432)

Wärme- und Kälteversorgung im Quartier/
Energieeffiziente Wasserversorgung und Abwasserentsorgung:
• IKK / IKU Energetische Stadtsanierung Quartiersversorgung (201/202)

Energieeffiziente Nichtwohngebäude:
• IKK / IKU Energieeffizient Bauen und Sanieren (217, 218/219, 220)

Barriereabbau an Nichtwohngebäuden/im öffentlichen Raum:
• IKK / IKU Barrierearme Stadt (233/234)

Für eine persönliche Beratung steht Andreas Ronge zur Verfügung. 
Tel. 030 20264 5469, Mail andreas.ronge@kfw.de

Die KfW fördert Ihre Infrastrukturin-
vestition. Im Auftrag der Bundesre-
gierung vergibt die KfW zinsgünstige 
Förderkredite und (Tilgungs-) Zuschüs-
se an Kommunen sowie an kommuna-
le und soziale Unternehmen. 

Für allgemeine Investitionen in die 
kommunale und soziale Infrastruktur 
gibt es eine Basisförderung. Beson-
ders günstig sind die speziellen För-
derprogramme für Investitionen in 
die Energieeffizienz von Nichtwohn-

gebäuden, in die Quartiersversorgung 
sowie für Maßnahmen zum Barriere-
abbau in öffentlichen Gebäuden und 
im öffentlichen Raum. 

Andreas Ronge
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Mit dem griffigen Slogan „Krapfen 
statt Donut“ wurde bei der Veranstal-
tung „Lebendige Ortsmitte“ die Be-
deutung der Innenentwicklung in 
Kommunen veranschaulicht. Neben 
den rechtlichen Möglichkeiten, die 
das BauGB den Kommunen eröffnet, 
werden Projekte, die der Stärkung 
und Entwicklung der Innerorte die-
nen, durch Mittel der Städtebauför-
derung sowie der Dorferneuerung 
unterstützt.

Oft sind jedoch Mitarbeiterkapazitä-
ten in den öffentlichen Verwaltungen 
knapp. BayernGrund unterstützt Sie 
bei der Vorbereitung und Durchfüh-
rung der notwendigen Maßnahmen, 
erarbeitet mit Ihnen die städtebauli-

chen Entwicklungskonzepte und führt 
Sie sicher durch den Antrags- und För-
derdschungel. Bayerngrund baut auf 
langjährige Erfahrungen und stellt je 
nach Projekt ein interdisziplinäres 
Team nach Ihren Bedürfnissen bereit.

Nach der Ideenfindung und der Pla-
nung geht es an die Umsetzung des 
Projektes. Bayerngrund übernimmt 
neben konzeptionellen und beraten-
den Leistungen auch die Umsetzung 
der Projekte vom Erwerb notwendi-
ger Grundstücke mit Neuordnung 
und Verkauf bis hin zur Realisierung 
von baulichen Maßnahmen im Hoch 
– und Tiefbau. Bayerngrund versteht 
sich immer als Dienstleister der Kom-
mune und führt Maßnahmen in en-
ger Abstimmung und nach Vorgabe 
der Kommune durch. 

Gerne erstellt BayernGrund für 
Sie ein individuelles Angebot. 
Erfahren Sie mehr unter 
www.bayerngrund.de.

BayernGrund:

Partner bei der Innenentwicklung

v.l. Klaus Heller und Franz Schonlau

v.l. Johannes Kneidl, 2. Bürgermeister Gemeinde Sulzemoos, Monika Held 
und Gabi Emmerling, Projekt Gemeindeentwicklung Petersdorf, 
Dietrich Binder, 1. Bürgermeister Gemeinde Petersdorf
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Sehen Sie zum 4. Bayerischen 
InfrastrukturForum auch einen 
Filmbeitrag von TV Bayern live. 

QR Code scannen oder Weblink 

www.tvbayernlive.de/ 

mediathek/video/infrastrukturforum

Ganz Bayern in 60 Minuten.

Ganz nah bei
den Zuschauern

Bayerns.
Von Aschaffenburg 

bis Berchtesgaden.

• Aktuelle Themen
• Regionale Nachrichten

• Berichte von Land und Leuten
• Information und Service aus 

  Ihrer Region

Ab jetzt immer samstags von 17:45 bis 18:45 Uhr im Programm von RTL 
und jeden Sonntag um 17:00 Uhr auf den bayerischen Lokalprogrammen.

Mehr unter: 
www.tvbayernlive.de
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Diskutieren Sie kommunale Themen direkt mit  
Personen, die ähnliche Herausforderungen meistern 

und klicken Sie hier: www.anmelden.gemeindezeitung.bayern
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